
. - ~ Bundesnetzagentur 

Besnhlusska1rnne1· ß 

Akt<-;nzeichen: Bl<B-11/17B1-11 

Beschluss 

In dem Verwaltungsverfahren nach § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1, 2, 5 

und 10 ARegV 

wegen 	 Festlegung der kalenderjährllchen Erlösobergrenzen 

für die zweite Regulierungsperiode Strom (2014 bis 201 ß) 

hat die Beschlusskammer 8 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekom­

munikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, 

durch den Vorsitzenden Helmut Fuß, 

den Beisitzer 	 Bernd Petermann 

und den Beisitzer 	 Wolfgang Wetzl 

gegenüber der WSW Netz GmbH, Schützenstraße 34, 42281 Wuppertal, gesetzlich 

vertreten durch den Geschäftsführer, 

- Netzbetreiber 

( 
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enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

am ff.11.2014 boschlossc~n: 

1. 	 Die kalondorjährlichen Erlösobergrenzen des Netzbetreibers werden flir den 

Zeitraum vom 01.01.2014 bis zum a1 .12.201 ß nemäfS Anlaue ß dieses Be­

schlusses festgelegt. 

2. 	 Der Netzbetreiber ist verpflichtet, jeweils zum 1. Januar eines l<alenderjahres 

- erstrnalirJ zum 01.01.2014 - die Erlösobergrenze für das jeweilige l<alender­

jahr anzupassen, sofern sich der Verbraucherpreisgesarntindex nach § ß 

ARegV, dauerhaft nicht beeinflussbare l<ostenanteile nach § 11 Abs. 2 S. 1 

Nr. 1 bis 8, 8b bis 11 und 12a bis 14, S. 4 ARegV oder volatile l<ostenanteile 

nach § 11 Abs. 5 ARegV ändern. 

:3. 	 Der Netzbetreiber ist verpflichtet, den Übergang von Netzen, Netzzusammen­

schllisse und -aufspaltungen nach § 26 ARegV unverzüglich schriftlich bei der 

Beschlusskammer anzuzeigen. 
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enthält l:lelriebs- und Geschärtsr1eheimnisso 

GRÜND12 

1. 	 Sachverlrnlt 

Die Beschlusskammer hat gemäß§ 2 ARegV von Arnis wenen ein Ve1iahren zur ße­

stirnmunn der Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 1 uncl 2 ARenV eingeleitet. Die 

Landesregulierunnsbehörde, in deren Gebiet der Netzbetreiber seinen Sitz hat, 

wurde gemäf~ § 55 Abs. 1 S. 2 EnWG liber die Einleitunn des Verfahrens informie1i. 

1. 	 Ermittlung des Ausgangsniveaus gemäß§ 6 Abs. 1 ARegV 

Zum Zwecke der Bestimmung der l\alenderjährlichen Erlösobergrenzen des Netzbe­

treibers hat die Beschlusskammer gemäß § 6 Abs. 1 ARegV eine l<ostenprllfung zur 

Ermittlung des Ausgangsniveaus durchgeflihrt. Die erforderlichen l<ostendaten des 

Netzbetreibers wurden von der Bundesnetzagentur. erhoben. Fllr die Ermittlung des 

Anteils der dauerhaft nicht beeinflussbaren l<ostenanteile gemäß § 11 Abs. 2 ARegV 

an den Gesamtl\osten gemäß § 6 Abs. 1 ARegV waren weitere Informationen not­

wendig. Der Netzbetreiber hatte die Möglichkeit, l<ostenanteile in der Überleitungs­

rechnunn umzubuchen. 

Die von der Beschlusskammer danach ermittelten Gesamtkosten wurden dem Netz­

betreiber mit Schreiben vom 28.03.2013 mitgeteilt. Der Netzbetreiber hat hierzu mit 

Schreiben vom 22.04.2013 gemäß § 67 Abs. 1 EnWG Stellung genommen. Nach 

eingehender Würdigung der Stellungnahme hat die Beschlusskammer dem Netzbe­

treiber mit Schreiben vom 27.09.2013 die aus ihrer Sicht berCickslchligungsfählgen 

Gesamtkosten mltgetellt (Anlage Zwischendokumentation und den dazu gehörigen 

Anlagen 1 bis 3). 

2. 	 Ermittlung von Vergleichsparametern gemäß§ 13 Abs. 3 

ARegV 

Um die Ermittlung von Vergleichsparametern gemäß§ 13 Abs. 3 ARegV durchflihren 

zu können, war eine Strukturdatenabfrage bei allen Netzbetreibern vorzunehmen, die 

keine Genehmigung zur Teilnahme am vereinfachten Verfahren gemäß § 24 Abs. 4 

S. 3 ARegV erhalten hatten. Die erforderlichen Strukturdaten der Netzbetreiber wur-
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den von cfoir l:lundesnotzi~gentur erhoben. Die l:Jundosnetzagentur hat die vom Notz­

b(-llreibor libermittelton Daten einer l<onsiston7.- und Plausibilitätskontrolle unterzo· 

gen. Der Netzbetreiber wurde im Falle beobachteter lnkonsistcrnzen oder unplausib„ 

ler Datenübermittlungen aufgeforde1t, diese zu erläutern und, sofern eine Adjustie­

runrJ der Daten erforderlich war, die korrigierten Daten erneut unter Verwendung des 

Web-Formulars im Energiedaten-Portal der Bundesnetzagentur zu libermitteln. 

3. 	 EffizienzverrJleichsmodell und Ausgestaltung det' Metho­

den gemäß Anlage 3 ARegV 

Das Beraterkonsortium SwissEconomics I SUMICSID hat auf Grundlage der erhobe­

nen Daten ein Effizienzvergleichsmodell entwickelt. Am 12.07.2013 fand in den 

Räumlichkeiten des Bundesumweltministeriums eine Anhörung mit den Wirtschafts­

und Verbrauchervertretern gemäß § 12 Abs. 1 S. 2 ARegV zur Ausgestaltung der in 

Anlage 3 zu § 12 ARegV aufgeführten Methoden zur Effizienzwertermittlung statt. 

Den Wirtschafts- und Verbrauchervertretern wurde die Möglichkeit zur schriftlichen 

Stellungnahme eingeräumt. Bei der Bundesnetzagentur sind Insgesamt vier Stel­

lungnahmen eingegangen. Die Verbände VKU, GEODE und 8DEW haben am 

05.08.2013 eine gemeinsame Stellungnahme eingereicht. Darüber hinaus sind Stel­

lungnahmen der ENSO NETZ GmbH (ENSO NETZ), der NRM Netzdienste Rhein· 

Main GmbH (NRM) sowie der SWM Infrastruktur GmbH (SWM) eingegangen. 

In den Stellungnahmen wurde insbesondere vorgetragen, dass noch kein konkretes 

Modell für die Berechnung der Effizienzwerte vorgestellt worden ist. Die Informatio­

nen seien nicht ausreichend, um der obligatorischen Anhörung der Verbände zu ge­

nügen(§§ 12 Abs. 1 Satz 2 und 13 Abs. 3, Satz 10 ARegV). Ziel dieser Regelung sei 

es, Transparenz zu schaffen und die inhaltliche Richtigkeit sicherzustellen. Die Ver­

bände schildern daher, dass aus ihrer Sicht in der ARegV vorgesehene Verfahrens­

rechte verletzt würden, sollte die Bundesnetzagentur nicht weitere Informationen 

(insb. konkrete Gütemaße und Verteilungsgrößen zu den einzelnen Modellen) über­

mitteln. 

Des Weiteren kritisieren die Verbände, dass fehlende l<ostendaten von 32 Unter­

nehmen durch die Bundesnetzagentur geschätzt wurden. Dies sei unabhängig von 

der Approximationsmethode u.a. deswegen kritisch zu sehen, weil unterstellt würde, 
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dass Unternehmen mit fohlenden Daten die gleiche Struktur aufweisen wie diejeni­

gen mit vollständigen Daten. Dk~s sei jedoch angesichts der Tatsache, dass vor al­

lem kleinere Netzbetroiber keine vollständigen Daten aufweisen nicht der Fall. 

Das mehrstufirie Verfahren zur Datenvalidierung wird von den Verbänden ausdr!ick­

lich gelobt. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass die Validierung anriesichts der 

noch nicht endgültigen Datenbasis in jedem Fall zu wiederholen sei. 

Auf~erdem weisen die Verbände darauf hin, dass für die Auswahl möglicher Ver­

gleichspmameter sicherzustellen sei, dass .die Kostenseite der Daten mit der Struk­

turparameterseite inhaltlich l<onsistent ist. Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, 

dass der unterschiedliche Umganri mit Entrielten für singulär genutzte Betriebsmittel 

(§ 19 Abs. 3 StrornNEV) den Effizienzvergleich verzerren könnte. 

Weiterhin weisen die Verbände darauf hin, dass die Verteilernetzbetreiber Strom In 

Deutschland besonders heterogen seien. Die Bundesnetzagentur sei In ihrer Konsul­

tation in der Parametrierung nicht auf diese vorliegenden Heterogenitäten eingegan­

gen. 

Insbesondere in Bezug auf die Beachtung von Erneuerbaren Energien sehen die 

Verbände Probleme. Kosten, die auf gesetzliche Vorgaben zurückgehen, dllrften da­

her nicht als ineffiziente l<osten gewertet werden. Die vorn Gesetzgeber geforderte 

und geförderte Heterogenität sollte in der Parametrierung berücksichtigt werden (z.B. 

durch Beachtung der Einspeisepunkte). 

Zudem fordern die Verbände, dass ein Parameter berücksichtigt werde, der die Netz­

länge Hochspannung disaggregiert abbildet. Diesen Punkt hebt die ENSO NETZ 

GmbH ausdrücklich hervor .. 

Als weiterer kritischer Punkt wird die höhere Versorgungsdichte städtischer NB an­

gesehen. Um diesbezllglich Nachteile auszuschließen, müsse eine Second-Stage 

Analyse durchgefüh1t werden. Außerdem sei die Integration von Parametern, die ei­

ne höhere Versorgungsdichte anzeigen (z.B. Zählpunkte), eine Möglichkeit den City­

Effekt zu verhindern. 

Der Netzbetreiber DB Energie GmbH solle nicht in den Effizienzvergleich einbezogen 

werden, weil dieser sich in der technisch-wirtschaftlichen Bewertung zu stark von den 

anderen Netzbetreibern unterscheide. 
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Im Zune der Modellfindtmn sei darliber hinaus sicherzustellen, dass nicht newisse 

Gruppcm von Netzbetreiben systc1matisch benachteilint würden. Dabei sei vor alk~m 

das „Vorsichtsprinzip" (§ 23 EnWO) bei der Definition des Modells anzuwenden. 

Zum Vorgohon bei der Analyse kritisieren die Verbände, dass es nicht klar ersichtlich 

sei, ob alle Modelle im Rahmen der l<ostentreiberanalyse um Ausreißer bereinigt 

wurden. Außerdem sei es kritisch, dass die Auswahl einzelner Parameter aufgrund 

statistischer l<riterien erfolgte. Es sei wichtig, in der SFA und der Kostentreiberanaly· 

se die gleiche funktionelle Form zu verwenden. 

Bei der Parameterauswahl wird vor allem die Darstellung der Ernebnisse kritisiert. Es 

sei nicht ersichtlich wai'wn einige Parameter signifikant seien, andere wiederum 

nicht. 

Außerdem wird explizit die Aufnahme der Zählpunkte als Parameter in das Modell 

nefordert. Der Grund hierfür liene darin, dass nur so die anfallenden Mess- und Ab­

rechnungskosten hinreichend im Modell berücl<sichtigt werden l<önnten. 

l<ritisiert wird weiterhin, dass die Effizienzwerte im Rahmen der l<onsultation nicht 

detailliert genug dargestellt wurden, so dass eine fundierte Beurteilung nicht möglich 

sei. 

Zuletzt kritisieren die Verbände die Verwendung der gestutzten Normalverteilung. 

Die Verwendung einer Exponentialverteilung sei die bessere Alternative. 

Am 23.09.2013 wmde den Verbänden ein Foliensatz mit dem aktuellen Stand der 

Kostentreiberanalyse übersandt, mit der Bitte hierzu Stellung zu nehmen. 

In ihrer Stellungnahme führen die Verbände zunächst aus, dass die Bundesnetza­

gentur noch Immer kein endgültiges Modell vorgelegt habe, so dass die Verbände 

weiterhin nicht endgültig Stellung nehmen könnten. Die Verbände erneuern daher 

ihre Forderung nach einem physischen Anhörungstermin, nachdem ein endgültiges 

Modell bestimmt wurde. 

Die Verbände nennen in Bezug auf die konkrete Bildung des Effizienzvergleichsmo­

dells nachfolgende Punkte: 

- Dezentrale Erzeugungsarten (alle Spannungsebenen) sollen vollständig bei 

der Parametrierung berücksichtigt werden. 
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- Neben <lEm Anschlusspunkten sollm1 auch die Einspeisepu11kt<1 in das Mocfoll 

integriert werden. 

- Um den sog. City-Effekt zu vermeiden sei es wichtirJ Zählpunkte in das Modell 

zu integrieren. 

- Insbesondere die Leitungslängen von HS und MS sollen disaggregierl in das 

Modell eingehen. 

- Um ein vollständiges Bild zu haben sollten verschiedene Parameter der Um­

spannebenen im Modell geprüft werden. 

- Die Annahme der Exponentialverteilung solle verwendet werden. 

4. 	 Anhöl'ung 

Die Beschlusskammer hat dem Netzbetreiber mit Schreiben vom 21.11.2013 Gele­

genheit gemäß§ 67 Abs. 1 EnWG gegeben, sich zu der beabsichtigen Entscheidung 

der Beschlusskammer zu äußern. Der Netzbetreiber hat unter anderem mit Schrei­

ben vom 13.12.2013 Stellung genommen. 

Hinsichtlich der Einzelheiten des Verfahrens wird auf die Verfahrensal\le verwiesen. 

II. 	 Rechtliche WUrdigung 

1. 	 Zuständigkeit 

Die Bundesnetzagentur ist gemäß § 54 Abs. 1 EnWG die zuständige Regulierungs­

behörde. Die Zuständigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus § 59 Abs. 1 S. 1 

EnWG. 

2. 	 Ermittlung der kalenderjährllchen Erlösobergrenzen 

nach § 4 ARegV 

Die Festlegung der Erlösobergrenzen des Netzbetreibers für die zweite Regulie­

rungsperiode Strom erfolgt auf Grundlage des § 29 Abs. 1 ARegV i.V.m. § 32 Abs. 1 

Nr. 1 und § 4 Abs. 1 und 2 ARegV. 
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Die Hegulierungsbehörde bestimmt die Ober(Jrenzen der zullissigen GesrnnterlöHe 

oinos Netzbotroibors aus don Notzontgolton (Erlösoberornnl'.n} onmiH~ § 4 Abs. 1 

ARegV n.ach Maßoabe der §§ ti bis 16 und 25 ARegV. Die Bestimmung der kalen„ 

derjährlichen Erlösobergrenzen erfolgt durch Festlegung nach . § 32 Abs. 

1 Nr. 1 ARefjV i.V.m. § 29 Abs. 1 EnWG. 

Gemäß § 1 Abs. 1 ARegV werden die Entgelte fflr den Zunang zu Enernieversor­

gungsnetzen ab dem 01.01.2009 im Wege der Anreizregulierunn bestimmt. Die zwei­

te Regulierungsperiode der Anreizregulierung dauert fünf Jahre (§ :~ Abs. 2 ARegV). 

Die Beschlusskammer bestimmt die Erlösobergrenze flir jedes l<alenderjahr der ge­

samten Regulierungsperiode (§ 4 Abs. 2 S. 1 ARefjV). Die l<alenderjährlichen Erlös­

obergrenzen des Netzbetreibers in der zweiten Hegulierungsperiode Strom (2014 bis 

2018) ergeben sich aus Anlage ß. 

Die Bestimmung der l~alenderjährlichen Erlösobergrenzen des Netzbetreibers e1folgt 

in der zweiten Regulierungsperiode gemfiß § 7 ARegV in Anwendung der in Anlage 

1 zu § '1 ARegV enthaltenen Regulierungsformel. 

1
EO t ~ KA dnb, t+(l<A vnb,O +(1- V 1)· l<A b,O )· ( 	VPI - PF 1) •EF t + Q t + (VK t - VI< o} +St 

VPlo 

Zur Bestimmung der Erlösobergrenzen ist in einem ersten Schritt das Ausgangsni­

veau gemäß § 6 Abs. 1 ARegV zu bestimmen. Daraufhin sind die dauerhaft nicht 

beeinflussbaren Kostenanteile (K dno,1}, die vorübergehend nicht beeinflussbaren 

(l<Avno,o) und die beeinflussbaren Kosten (KA b,o} zu ermitteln. Zur Gewährleistung 

des gleichmäßigen Abbaus der beeinflussbaren Kosten ist sodann der Verteilungs­

faktor (V 1) gemäß§ 16 Abs. 1 ARegV zu bestimmen. Im Anschluss sind die weiteren 

Bestandteile der Formel zu ermitteln, also der Wert für die um den sel<toralen Pro­

dul<tivitätsfortschritt (PF 1) bereinigte allgemeine Geldwertentwicklung (VPI 1I VPI 0) 

nach §§ 8 und 9 ARegV, der Erweiterungsfaktor (EF 1) nach § 10 ARegV, das Quali­

tätselement (Q 1) nach §§ 18 ff. ARegV sowie der Saldo des Regulierungskontos (S 1) 

nach § 5 Abs. 4 ARegV. 

Eine Darstellung der in der Regulierungsformel verwendeten Werte und der flir die 

zweite Regulierungsperiode ermittelten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des 

Netzbetreibers findet sich in Anlage 8. 
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2.1. 	 Bestinmrnnn des Atm~Janni;nivomrn zur Enniltlung der lrn·­

lendorjährlinhon Erliisoborgrnm:en nach § () Af~e1JV 

Die Bestimmung des Ausganosniveaus zur Ermittlung der Erlösoberorenze erfolgt 

auf Grundlage des § 6 Al~e~JV. Für die zweite Regulierun~Jsperiode ist gemäß § 6 

Abs. 1 ARegV eine l<ostenprllfung nach den Vorschriften des Teils 2 Abschnitt 1 

StromNEV durchzuführen. 

Die l<ostenprüfuno erfolot nach § 6 Abs. 1 S. 3 /\RegV im vorletzten Kalenderjahr vor 

Beginn der Regulierunosperiode auf der Grundlage der Daten des letzten abge­

schlossenen Geschäftsjahres. Dabei fjilt gemäß § 6 Abs. 1 S. 4 ARegV das Kalen­

derjahr, in dem das der Kostenprüfung zuorunde liegende Geschäftsjahr endet, als 

Basisjahr im Sinne der Verordnung. Demnach erfolgt die Kostenprüfung auf der 

Grundlage der Kostendaten des Basisjahres 2011. 

Das von der Beschlusskammer ermittelte Ausgangsniveau des Basisjahres 2011 

ergibt sich aus der Anlage Zwischendokumentation und den dazugehörigen Anla­

gen 1 bis 3. 

2.2. 	 Ermittlung der· dauerhaft nicht beeinflussbaren f{ostenan­

teile nach § 11 Abs. 2 ARegV 

Von dem gemäß § 6 Abs. 1 ARegV ermittelten Ausgangsniveau ist die Höhe der 

nach § 11 Abs. 2 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile im Basisjahr 

der jeweiligen Regulierungsperiode (KA dnb,o) zu bestimmen. 

Auf Grundlage der Überleitungsrechnung wurde der in den gemäß§ 14 Abs. 1 Nr. 2 

ARegV ermittelten Gesamtkosten enthaltene Anteil der dauerhaft nicht beeinflussba­

ren Kostenanteile gemäß § 11 Abs. 2 ARegV ermittelt. Der so ermittelte Anteil der 

dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile ist der Anlage Zwischendokumenta­

tion und der dazugehörigen Anlage 5 zu entnehmen. 
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2.3. 	 f?.nnittltrnn der voriibergehend nicllt beeinflwmbaren l<os­

hlnantoilo trnnh § 11 Alm. 3 Ar'{euV 

Als vorlibernehend nicht beeinflussbare Kostenanteile (l<A v11b, o) nelten gemäß 

§ 11 Abs. 3 S. 1 ARef)V die mit dem nach § 15 AHe~JV ermittelten berelniuten Eflizi­

enzwe1 t (EW) multiplizierten Gesamtkosten (GI<) nach Abzuu der dauerhaft nicht be­

einflussbaren Kostenanteile (l<A d11b, o). Somit gilt: 

KA vn1>,o"' (GK - KA """· o) * EW 

In diesen sind gemäß§ 11 Abs. 3 S. 2 ARegV die auf nicht zurechenbaren strukturel­

len Unterschieden der Versoruungsgebiete beruhende Kostenanteile enthalten. Die 

Höhe der vorübergehend nicht beeinflussbaren Kosten ist Anlage ß zu entnehmen. 

2.3.1. 	 Effizienzwertermittlung nach§§ 12 bis 15 ARegV 

Ein wesentliches Element der Anreizregulierung ist die Bestimmung der Effizienzwer­

te der Verteilernetzbetreiber nach Maßgabe der §§ 12 bis 15 ARegV. 

Die Ermittlung des individuellen Effizienzwertes erfolgt für alle Verteilernetzbetreiber, 

die nicht am vereinfachten Verfahren nach § 24 ARegV teilnehmen, auf Grundlage 

des sich aus dem Effizienzvergleich nach §§ 12 bis 14 ARegV i.V.m. Anlage 3 zu 

§ 12 ARegV ergebenden Wertes. 

Die Bundesnetzagentur hat vor Beginn der Regulierungsperiode einen bundesweiten 

Effizienzvergleich mit dem Ziel durchgeführt, die unternehmensindividuellen Effizi­

enzwerte aller Verteilernetzbetreiber zu bestimmen (§ 12 Abs. 1 S. 1 ARegV). Der 

Effizienzvergleich für Verteilernetzbetreiber wurde durch die Bundesnetzagentur un­

ter Berücksichtigung der in Anlage 3 zu § 12 ARegV genannten Vorgaben sowie 

nach Maßgabe des § 12 Abs. 2 bis 4a und der §§ 13 und 14 ARegV durchgeführt. 

Unter Verwendung der in Anlage 3 zu§ 12 ARegV aufgeführten Methoden soll durch 

eine den Maßgaben des § 13 ARegV entsprechende l<omblnation von Vergleichspa­

rametern die Versorgungsaufgabe des Netzbetreibers möglichst gut abgebildet wer­

den. 

Ergeben sich künftig auf Grund rechtskräftiger gerichtlicher Entscheidungen nach­

trägliche Änderungen des nach § 6 ARegV ermittelten Ausgangsniveaus, so bleibt 
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der L:flizienzvergleich von diesen m1chtriiglichen Ändflnmuen unberllhrt 

(§ 12 Abs. 1 S. 3 Al~egV). 

Das Ergebnis des Effizienzvergleichs ennö[Jlicht es dem Netzbetreiber, seine relative 

Effizienz im Vergleich zu allen anderen am EffizienzverrJleich teilnehmenden Netzbe· 

treibern zu erfahren. Aus dem Ergebnis des IC:ffizienzvergleichs kann jedoch nicht 

abgeleitet werden, welche konkreten Faktoren zu einer Veränderung der jeweiligen 

Effizienz führen. Gemäß der Anreizregulierungsverordnung ist es insbesondere nicht 

Aufgabe der Regulierungsbehörde, den Netzbetreibern diesbezllglich Informationen 

oder konkrete Handlungsempfehlungen zur Steigerung ihrer individuellen Effizienz 

aufzuzeigen. 

2.3.1.1. Methodik des Effizienzvergleichs 

Der bundesweite Effizienzvergleich wurde von der Bundesnetzagentur nach den me­

thodischen Vorgaben der§§ 12 bis 14 ARegV i.V.m. Anlage 3 zu§ 12 ARegV durch­

geführt. 

Die Bundesnetzagentur hat nach Durchführung einer Kostentrelberanalyse ein soge· 

nanntes „doppeltes duales Benchmarking" (vgl. § 12 Abs. 4a ARegV) vorgenommen, 

in dem einerseits die Aufwandsparameter mit Standardisierung der Kapitalkosten 

(Kosten nach§ 14 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 i.V.m. Abs. 2 ARegV) und andererseits die Auf­

wandsparameter ohne Standardisierung der Kapitalkosten (Kosten nach § 14 Abs. 1 

Nr. 1 und 2 ARegV), jeweils zwei methodisch unterschiedlichen mathematischen Ef­

fizienzanalysen (Data Envelopment Analysis - DEA und Stochastlc Frontier Analysis 

- SFA) unterzogen wurden. Die nach § 13 Abs. 3 und 4 ARegV ermittelten Ver­

gleichsparameter blieben dabei jeweils unverändert. 

Die Robustheit des Effizienzvergleichs wurde unter anderem durch die komplemen­

täre Nutzung der oben genannten Vergleichsmethoden gewährleistet. Es wurden 

somit insgesamt vier Einzeleffizienzanalysen durchgeführt. Zugunsten des Netzbe­

treibers wurde zudem davon ausgegangen, dass das beste Ergebnis der insgesamt 

vier Einzeleffizienzanalysen die Effizienz des Unternehmens abbildet (vgl. § 12 

Abs. 3 und Abs. 4a S. 3 ARegV). 
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Für Netzbetreiber, die im Eflizienzvernleich uls effizient ausgewiesen werden, 9ilt 

gemäß Anlage :3 Nr. 2 zu§ 12 ARegV ein F:flizienzwert von 100 Prozent, für alle an· 

deren Netzbetreiber ein entsprechend 11iedrir1erer Wert. 

Es wurde eine Ausreif~eranalyse durchgeführt. Ausreißer mit einer besonders hohen 

Effü:ienz erhielten den HöGl1steffizienzwert von 100 Prozent (§ 12 Abs. 1 ARegV 

i.V.rn. Anlage 3 Nr. 5 zu § 12 ARegV). Au~reißer rnit einer niedrigen Effizienz von 

unter 60 Prozent erhielten einen Mindesteffizienzwert von 60 Prozent (§ 12 Abs. 4 S. 

1 ARegV 1.V.m. Anlage 3 Nr. 5 zu§ 12 ARegV). 

Die Effizienzvergleiche werden getrennt für Strom- und Gasverteilernetze durchge·· 

führt (§ 12 Abs. 1 s. ·1 ARegV). Die Ermittlung der Effizienzwerte erfolgte unter Ein­

beziehung aller Drucl<stufen oder Netzebenen. Es erfolgte keine Ermittlung von Tei­

leffizienzen für die einzelnen Druckstufen (§ 12 Abs. 1 ARegV i.V.m. Anlage 3 Nr. 3 

zu§ 12 ARegV). 

Methodische Grundlagen 

Die Bundesnetzagentur hat mit der Dateneinhüllungsanalyse (Data Envelopment 

Analysis - DEA) und der stochastischen Effizienzgrenzenanalyse (Stochastic Frontier 

Analysis - SFA) zwei wissenschaftlich anerkannte Methoden zur Durchführung eines 

Effizienzvergleiches verwendet (§ 12 Abs. 1 ARegV i.V.m. Anlage 3 Nr. 1 zu § 12 

ARegV). In beiden Analysemethoden orientieren sich alle Unternehmen an den ·­

nach Maßgabe der Ausreißeranalyse - etrizientesten Unternehmen (sogenannte 

F rontie ru nterneh men). 

Die Regelung der Anlage 3 Nr. 2 zu § 12 ARegV, nach der die Effizienzgrenze von 


den Netzbetreibern mit dem besten Verhältnis zwischen netzwirtschaftlicher Leis­


tungserbringung und Aufwand gebildet wird, verstößt nicht gegen § 21 Abs. 5 S. 4 


EnWG. Durch die Anwendung des „best-of-four" gemäß § 12 Abs.. 3 ·und 4a ARegV 


wird In besonderer Weise die Erreichbarkeit und Übertreffbarkeit der Effizienzvorga­


be sichergestellt. Darüber hinaus wird neben der ökonometrischen Ausreißeranalyse, 


die der Eliminierung von außergewöhnlichen Datensätzen dient, eine äußerst groß­

. zügige Ausreißerbestimmung und Supereffizienzanalyse nach Anlage 3 Nr. 5 zu § 12 


ARegV vorgenommen, so dass insoweit im Effizienzvergleich insgesamt bereits fak­


tisch keine Orientierung am sog. Frontierunternehmen mehr erfolgt. 
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Die Zurnutbarkeit, Erreichbarkeit und Obertroffbarkeit der individuellen Effiziem:vor 

rJaben (§ 21a Abs. 5 S. 4 EnWG) wird dadurch newäl11leistet, dass den Netzbetrei­

bern ein annemessener rnehrjähriner Zeitraum zur Erreichunn der Effizienznrenze 

einrJeräumt wird. Zudem ist nach § 12 Abs. 4 ARenV ein Mindesteffizienzwert i.H.v. 

60 Prozent anzusetzen. Nach § 15 Abs. ·1 ARegV sind strukturelle Besonderheiten 

der Netzbetreiber negebenenfalls gesondert zu berlicksichtinen. Soweit notwendig, 

kann darüber hinaus in Ausnahmefällen eine individuelle Anpassung der Effizienz­

vorgaben des jeweiligen Netzbetreibers durch Einräumung eines längeren Zeitraums 

zum Abbau der ermittelten Ineffizienzen erfolgen (§ 16 Abs. 2 ARegV). Diese aus 

dem Verhältnismäßigkeitsprinzip resultierenden Erleichterungen ändern nichts an 

dem gesetzlich vorgegebenen Effizienzmaßstab, der sich nach den im Effizienzver­

gleich ermittelten effizienten Unternehmen bestimmt (BR-Drs. 417/07 S.54). 

tJateneinhUllungsanalyse (Data Envelopment Analysis - DEA) 

Die DEA ist eine nicht-parametrische, deterministische Methode, in der die optimalen 

l<ombinationen von Kosten (Input) und Versorgungsaufgabe (Output) aus einer Line­

arkombination der Vergleichsparameter individuell bestimmt werden, ohne einen 

funktionalen Zusammenhang zwischen l<osten und Versorgungsaufgabe zu unter­

stellen. Die Bestimmung der Effizienzgrenze erfolgt aus den Daten aller Verteiler­

netzbetreiber. Die individuelle Effizienz des Netzbetreibers wird aus der relativen Po­

sition des einzelnen Unternehmens gegenüber der gefundenen Effizienzgrenze (Kos­

ten der effizienten Unternehmen) ermittelt. Dabei liegt das Unternehmen näher am 

effizienten Rand, weiches die höchste Relation aus gewichteten Vergleichsparame­

tern und Kosten erzielt. Bel Durchführung der DEA sind nicht-fallende Sl1alenerträge 

(non decrea:>ing returns to scale - ndrs) zu unterstellen (§ 12 Abs. 1 Anlage 3 Nr. 4 

zu § 12 ARegV). 

Stochastische Effizienzgrenzenanalyse (Stochastic Frontier Analysis - SFA) 

Die SFA ist eine parametrische, stochastische Methode, die einen funktionalen Zu­

sammenhang ;:wischen Aufwand und Leistung in Form einer Kostenfunktion unter­

stellt. Dabei werden die Abweichungen zwischen den tatsächlichen und den regres­

sionsanalytlsch geschätzten l<osten in einen symmetrisch verieilten Störterm und 

Seite 13 von 34 



enlhlllt Betriebs· und Gesch!Htsgeheimnisse 

eine positiv vc"t toilte r{esll<ornponenle ;rnrle9\. Die~ F{estkornponente ist Ausdruck von 

lneffizionz. Es wird somit von einer schiefen Verteilung der Reslkornponente ausge 

9angen. Die Effizienzgrenze wird von den Netzbetreibern mit dem besten Verhältnis 

zwischen netzwirtschaftlicher Leistungserbrlnoung und Aufwand gebildet. 13ei Durch­

führung dc-Jr SFA wurden konstante Sl<alenerträge (constant returns to scale „ crs) 

unterstellt. 

2.3.1.2. Datengrundlage des Effizienzvergleichs 

Im Effizienzver9leich hat die Regulierun9sbehörde gemäß § 13 Abs. 1 ARegV Auf­

wandsparameter und Vergleichsparameter zu berücksichtigen. Insgesamt wurden 

Daten von 182 Stronwerteilernetzen in den Effizienzvergleich einbezogen. 

2.3.1.2.1. Aufwandsparameter nach§ 14 ARegV 

Als Aufwandsparameter im Sinne des § 13 Abs. 2 ARegV werden die nach § 14 

ARegV ermittelten l<osten angesetzt. Dabei wird zwischen den Aufwandsparametern 

mit und ohne Standardisierung der l<apitalkosten unterschieden. 

Bei der Ermittlung der Aufwandsparameter ist gemäß § 14 Abs. 1 Nr. 1 ARegV zu­

nächst von den Gesamtkosten des Netzbetreibers nach Maßgabe der zur Bestim­

mung des Ausgangsniveaus anzuwendenden l<ostenprüfung nach § 6 Abs. 1 und 3 

ARegV auszugehen. Von den so ermittelten Gesamtkosten sind gemäß§ 14 Abs. 1 

Nr. 2 ARegV die dauerhaft nicht beeinflussbaren· l<ostenantelle nach § 11 Abs. 

2 ARegV abzuziehen. 

Zur Ermittlung der Aufwandsparameter mit Standardisierung der l<apltalkosten wurde 

gemäß§ 14 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 ARegV neben der Ermittlung der dauerhaft nicht 

beeinflussbaren l<ostenanteile eine Vergleichbarl<eitsrechnung durchgeführt. Die 

Vergleichbarkeitsrechnung dient dazu, die l<apitalkosten so zu bestimmen, dass ihre 

Vergleichbarkeit möglichst gewährleistet ist und Verzerrungen berücksichtigt werden, 

wie sie insbesondere durch unterschiedliche Altersstrukturen der Anlagen und Ab­

schreibungs- und Aktivierungspraktiken entstehen können. Die nicht standardisierten 

l<osten werden in der Anlage Zwischendokumentation und der dazugehörigen An­

lage 5 ausgewiesen. 
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2.:l.1.2.1.1. 	 Übnrleitutl!J!3t'!rnl1mmg nach§ 14 Abs. 1 Nr. 1 und 2 Al~egV 

Die Ermittlung der Oesrnntkosten im Hahmen des Effizienzvergleichs der AnreizregU·· 

lierung riemäß § 14 Abs. 1 Nr. 1 ARe(JV erfordert die Oberleitung der l<ostenwc,rln 

trnch § 6 Abs. 1 ARegV zu den dauerhaft nicht beeinflussbaren l<ostenanteilen nach 

§ 11 Abs. 2 ARe[JV. In der Anlage Zwischendokumentation und der dazugehöri­

gen Anlage 5 ist die Ermittlunri der Aufwandsparameter inklusive der vorgenomme· 

nen Umbuchungen und etwairier l<orrekturen der Regulierungsbehörde dargestellt. 

2.3.1.2.1.2. 	 Verglelchbarlceitsrechnung nach 

§ 14 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 ARegV 

Die l<apitalkosten sollen gemäß § 14 Abs. 1 Nr. 3 ARegV zur Durchführung des Effi­

zienzvergleichs so bestimmt werden, dass ihre Vergleichbarkeit möglichst gewähr­

leistet ist und Verzerrungen berücksichtigt werden, wie sie insbesondere durch un­

terschiedliche Altersstrukturen der Anlagen, Abschreibungs- und Aktivierungsprakti­

ken entstehen können. Zur GewährleistLmg der Vergleichbarl<eit der l<apitalkosten ist 

gemäß § 14 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m Abs. 2 ARegV eine Vergleichbarkeitsrechnung zur 

Ermittlung von l<apitalkostenannuitäten durchzuführen. 

Die l<apitalkosten umfassen gemäß§ 14 Abs. 1 Nr. 3, 3. HS. ARegV die Fremdkapi­

talzinsen gemäß § 5 Abs. 2 StromNEV, die kalkulatorischen Abschreibungen gemäß 

§ 6 StromNEV und die kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung gemäß§ 7 StromNEV. 

Die Bestimmung der l<apltalkosten für den Netzbetreiber nach Durchführung der . 

Vergleichbarkeitsrechnung ist in der Anlage Zwischendokumentation und der da­

zugehörigen Anlage 6 dargestellt. 

2.3.1.2.2. 	 Vergleichsparameter nach§ 13 ARegV 

Die Ermittlung der Vergleichsparameter erfolgt nach Maßgabe des § 13 Abs. 3 

ARegV. Vergleichsparameter Im Sinne des § 13 Abs. 1 ARegV sind gemäß § 13 

Abs. 3 S. 1 ARegV Parameter zur Bestimmung der Versorgungsaufgabe und der 

Gebietseigenschaften, insbesondere die geografischen, geologischen oder topogra­

fischen Merkmale und struktllrellen Besonderheiten der Versorgungsaufgabe auf 

Grund demografischen Wandels des versorgten Gebietes. 
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Die l'arameter rnüssen gemüf~ § 13 Abn. 3 S. ~ AnegV geeignet sein, die Belastbar· 

keit des Effizienzvergloictrn zu stolzen. 1 leranzuziehen sind somit Ver9leichspammn­

ter, die (~inen signifikanten Einfluss auf die l<ostenentwicklung haben. Dies ist gemüfS 

§ 1:~Abs. 3 S. 3 ARe9V insbesondere dann anzunehmen, wenn sie rnc"ssllm oder 

men9enmäßig erfassbar, nicht durch Entscheidungen des Netzbetreibers bestimm­

bar, nicht in ihrer Wirkung ganz oder teilweise wiederholend sind und insbesondere 

nicht bereits durch andere Parameter abgebildet werden. 

Vergleichsparameter können in Stronwersorgungsnetzen gemärS § 13 Abs. 3 S. 4 

ARegV insbesondere sein: 

1. · 	 die Anzahl der Anschlusspunkte, 

2. 	 die Fläche des versorgten Gebietes, 

3. 	 die Leitungslänge, 

4. 	 die Jahresarbeit, 

5. 	 die zeitgleiche Jahreshöchstlast oder 

6. 	 die dezentralen Erzeugungsanlagen, insbesondere die Anzahl und Leistung 

von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Wind- und solarer Strahlungs­

energie. 

In der ersten und zweiten Regulierungsperiode hat die Regulierungsbehörde gemäß 

§ 13 Abs. 4 S. 1 ARegV in Stromversorgungsnetzen die Vergleichsparameter 

1. 	 Anzahl der Anschlusspunkte, 

2. 	 Fläche des versorgten Gebietes, 

3. 	 Leitungslänge (Systemlänge) und 

4. 	 zeitgleiche Jahreshöchstlast 

zu berücksichtigen. Darüber hinaus können gemäß§ 13 Abs. 4 S. 2 ARegV weitere 

Parameter nach Maßgabe des§ 13 Abs. 3 ARegV verwendet werden. 

Bei der Bestimmung von Parametern zur Beschreibung geografischer, geologischer 

oder topografischer Merkmale und struktureller Besonderheiten der Versorgungsauf­

gabe auf Grund demografischen Wandels des versorgten Gebietes können gemäß 

§ 13 Abs. 3 S. 5 ARegV flächenbezogene Durchschnittswerte gebildet werden. 
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Die VergkJichsparameter könnfln gemäl~ § 13 Abs. 3 S. 6 AHenV bezogen auf die 

verschiedenen NcciLrnbenen von strornversorgungsnetzon verwcmdE1t wc~rden; ein 

Ver~Jieich einzelner Netzebenen findet dabei nicht statt. Die von den Netzbetreibern 

übermittelten Strukturparanrnter wurden hierzu von der Bundesnetzagentur teilweise 

angreniert. Die Variablen wurden über Netzebenen, Druckstufen und Materialien 

kaskadiert. Dies dient dazu, aus der Fülle von disaggrenierten Variablen eine aussa­

gefähige Größe zu nenerieren. Eine Beschreibung der durchgeführten Angrenatio­

nen und der Strukturpararneter wurde den Netzbetreibern Im Rahmen der Übersen­

dunn der Datenquittung flir den Effizienzvergleich mit übersandt. 

Die Auswahl der Vergleichsparameter hat gemäß § 13 Abs. 3 S. 7 ARegV mit qualita­

tiven, analytischen oder statistischen Methoden zu erfolgen, die dem Stand der Wis­

senschaft entsprechen. Auf Basis der vorlienenden Daten wurden mittels wissen­

schaftlich anerkannter analytischer und statistischer Methoden, die geeignet sind die 

Bedeutung der Parameter empirisch zu belegen, die Vergleichsparameter aus den 

analysierten möglichen Vernlelchsparametern ausgewählt. Durch die Auswahl der 

Vergleichsparameter soll gemäß§ 13 Abs. 3 S. 8 ARegV die strukturelle Vergleich­

barkeit möglichst weitgehend gewährleistet sein. Dabei sind gemäß§ 13 Abs. 3 S. 9 

ARegV die Unterschiede zwischen Strom- und Gasversorgungsnetzen zu berück­

sichtigen, insbesondere der unterschiedliche Erschließungs- und Anschlussgrad von 

Stromversorgungsnetzen. 

Um die Vergleichsparameter nach § 13 Abs. 4 ARegV zu erheben und die Ermittlung 

weiterer Vergleichsparameter gemäß § 13 Abs. 3 ARegV durchführen zu können, 

würde eine Strukturdatenabfrage bei den Netzbetreibern durchgeführt. 

Die erhobenen Strukturdaten wurden, wie unter 1.3. beschrieben, von der Bundes­

netzagentur zunächst einer umfassenden Plausibilitätskontrolle unterzogen. Unplau­

sible Daten wurden den Netzbetreibern mitgeteilt und von diesen korrigiert. Alsdann 

wurden in einem zweiten Schritt aus diesen plausiblen Strukturdaten weitere poten­

zielle Vergleichsparameter ermittelt. im Rahmen des Verfahrens wurden den Netzbe­

treibern, wie unter 1.3. beschrieben, zeitlich gestaffelt zwei Datenquittungen über­

sandt, die von den Netzbetreibern zu bestätigen waren. 

Vor der Auswahl der Vergleichsparameter wurden gemäß § 13 Abs. 3 S. 1O ARegV 

Vertreter der betroffenen Wirtschaftskreise und der Verbraucher rechtzeitig gehört. 
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Die BundesnetzafJentur hat nomüf~ § 13 /\bs. 4 ARooV und auf Grundlage der bfi. 

nclnlebonon l<outontreibcmmalyso folgende Vorgleichspara1nc~ter in den Effizienzver­

gleich einbezogen: 

0 Stromluelslänge HS ·· l<abel 

• 	 Stromkreislänge MS „ l<abel 

• 	 Stromkreislänge HS „ Freileitungen 

• 	 Stromkreislänge MS - Freileitungen 

• 	 Anschlusspunkte 

• 	 Zeitgleiche Jahreshöchstlast HSIMS 


• Zeitgleiche Jahreshöchstlast MS/NS


• 	 Zählpunkte 

• 	 Installierte dezentrale Erzeugerleistung 


• Versorgte Fläche NS


• 	 Stromkreislänge NS 

Im Folgenden werden die verwendeten Vergleichsparameter erläutert: 

Stromkreislänge In der Netzebene HS - Kabel: 

Der verwendete Parameter „Stromkreislänge in der Netzebene HS - l<abel" ist die 

Systemlänge (Gesamtheit der drei Phasen L 1 +L2+L3) der l<abel in der Netzebene 

HS. Bei unterschiedlichen Phasenlängen wurde die durchschnittliche Länge in km 

ermittelt. 

Die Stromkreislänge erstreckt sich auch auf gepachtete, gemietete oder anderweitig 

dem Netzbetreiber überlassene l<abel, soweit diese vom Netzbetreiber betrieben 

werden. Geplante, in Bau befindliche, verpachtete, singulär genutzte sowie stillgeleg­

te l<abel sind nicht zu berücksichtigen. 

Alle Leitungslängen wurden in km abgefragt und beziehen sich auf den letzten Tag 

des in 2011 abgeschlossenen Geschäftsjahres. Der zugrunde gelegte Wert wurde in 

der von dem Netzbetreiber im Rahmen der Strukturdatenabfrage gemeldeten Höhe 

verwendet. 

Stromkreislänge in der Netzebene MS - Kabel: 

Der verwendete Parameter „Stromkreislänge in der Netzebene MS - l<abel" ist die 

Systemlänge (Gesamtheit der drei Phasen L 1+L2+L3) der Kabel in der Netzebene 
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MS. Bei unterschiedlichen Phasenlüngen wurde die durchschnittliche Län9e in km 


ermittelt. 


Die Strornkreislänge erstrecl<t sich auch auf 9epachtete, 9ernietete oder ande1weiti9 


dem Netzbetreiber Oberlassene l<abel, soweit diese vorn Netzbetreiber betrieben 


werden. Geplante, in Bau befindliche, verpachtete, singulär 9enutde sowie sti119ele9­

te l<abel sind nicht zu berllcksichti9en. 


Alle Leitungslän9en wurden In l<rn abgefra9t und beziehen sich auf den letzten Tag 


des in 2011 abgeschlossenen Geschäftsjahres. Der zu9nrnde gele{Jte Wert wurde in 


der von eiern Netzbetreiber irn Rahmen der Strukturdatenabfrage gemeldeten Höhe 


verwendet. 


Stroml<reislänge in der Netzebene HS - Freileitung: 


Der verwendete Parameter „Stroml<reislänge in der Netzebene HS - Freileitung" ist 


die Systemlänge (Gesamtheit der drei Phasen L 1+L2+L3) der Freileitungen In der 


Netzebene HS. Bei unterschiedlichen Phasenlängen war die durchschnittliche Länge 


in km zu ermitteln. 


Die Stromkreislänge erstreckt sich auch auf gepachtete, gemietete oder anderweitig 


dem Netzbetreiber überlassene Freileitungen, soweit diese vom Netzbetreiber be­


trieben werden. Geplante, in Bau befindliche, verpachtete, singulär genutzte sowie 


stillgelegte Freileitungen sind nicht zu berücksichtigen. 


Alle Leitungslängen wurden in krn abgefragt und beziehen sich auf den letzten Tag 


des in 2011 abgeschlossenen Geschäftsjahres. Der zugrunde gelegte Wert wurde in 


der von dem Netzbetreiber im Rahmen der Strukturdatenabfrage gemeldeten Höhe 


verwendet. 


Stromkreislänge in der Netzebene MS - Freileitungen: 


Der verwendete Parameter „Stromkreislänge in der Netzebene MS - Freileitungen" 


ist die Systemlänge (Gesamtheit der drei Phasen L 1+L2+L3) der Freileitungen in der 


Netzebene MS. Bei unterschiedlichen Phasenlängen wurde die durchschnittliche 


Länge in km ermittelt. 
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Die~ Strornkrelsläl\[Je erstrecl<I siol1 auch auf [Jepachtoto, yernietete oder anderwoili[J 

dorn Netzbetreiber überlasllol\o Freileitunnon, soweit diese vorn Notzbotrnibor be­

trieben werden. CJoplante, in Hau befindliche, verpachtete, sin}JUlär nenutzto sowie 

stillfJelente Freileitunnen sind nicht zu berüoksichtinen. 

Alle Leitun9slännon wurden in km ab9efrant und beziehen sich auf don letzten Tan 

des in 2011 ab9eschlossenen CJeschäftsjahres. Der zunrunde nelente Wert wurde in 

der von dem Netzbetreiber im Hahmen der Strul<turdatenabfra9e nemeldeten Höhe 

verwendet. 

Anschlusspunkte: 


Die „Anschlusspunkte" umfassen feinende Netzanschlusspunkte: 


(1) 	 Netzanschlusspunkte, an denen eine Übernabe an Letztverbrauoher, Objekt­

und Arealnetze stattfindet. Dies Utnfasst auch kundenei9ene Stationen und Um­

spannstationen. Anschlusspunkte in der Niederspanm111n sind die Hausan­

schllisse; 

(2) 	 Netzanschlusspunkte, an denen eine Übernabe an fremde nachgelagerte Netz­

ebenen stattfindet. Dies umfasst auch Stationen und Umspannstationen der 

Weiterverteiler; 

(3) 	 Netzanschlusspunkte, an denen eine Über9abe an eigene nachgelanerte Netz­

ebenen stattfindet; 

(4) 	 Netzanschlusspunkte, an denen eine Übergabe an benachbarte Netz- oder 

Umspannebenen stattfindet; 

(5) 	 Netzanschlusspunkte der Straßenbeleuchtung; 

(6) 	 Einspeisepunkte, in denen dezentrale Einspeisun9en in das eigene Netz erfol­

gen; 

(7) 	 Einspeisepunkte der Netzebene NS, in denen dezentrale Einspeisungen in das 

eigene Netz erfolgen und die darüber hinaus auch Netzanschlusspunkte sind, 

an denen eine Übergabe an Letztverbraucher, Objekt- und Arealnetze stattfin­

det. 
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Zur ßerechm1no wurden zuni1uhst alle Netzanschluss- und Einspeisepunkte der 

Nummer (1) bis (6) der Netzebenen HöS, HS, MS und NS addiert. Danach wird die 

Position (1) subtrahiert. Dabei handelt es sich um diejenigen Einspeisepunkte in die 

Netzebene NS, die darliber hinmm auch Netzanschlusspunkte in der Netzebene NS 

sind. Da diese als Anschlusspunkte von Letztverbrauchern sowohl in Position (1) als 

auch in Position (6) enthalten sind, muss ······ um eine Doppelzählung zu vermeiden ~ 

diese Größe einmal subtrahiert werden. 

Alle verwendeten Angaben wurden in der von dem Netzbetreiber im Rahmen der 

Strukturdatenabfrage gemeldeten Höhe verwendet und beziehen sich auf den letzten 

Tag des in 2011 abrJeschlossenen Geschäftsjahres. 

Zeitgleiche Jahreshöchstlast HS/MS: 


Die „l<orrigie11e zeitgleiche Jahreshöchstlast der Umspannebene HS/MS" beinhaltet 


die zeitgleiche Jahreshöchstlast aller Entnahmen in der Umspannebene HS/MS ge­


messen in kW. Dabei handelt es sich um die höchste zeitgleiche Summe der vie11el­


stlindlichen Leistungswerte aller Entnahmen aus der Umspannebene HSIMS. 


Zur Ermittlung der Größe wurde weiterhin der Anteil der Zählpunkte mit Leerstand in 

der Netzebene MS berlicksichtigt. 

Der Anteil der Zählpunkte mit Leerstand in der Netzebene MS umfasst den prozen­

tualen Anteil der Zählpunkte in einer Wohn- und Gewerbeeinheit, die seit mind. 12 

Monaten (bezogen auf den 31.12. des letzten abgeschlossenen Geschäftsjahres) 

leer steht und die ggfs. durch Einbau eines Zählers und Einsetzen der Sicherung 

wieder in Betrieb genommen werden kann. 

Die zeitgleiche Jahreshöchstlast der Umspannebene HSIMS wird um den vom Netz­

betreiber gemeldeten Anteil der Zählpunkte mit Leerstand in der Netzebene MS kor­

rigiert. Es wird somit errechnet, welche zeitgleiche Jahreshöchstlast sich ergäbe, 

wenn alle Zählpunkte ausgelastet wären. 

Alle verwendeten Angaben wurden in der von dem Netzbetreiber im Rahmen der 

Strukturdatenabfrage gemeldeten Höhe verwendet und beziehen sich auf den letzten 

Tag des in 2011 abgeschlossenen Geschäftsjahres. 
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Zeitgleiche Jahreshöchstlm1t MS/NS: 


Die „kerrigierte zeit\Jl<~iche Juhreshöchsllast der Umspannebene MS/NS" beinhaltet 


die zeitgleiche .Jahreshöchstlast aller Entnahmen in der Umspannebene MS/NS ge­


messen in kW. Dabei handelt es sich urn die höchste zeitgleiche Summe der viertel­


stündlichen Leistun9swerte aller Entnahmen aus der Urnspannebeno MS/NS. 


Zur Ermittlung der Größo wurde weiterhin der Anteil der Zählpunkte mit Leerstand in 


der Netzebene NS berücksichtigt. 


Der Anteil der Zählpunkto mit Leerstand in der Netzebene NS umfasst den prozentu­


alen Anteil der Zählpunkte in einor Wohn- und Gewerbeeinheit, die seit mind. 12 Mo­


naten (bezogen auf den 31.12. des letzten abgeschlossenen Geschäftsjahres) leer 


steht und die ggfs. durch Einbau eines Zählers und Einsetzen der Sicherung wieder 


in Betrieb genommen werden kann. 


Die zeitgleiche Jahreshöchstlast der Umspannebene MS/NS wird um den vorn Netz­


betreiber gemeldeten Anteil der Zählpunkte mit Leerstand in der Netzebene NS kor­


rigiert. Es wird somit errechnet, welche zeitgleiche Jahreshöchstlast sich ergäbe, 


wenn alle Zählpunkte ausgelastet wären. 


Alle verwendeten Angaben wurden in der von dem Netzbetreiber im Rahmen der 


Strukturdatenabfrage gemeldeten Höhe verwendet und beziehen sich auf den letzten 


Tag des in 2011 abgeschlossenen Geschäftsjahres. 


Zählpunkte: 

„Zählpunkte" sind Netzpunkte, an denen der Energiefluss messtechnisch erfasst 


wird. Zur Berechnung werden alle vorn Netzbetreiber gemeldeten Zählpunkte der 


Netz- und Umspannebenen Höchst- bis Niederspannung addiert. 


Alle verwendeten Größen beziehen sich auf den letzten Tag des In 2011 abge­


schlossenen Geschäftsjahres. 


Installierte dezentrale Erzeugerleistung: 


Die „Installierte dezentrale Erzeugerleistung" ist die Summe der installierten Erzeu­


gungsleistungen aller dezentralen Erzeugungsanlagen nach EEG (§ 3 Zif.1 EEG), 


die an die jeweilige Netz- oder Umspannebene (Höchst- bis Niederspannung) ange­


schlossen sind, einschließlich Solarenergie und Windenergie. 
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Zusätzlich wurde noch die~ Summe der installierten Erzeu}JunrJsleistunnen aller de-­


zentralen l<rnft-Wänne-l<opplungs Anlagon nach l<Wl<G, diCJ <lll die~ jCJweili}J<~ Netz­


oder Umspannebene (Höchst·- bis Niederspannung) angeschlossen sind sowie die 


Summe der installic31 ten Erzeugungsleistungen aller sonstirJen l<raflwerke und Er„ 


zeununnsanlagen, die an die jeweilige Netz .. oder Umspannebene (HöGt1st- bis Nie„ 


derspannun}J) angeschlossen sind berücksichtigt. 


Alle verwendeten Angaben wurden in kW abgefragt, in der von dem Netzbetreiber im 


Rahmen der Strukturdatenabfrage gemeldeten Höhe verwendet und beziehen sich 


auf den letzten Tag des in 2011 abgeschlossenen Geschäftsjahres. 


Verso1·gte Fläche NS: 


Der Parameter „Versorgte Fläche NS" bezeichnet diejenige Fläche innerhalb des er„ 


schlossenen Gebiets, die über das Stromversorgungsnetz des Netzbetreibers ver­


sorgt wird. Diese Angabe des Netzbetreibers beruht auf der amtlichen Statistik zur 


Bodenfläche nach Art der tatsächlichen Nutzung der Statistischen Landesämter. 


Als versorgte Fläche wird insoweit die bebaute Fläche („Gebäude und Freiflächen 


(nur bebaute Fläche)"; Flächenschlüssel 100/200) sowie Straßen, Wege und Plätze 


(Flächenschlüssel 510/520/530) verstanden. Wird eine Gemeinde von mehreren 


Netzbetreibern versorgt, werden lediglich die entsprechenden Flächenanteile be­


rücksichtigt. Die versorgte Fläche entspricht somit dem Konzessionsgebiet abzüglich 


der nicht versorgten Flächen wie beispielsweise Wälder, Seen, Flüsse und nicht er­


schlossenen Gebiete. 


Die versorgte Fläche bezieht sich auf den letzten Tag des in 2011 abgeschlossenen 


Geschäftsjahres. Der zugrunde gelegte Wert wurde in der von dem Netzbetreiber im 


Rahmen der Strukturdatenabfrage gemeldeten Höhe verwendet. 


Stromkreislänge NS: 


Der verwendete Parameter „Stromkreislänge in der Netzebene NS" ist die System­


länge (Gesamtheit der drei Phasen L 1 +L2+L3) der Leitungen (Freileitungen und Ka­


bel) in der Netzebene NS. Bei unterschiedlichen Phasenlängen ist die durchschnittli­


che Länge in km zu ermitteln. 
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Dio Strornl<roislängo c~rntnickt sich auch auf gepachtete, gernk~teto oder ande1weilig 

dem Netzbetreiber Oberlassene Leitw1non, soweit diese vom Netzbetreiber betrieben 

werden. Geplante, in Bau befindliche, verpachtete, singulfü nunutzto sowio slillriole~J­

te Leitunrion sind nicht zu berücksichtigen. 

In der Notzebcme NS beinhaltet die Stromkreislänge aucl1 die Hausanschlussleitun­

rien. 

Zur Berechnunri wurden die Stromkreislänge der l<abel in der Netzebene NS und die 

Stromkreislänge der Freileitunrien in der Netzebene NS addiert. 

Alle Leitungslängen wurden in km ab[Jefragt und beziehen sich auf den letzten Tari 

des in 2011 abgeschlossenen Geschäftsjahres. Der zugrunde gelegte Wert wurde in 

der von dem Netzbetreiber im Rahmen der Strukturdatenabfrarie gemeldeten Höhe 

ve1wendet. 

Eine Übersicht der den Vergleichsparametern zu Grunde liegenden Werte des Netz­

betreibers findet sich in Anlage 7. Die daraus berechneten und dem bundesweiten 

Effizienzvergleich zu Grunde gelegten Werte finden sich in Anlage 9. Die Beschrei­

bung bzw. Definition der einzelnen Parameter und der Ermittlung des Effizienzver­

gleichs findet sich in Anlage A.BNI (Gutachten des Beraterkonsortiums SwissEco­

nomics / SUMICSID). 

2.3.1.2.3; Ausreißeranalyse 

Die Bundesnetzagentur hat für die parametrische (SFA) und für die nicht­

parametrische (DEA) Methode Analysen zur Identifikation von extremen Effizienz­

werten (Ausreißern) durchgeführt, die dem Stand der Wissenschaft entsprechen (§ 

12 Abs. 1 ARegV l.V.m. Anlage 3 Nr. 5 zu§ 12 ARegV). 

Für Ausreißer mit besonders hoher Effizienz wurde ein Effizienzwert von 100 Prozent 

festgesetzt(§ 12 Abs. 1 ARegV i.V.m. Anlage 3 Nr. 5 zu§ 12 ARegV). Ausreißer mit 

einer Effizienz unter 60 Prozent erhielten einen Mindesteffizienzwert von 60 Prozent 

(§ 12 Abs. 4 S. 1 ARegV). 
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DEA 

Bei dcJr nicht-parametrischen Methode (DEA) gilt ein Wert <1ls Ausreißer, wenn er für 

einen überwiegenden Teil des Datensatzes als Effizienzmaßstab gelten würde (§ 12 

Abs. 1 AHegV i.V.m. Anlage 3 Nr. 5 zu§ 12 /\RegV). Dies bedeutet, dass diejenigen 

Unternehmen aus dem Datensatz entfernt werden, die - bei Gliltigkeit des ermittel­

ten Effizienzvergleichsmodells -- flir mindestens die Hälfte der Unternehmen im Da­

tensatz den Effizienzmaßstab bilden. Mit dieser VorfJehensweise wird sichergestellt, 

dass ein einzelner Netzbetreiber keinen Linnatorlich großen Einfluss auf die Effizienz 

eines anderen Netzbetreibers hat (Dominanzanalyse). Die Netzbetreiber, die einen 

kritischen Wert Obersehreiten, werden aus dem Datensatz entfernt. 

Ergänzend wurde eine Analyse der Supereffizienzwerte durchgeführt. Dabei waren 

diejenigen Ausreißer aüs dem Datensatz zu entfenieh, dere11 Effizienzwerte den obe­

ren Quartilswert um mehr als den 1,5fachen Quartllsabstand übersteigen. Der Quar­

tilsabstand ist dabei definiert als die Spannweite der zentralen 50 Prozent eines Da­

tensatzes(§ 12 Abs. 1 ARegV i.V.m. Anlage 3 Nr. 5 zu§ 12 ARegV). 

Bei der Effizienzwertanalyse unter Berlicksichtigung standardisierter Aufwandspara­

meter wurden 10 Unternehmen als supereffiziente Ausreißer bewertet. Bel der Effi­

zienzwertanalyse unter Berücksichtigung nicht-standardisierter Aufwandsparameter 

wurden ebenfalls 10 Unternehmen als supereffiziente Ausreißer bewertet. · 

SFA 

Bei der parametrischen Methode (SFA) gilt ein Wert dann als Ausreißer, wenn er die 

Lage der ermittelten Regressionsgerade zu einem erheblichen Maß beeinflusst (§ 12 

Abs. 1 ARegV i.V.m. Anlage 3 Nr. 5 zu§ 12 ARegV). 

Zur Ermittlung des erheblichen Einflusses wurden statistische Tests durchgeführt, mit 

denen ein numerischer Wert für den Einfluss ermittelt wurde. Liegt der ermittelte 

Wert über einem methodisch angemessenen kritischen Wert, so Ist der Ausreißer 

aus dem Datensatz zu entfernen. Als Testverfahren l<amen Cooks distance, DFBE­

TAS, DFFITS, covariance ratio und Robuste Regression zur Anwendung (§ 12 

Abs. 1 ARegV i.V.m. Anlage 3 Nr. 5 zu§ 12 ARegV). Es wurden 6 Unternehmen un-
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ter l3erllcksichti9un9 standardlsier ter Aufwandsparwrreter und ·12 Unternehmen unter 

ßc~rOcksiG11tigun(J nicht-standardisiorlor Aufwandspmameter als Ausreif.\or identifi­

ziert 

2.3.1.2.4. 	 Gutachten 

Zu der konkreten Ausgestaltung des Effizienzvergleichs einschließlich einer einge­

henden Stellungnahme zu den Einwänden der Netzbetreiber wird auf das im Internet 

als Anlage A.BM veröffentlichte Gutachten des Beraterkonsortiums SwissEcono­

mics / SUMICSID verwiesen 01ttp://vyyyyy»Lmdmm~li'.Clf1entur.dg, unter den Menü­

punkten: Beschlusskammern ~ Beschlusskammer B ~ Aktuelles ~ Gutachten_Effr 

zk~ l}?:\ferg K" [c;llf_li_r Verle i lellletz botreJ!ier StrQJn). 

2.3.2. 	 Effizienzwert des Netzbetreibers 

Die Ermittlung des unternehmensindividuellen Effizienzwertes erfolgt auf Grundlage 

der§§ 12 bis 15 ARegV (§ 12 Abs. 1 S. 1 ARegV). Ein Aufschlag auf den sich aus 

der Effizienzanalyse ergebenden Effizienzwert Ist nach Maßgabe des § 15 Abs. · 

1 ARegV grundsätzlich möglich. 

Der sich aus den Effizienzvergleichen ergebende Effizienzwert des Netzbetreibers ist 

als Anteil der Gesamtkosten nach Abzug der dauerhaft nicht beeinflussbaren l<os­

tenanteile in Prozent auszuweisen (§ 12 Abs. 2 ARegV). Die für den Netzbetreiber in 

den durchgeführten Effizienzvergleichen ermittelten individuellen Effizienzwerte er­

geben sich aus Anlage 9. 

2.4. 	 Ermittlung der beeinflussbaren Kostenanteile 

nach § 11 Abs. 4 ARegV 

Ein wesentliches Element zur Bestimmung der kaienderjährlichen Erlösobergrenzen 

in der zweiten Regulierungsperiode ist die durch den Verteilungsfaktor (V 1) gleich­

mäßig abzubauende individuelle monetär bewertete Ineffizienz des Netzbetreibers, 

deren Abbau innerhalb einer Regulierungsperiode abgeschlossen sein muss 

(§ 16 Abs. 1 S. t und 3 ARegV). Die monetär bewertete Ineffizienz eines Netzbetrei­

bers (1 0) ermittelt sich aus der Differenz der Gesamtkosten (GK) nach Abzug der 
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dauerhaft nicht bc"lc~influssbaren l<ostenanteile nach § 11 Abs. 2 Al{enV (l<A dnb,o) und 

den mit dem Efiir:ienzwert ~Jemäß § 1!5 Abs. :3 S. 1 ARegV (CW) multiplizierten Ge 

samtl<osten (GI<) nach Abzug der dauerhaft nicht beeinflussbaren l<ostenanteile 

(§ 15 Abs. 3 S. 2 ARegV). Somit gilt: 

1o "' (GI< ~ l<A <1111>,o) .„„ (CM< - l<A <1111>,o) * EW 

2.4.1. Beeinflussbare l<ostenanteile im Basisjahr 

Als beeinflussbare l<ostenanteile nelten gemäß § 11 Abs. 4 ARegV alle l<ostenantei„ 

le, die nicht dauerhafi oder vorlibergehend nicht beeinflussbare l<ostenanteile sind. 

Die Höhe der beeinflussbaren l<osten ist Anlage 8 zu entnehmen. 

2.4.2. Individuelle Effizienzvorgabe nach§ 16 ARogV 

Die Festlegung der Erlösobergrenze durch die Regulierungsbehörde hat gemäß 

§ 16Abs. 1S.1 ARegV so zu erfolgen, dass die nach den§§ 12 bis 15 ARegV er„ 

mittelten, monetär bewerteten Ineffizienzen (beeinflussbarer l<ostenanteil, l<A b,o) 

unter Anwendung eines Verteilungsfaktors (V 1) rechnerisch innerhalb einer Regulie­

rungsperiode gleichmäßig abgebaut werden (individuelle Effizienzvorgabe). 

Flir die zweite Regulierungsperiode wird die individuelle Effizienzvorgabe gemäß 

§ 16 Abs. 1 S. 3 ARegV dahingehend bestimmt, dass der Abbau der ermittelten lnef„ 

fizienzen nach einer Regulierungsperiode abgeschlossen sein muss. Eine Regulie„ 

rungsperiode dauert gemäß § 3 Abs. 2 ARegV fftnf Jahre. Somit hat der Abbau der 

ermittelten monetär bewerteten Ineffizienzen in der zweiten Regulierungsperiode in­

nerhalb von fünf Jahren zu geschehen. Daraus ergibt sich ein Verteilungsfaktor (V 1) 

von 0,2 * t. 

Jahr t V1 
2014 1 0,2
2015 2 0,4 
2016 3 0,6 
2017 4 0,8 
2018 5 1,0

Seite 27 von 34 



Hl\lhM ßetriHbs- und Geschärtsneheirnnisse 

2.5. Vorbraucherpreisgmrnrntindex nach § tl AReuV 

Gemäl.~ § 8 ARegV ergibt sich der Wert mr die allgemeine Geldwertentwickluno aus 

dem durch das Statistische Bundesamt veröffentlichten Verbrauchorpreisoesamtin­

dex (VPI). Für die Bestimmung der Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 1 ARegV wird 

der VPI des vorletzten l<alenderjahres vor dem .Jahr, für das die Erlösoberorenze [Jilt, 

verwendet (VPI 1). Dieser wird ins Verhältnis gesetzt zum VPI für das Basisjahr 

(VPI o). 

Basisjahr ist gemäß § 6 Abs. 1 ARegV das .Jahr 2011. Gemäß Statistischem Bun­

desamt beträgt der VPI für das Jahr 2011102,10 und für das .Jahr 2012 104,10 (ab­

rufbar im Internet unter: IJttR~://V~\IVYl'JJenesis.destat~.de/qerJ_EZ$is/onlinQ > Suche 

nach: 61111-0001). Entsprechend dem Tenn VPI 1/ VPI 0 der in Anlage 1 zu § 7 

ARegV allfgeführlen Regulierungsformel ergibt das Verhältnis des VPI für das ,Jahr 

2012 zum VPI für das Jahr 2011 für das erste Jahr der zweiten Regulierungsperiode 

(2014) einen Inflationsfaktor in Höhe von 1,0196. 

Für die Folgejahre der zweiten Regulierungsperiode (2015 bis 2018) hat die Be­

schlusskammer die relative prozentuale Veränderung des VPI des Jahres 2012 

(104, 10) gegenüber 2011(102, 10) eskaliert, da zum Zeitpunkt der Beschlussfassung 

noch keine Erkenntnisse hinsichtlich des VPI der l<alenderjahre 2013 bis 2016 vor­

liegen konnten. Das Vorgehen der Beschlusskammer ist zweckmäßig, da der Netz­

betreiber einerseits gemäß § 4 Abs. 3 S. 1 ARegV bei einer Änderung des Verbrau- · 

cherpreisgesamtindex nach § 8 ARegV zur Anpassung der Erlösobergrenze ver­

pflichtet ist und so andererseits eine möglichst sachgerechte Abschätzung der zu­

künftigen Entwicklung des VPI erfolgen kann. 

' Es wurden somit folgende VPl-Werte zu Grunde gelegt (zur Veranschaulichung wer­

de diese nachfolgend, mit Ausnahme für die Jahre 2011 und 2012, auf eine Nach­

kommastelle gerundet angezeigt; die Berechnung erfolgte indes mit sieben Nach­

kommastellen): 
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Fllr das zweite Jahr der zweiten l~egullc~rungsperiode (201li) wurde demgemfü~ ein 

Inflationsfaktor in Höho von 1,0390, für das dritte Jahr der zweiten Regulierunosperi­

·ode (2016) ein Inflationsfaktor in Höhe von 1,0!i9ll, flir das vierte .Jahr der zweiten 

Reoulierunosperiode (2017) ein Inflationsfaktor in Höhe von 1,0807 und flir das flinf.· 

te Jahr der zweiten Reoulierur1osperiode (2018) ein Inflationsfaktor in Höhe von 

1, 1019 (alle Werte wurden auf vier Nachkommastellen oenmdet) zu Grunde oelegt. 

Die Inflationsfaktoren flir die jeweiligen Jahre in Bezug auf das Basisjahr - d. h. die 

relative prozentuale Änderung des VPI des jeweiligen .Jahres geoenllber dem VPI 

des Basisjahres 2011 - ist in nachstehender Tabelle als zweistellig gerundeter Pro­

zentwert dargestellt: 

Jahr VPI 1/ VPlo 
2014 1,96% 
2015 ....... 3,96% 
2016 6,99% 
2017 ß,07% 
2018 10,19% 

Die Beschlusskammer hat diese Werte bereits bei der vorliegenden Festlegung der 

kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der Jahre 2014 bis 2018 berllcksichtigt. 

2.6. Genereller sektoraler Produktivitätsfaktor nach § 9 ARegV 

Im Rahmen der Anreizregulierung ist bei der Bestimmung der Erlösobergrenzen zu 

berllcksichtigen, wie sich die Produktivität der gesamten Branche abweichend von 

der Gesamtwirtschaft entwickelt. Dies erfolgt durch den generellen sektoralen Pro­

duktivitätsfaktor (PF 1). 

Gemäß § 9 Abs. 1 ARegV wird der generelle sektorale Produktivitätsfaktor aus der 

Abweichung des netzwirtschaftlichen Produktivitätsfortschritts vom gesamtwirtschaft­

lichen Produktivitätsfortschritt sowie der gesamtwirtschaftlichen Einstandspreisent­

wicklung von der netzwirtschaftlichen Einstandspreisentwicklung ermittelt. 

In der zweiten Regulierungsperiode beträgt der generelle sektorale Produktivitätsfak­

tor fllr Netzbetreiber jährlich 1,5 Prozent (§ 9 Abs. 2 ARegV). Der Bundesgerichtshof 

hat die Rechtmäßigkeit der Regelung llber den generellen sektoralen Produktivitäts­

faktor nach§ 9 ARegV bestätigt (BGH, EnVR 31/10, Rn. 16ff.). 
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111 Anlage 1 zu § 7 AHe~JV wird die Variabk~ PF1 als dm generelle sektorale Proclukti­

viliilsfuktor nach Maßgabo des § 9 ARogV definiert, der dio Veränden111nen des ge- · 

nerellen sektoralen Produktlvitätsfuktors für das ,Jahr t der jeweilinen Regulienmns­

periode im Verhältnis zum ersten Jahr der Regulierungsperiode wiedergibt. Dio Vor„ 

?inderun~Jen des generellen sektoralen Produktivitätsfaktors für das Jahr t der jeweili­

gen Regulierungsperiode im Verhältnis zum ersten Jahr der Regulierungsperiode 

(PF 1) ergeben sich demgemäß mittels des folgenden Algorithmus: 

PF 1" (1+0,015) At -1. 

2.7. Erwelterungsfakto1· trnch § 10 ARegV 

Sofern der Netzbetreiber nern. § 4 Abs. 4 Nr. 1 ARegV die Anpassung der kalender­

jährlichen Erlösobergrenzen aufgrund eines Erweiterungsfaktors nach § 10 ARegV 

beantragt hat, wird über diesen Antran in einem gesonderten Beschluss entschieden. 

2.8. Qualitätselement nach§ 19 ARegV 

Auf die Erlösobergrenzen sind gemäß§ 19 Abs. 1 ARegV Zu- oder Abschläge vor­

zunehmen, wenn Netzbetreiber hinsichtlich der Netzzuverlässigkeit oder der Netz­

leistungsfähigkeit von Kennzahlenvorgaben abweichen (Q 1). Hinsichtlich des Quali­

tätselementes ergeht ein gesonderter Beschluss. 

2.9. Saldo des Regulierungskontos nach § 5 Abs. 4 ARegV 

Die Differenz zwischen den zulässigen Erlösen und den vom Netzbetreiber unter Be­

rücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicl<lung erzielbaren Erlösen wird gemäß 

§ 5 Abs. 1 S. 1 ARegV jährlich auf dem Regulierungskonto verbucht. Gleiches gilt 

gemäß§ 5 Abs_. 1 S. 2 ARegV für die Differenz zwischen den für das Kalenderjahr 

tatsächlich entstandenen Kosten für die Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen 

und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen. 

Die Differenzen sind gemäß § 5 Abs. 2 S. 1 ARegV in Höhe des im jeweiligen Kalen­

derjahr durchschnittlich gebundenen Betrags zu verzinsen. Der durchschnittlich ge­

bundene Betrag ergibt sich gemäß § 5 Abs. 2 S. 2 ARegV aus dem Mittelwert von 

Jahresanfangs--und Jahresendbestand. Die Verzinsung richtet sich gemäß§ 5 Abs. 
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2 S. 3 Al~egV nach dem auf die letzten zehn ab[Jeschlossenen l<alenderjahro bezo­

[Jenen Durchschnitt der von der Deutschen Bundesbanl~ veröffentlichten Urnlaufs­

renditc'l festverzinslicher Wertpapic'lre inländischer Emittenten. 

übersteigen die tatsächlich erzielten Erlöse die nach § 4 ARegV zulässigen Erlösc'l 

des letzten abgeschlossenen Kalenderjahres um mehr als G%, so sind ge­

mäß § 5 Abs. 3 ARegV die Netzentgelte durch den Netzbetreiber nach Maßgabe des 

§ 17 ARegV anzupassen. Eine Anpassung der Erlösobergrenze innerhalb der Regu­

lierungsperiode auf Grund qer Änderungen der jährlich verbuchten Differenzen 

nach § 5 Abs. 1 ARegV findet gemäß§ 5 Abs. 4 S. 4 ARegV nicht statt. 

Der Saldo des Regulierungskontos gern. § GAbs. 4 ARegV wird gern. Anlage SR 

nebst den dazugehörigen Anlagen A1 bis Afi ermittelt. Die sich daraus ergebenden 

Anpassllngsbeträge werden in Anlage ß ausgewiesen. 

2.10. 	 Anpassung der Netzentgelte aufgrund eines öffentlich­

rechtlichen Vergleichsvertrages 

Im Hinblick auf den öffentlich-rechtlichen Vergleichsvertrag vorn 04.12.2013 sind die 

Netzentgelte der Kalenderjahre 2014 bis 2018 um die nachfolgend genannten Beträ­

ge zu erhöhen (81(8-11/1781-13). 

2. Regulierungsperiode Strom 

Kalenderjahr Anpassunosbetrag 
2014 . ' €

/ 

2015 \€ 
-

2016 v ) € 
2017 • € 
2018 . ' € 

- ­

2.11. 	 Freiwillige Selbstverpflichtung Verlustenergie 

Der Netzbetreiber hat bezüglich der Beschaffungskosten für Verlustenergie eine 

freiwillige Selbstverpflichtung abgegeben. Dementsprechend sind die in der Aus­

gangsbasis enthaltenen Kosten für die Beschaffung von Verlustenergie (Position 

1.1.1.1.) anzupassen, Die l<osten für die Beschaffung von Verlustenergie werden 

daher als dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile entsprechend den Regelung 
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cnlhäll Betriebs·· und Geschi.lftsgeheirnnisso 

dor freiwillinon Solbstverpflichtun~J für die Dauer der zweiten Ronulierunnspmiode 

(2014 - 2018) in folnender Höhe berüokslchtint: 

[ _:on11e ~ooG l''~'~I-;] Rer~1z111:01S[~l~~111 .. 1-~s101ieioioko:1:~r~]J :

111. IVleldepflichten 

Die Anordnung des Tenors zu 2.) ergeht auf ckir Grundlane der § 29 Abs. 1 EnWG 

i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV. 

Gemäf~ § 4 Abs. 3 S. 1 ARenV ist der Netzbetreiber bei einer Änderunn des V"lr: 

brauoherpreisgesamtindex nach § 8 ARegV verpflichtet, die Erlösobergrenze jeweils 

zum 1. Januar eines l<alenderjahres anzupassen. Gleiches gilt bei der Änderung von 

dauerhaft nicht beeinflussbaren l<ostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 8, Ob bis 

11 und 12a bis 14, S. 4 ARegV und volatilen Kostenanteilen gemäß § 11 Abs. 5 

ARegV. Einer erneuten Festlegunn der Erlösobergrenze bedarf es ausweislich § 4 

Abs. 3 s. 2 ARegV in diesen Fällen nicht. 

Die entsprechende Verpflichtung des Netzbetreibers zur Anpassung der Erlösober­

grenzen ist ausweislich der Verordnungsbegründung in die Festlegung aufzunehmen 

(BR-DrS.417/ 07, S.44 f.). Die Verpflichtung zur Anpassung der Erlösobergrenzen 

wird daher gemäß § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i.V.m. § 29 Abs. 1 EnWG nochmals 

ausdrücklich angeordnet. Hiermit soll die Möglichkeit eröffnet werden, die Verpflich­

tung nach § 94 EnWG durchzusetzen. 

IV. 

.. .~;!;.-.: "·'""-.}·,;)~-~ ' 

Die Anordnung des Tenors zu 3.) ergeht auf Grundlage der§ 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. 

§ 32 Abs. 1 Nr. 11 und § 28 Nr. 8 ARegV. 

Gemäß § 28 Nr. 8 ARegV ist der Netzbetreiber verpflichtet, den Übergang von Net­

zen, Netzzusammenschlüsse und -aufspaltungen nach § 26 ARegV anzuzeigen. 

Nach Maßgabe des § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 11 ARegV kann die 

Bundesnetzagentur Entscheidungen ZLt Umfang, Zeitpunl<t und Form der nach den 

§§ 27 und 28 ARegV zu erhebenden und mitzuteilenden Daten, Insbesondere zu den 

zulässigen Datenträgern und Übertragungswegen treffen. In Ausübung dieser Be­

fugnis ordnet sie an, dass der Netzbetreiber ohne schuldhaftes Zögern den Über-
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enthält 13otrinbs- und Gescl1ärtsgehel111nisse 

gm1rJ von Netzc~n, Netzzusmrnnonschlllsso u.1d ··aufspaltungen nach § 26 AHogV 

anzuzeinen hat. Hierdurch wird sichornestellt, dass die Flundosnetzanenlur zeitnah 

von dom Sachverhalt erfährt und sicherstc~llen l\ann, dass die Vornaben des § 26 

AHenV einc1ehalten werden. Damit soll d;e Mönlichl<eit eröffnet werden, die Vmpflich­

lunn nach § 94 EnWG durchzusetzen. 

V. Gebühren 


Hinsichtlich der l<osten erneht ein nesonderter Bescheid nach § 91 EnWG. 


VI. Anlagenverweis 

Die Anlage Zwischendokutnelltation und die dazu gehörigen Anlagen 1 bis 7, die 

Anlagen 8 und 9 die Anlage SR und die dazu gehörigen Anlagen A1 bis A5 sowie 

die Anlage A.BM sind Bestandteil dieses Beschlusses. 
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enthäll ßetriebs· um! Geschäftsgeheimnisse 

Hechtsmittelbolehru tl!J 

Gegen diesen Beschluss kann binnen einer Frist von einem Monat nach Zustellunn 

Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist schriftlich bei der Bundesnetza-­

nentur (Hausanschrift: Tulpenfeld 4, 53113 Bonn) einzureichen. Es nenOgt, wenn die 

Beschwerde innerhalb der Frist bei dem Oberlandesgericht Düsseldorf (Hausan" 

schrift: Cecilienallee 3, 40474 DüsseldorQ eingeht. 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt 

einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag 

von dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die Be" 

schwerdebegründung muss die Erklärung, inwieweit der Beschluss angefochten und 

seine Abänderung oder Aufhebung beantragt wird, und die Angabe der Tatsachen 

und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stützt, enthalten. Die Beschwerde' 

schrift und Beschwerdebegründung müssen durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet 

sein. 

Die Beschwerde hat !<eine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG). 

Bonn, den 17.11.2014 

Vorsitzender Beisitzer 

Wolfgang Wetz! 

~-4JJ~LJlJl.Jl.._ 


Beisitzer 

Bernd Petermann 
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„ Eleschlusskammor B „ /\ktenzoichen: ßl(ß„12/1731„11 

Zwischendokumentation 

1. 

Bestimmunu des Aus11a1111sniveaus der Et·lösoberurenze, 


Feststelltrn{J der Aufwands- und Ver11leichsparnmete1· 


O. Vorbemerkunu 

Die zweite~ Reuulierungsperiode beuinnt am 01.01.2014. Die l<ostenprüfung erfolgt 

nach § 6 Abs. 1 S. 3 AReuV im vorletzten l<alenderjahr vor Beginn der l~egulie­

rungsperiode auf der Grundlage der Daten des letzten abgeschlossenen Geschäfts­

jahres. Dabei gilt gemäß § 6 Abs. 1 S. 4 ARegV das l<alenderjahr, in dem das der 

l<ostenprüfung zugrunde liegende Geschäftsjahr endet, als Basisjahr im Sinne der 

Verordnung. Demnach erfolgt die l<ostenprüfung auf der Grundlage der l<ostendaten 

des Basisjahres 2011. 

Zentraler Maßstab ist damit die l<ostenorientierung. Hierin spiegelt sich die wettbe­

werbspolitische Motivation des .Gesetzgebers, mit der er auf das strukturelle Wettbe­

werbsdefizit der Netzmärkte reagiert: Als natürliche Monopolisten besteht für die 

Netzbetreiber kein Anreiz, ihre Netzentgelte effizient zu gestalten. In dieser Situation 

strukturell weltbewerbsdeflzitärer Märkte zielt die Regulierung auf die Slmulierung 

von Wettbewerb. Die Entgelte sollen so gebildet werden, wie sie sich bei funktionie­

rendem Wettbewerb herausbilden wllrden. Funktionierte der Wettbewerb, hätte jeder 

Netzbetreiber einen Anreiz, seine l<oste.n durch effizienten Netzbetrieb soweit wie 

möglich zu reduzieren. Monopolgewinne könnte er nicht erzielen. 

Für die Bestimmung des Ausgangsniveaus der l<alenderjährlichen Erlösobergrenzen 

für die zweite Regulierungsperiode Strom sind die Netzkosten nach§ 6 Abs. 1 Satz 1 

ARegV i. V. m. Teil 2 Abschnitt 1 (§§ 4 - 10) StromNEV zu ermitteln. Gemäß§ 4 · 

Abs. 2 StromNEV setzen sich die Netzkosten aus den aufwandsgleichen l<osten 

nach § 5 StromNEV, den kalkulatorischen Abschreibungen nach § 6 StromNEV, der 

kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung nach § 7 StromNEV sowie den kalkulatori­

schen Steuern nach § 8 StromNEV unter Abzug der kostenmindernden Erlöse und 
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Erlrliue nach § ~J SlrornNEV ;'.Usairnnen. Net;~verluste sind uernilf~ § 1 O StrornNEV zu 

berncksichti}Jen. 

ßilanzielle und l<alkulatorische l<osten sind nur insoweit anzusetzen, als sie 8inen 

Bezu(J zurn Netzbetrieb aufweis8n, den Kosten eines effizient8n und strukturell ver­

(Jleichbaren Nc~tzbetrnibers 8ntsprechen (§ 4 Abs. 1, S. 1 StrornNEV, § 21 Abs. 2 S. 

1 EnWG) und sich bei einern irn Wettbewerb stehenden Unternehmen ihrern Urnfanu 

nach ein~tellen würden (vgl. § 21 Abs. 2. S. 2 EnWG): 

„Die Entgelte werden auf der Grundlage der l<osten einer Betriebsführung, die denen 

eines effizienten und strukturell vergleichbaren Netzbetreibers entsprechen rnllssen, 

unter Berücl<sichtiuung von Anreizen für eine effiziente Leistunuserbrinuunn und ei­

ner angemessenen, wettbewerbsfähigen und risil<oangepassten Verzinsunu des ein„ 

gesetzten Kapitals gebildet. [ „.] Soweit die Enl~Jelle l<ostenorientiert gebildet werden, 

dCnfen Kosten und l<ostenbestandteile, die sich ihrem Umfang nach im Wettbewerb 

nicht einstellen würden, nicht berlicl<sichtlgt werden." 
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Aufwandsgleiche l<osten 

1.0. Allgomeiner; 


Gemäf~ § 5 Abs. 1 Satz 1 StromNEV sind aufwandsgloiche Kostenpositionen nach 


Maßgabe des § 4 Abs. 1 StromNEV bei der Bestimmung der N(~tzkosten zu berück­


sichtigen. Sie sind den nach§ 10 Abs. 3 EnWG oder nach§ 4 Abs. 3 StromNEV er­


stellten Gewinn- und Verlustrechnungen flir die Elektrizitätsüberlragunn und Elektrizi­


tätsverteilung zu entnehmen. 


Oemäß § 6 Abs. :l S. 2 ARegV, der die Unanwendbarkeit von § 3 Abs. 1 S. 4, 2. Hs. 

StromNEV statuiert, ist dabei die Berücksichtigung von Plankosten und -erlösen aus­

geschlossen. l(osten und Erlöse bzw. Erträge, die dem Grunde oder der Höhe nach 

auf einer Besonderheit des Geschäftsjahres beruhen, auf das sich die Kostenprüfung 

bezieht, sind gern. § 6 Abs. 3 S. 1 ARegV nicht zu berücksichtigen. 

a) Aufwandsgleiche Kosten 

Aufwandsgleiche Kosten sind zu berücksichtigen, wenn sie einen Bezug zum Netz­

betrieb aufweisen (§ 3 Abs. 1 S. 1 StromNEV), den Kosten eines effizienten und 

strukturell vergleichbaren Netzbetreibers entsprechen (§ 4 Abs. 1, Abs. 2 S. 1 

StromNEV, § 21 Abs. 2 S. 1 EnWG) und sich bei einem im Wettbewerb stehenden 

Unternehmen ihrem Umfang nach einstellen würden (vgl.§ 21 Abs. 2 S. 2 EnWG). 

Aufwandsgleiche Kosten sind nur anzuerkennen, wenn sie einen eindeutigen Bezug 

zum Netzbetrieb aufweisen. Kosten, die nicht ursächlich aus dem Betrieb des Netzes 

entstehen oder dem Betrieb des Netzes zu dienen bestimmt sind, sind folglich nicht 

zu berücksichtigen. Demgemäß sind Kosten, die ihrem Entstehensgrunde oder ihrem 

Verwendungszweck nach dem Vertrieb oder anderen Unternehmensaktivitäten zu­

zuordnen sind, grundsätzlich nicht auf den Netzbetrieb bezogen und somit nicht be­

rücksichtigungsfähig. 

Der Netzbetreiber trägt die Darlegungs- und Beweislast für die Tatsache, dass die 

geltend gemachten Aufwendungen tatsächlich entstanden sind. Dies ergibt sich be­

reits aus der Natur der zu prüfenden Informationen, die allesamt dem Rechnungswe­

sen des Netzbetreibers entstammen. Diese internen Vorgänge sind der Beschluss­

l<ammer nicht bekannt, solange der Netzbetreiber nicht selber die beurteilungsrele­

vanten Kosten darlegt und diese dezidiert nachweist. Dem steht auch nicht der 

Amtserrnittlungsgrundsatz entgegen. Der Pflicht der Behörde, den Sachverhalt in 

eigener Verantwortung aufzuklären (§ 68 EnWG und 24 VwVfG) stehen insoweit Ob­
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lienenheiten dos Nel7.betrnibors nenenOber; die Mitwirkungspflicht begrenzt die 

Amlsennittlungspllichl der Ve1waltungsbehörclo. Diese braucht enlscheidungserheb­

liche Tatsachen nicht zu ermifü~ln, die der ßelroffeno ihr zu untcrbreilHll hat (vgl. 

BGH, EnVH '79/07, Rn. 21; BVerwG, 5 C 2ll!J5, NVw7 1Hß7, 405). Nicht nachgewie 

sone l<oslen sind nicht anerkennungsfühin (so auch: 01.G Dl'lsBt~lclorf, Vl-3 l<art. 

472/06 (V) und BGI 1, [nVR tl/OIJ). 

b) Schlfü;selung von l<ostenposi!ionen 

[inzell\osten des Netzes sind gem. § 4 Abs. 4 StromNEV dem Netz direkt zuzuord­

nen. l<osten cles Netzes, die sich nicht oder nur mit unvertretbar hohem Aufwand als 

Einzelkosten direkt zurechnen lassen, sind als Gemeinkosten über eine verursa­

chungsgerechte Schlüsselung dem Elektrizitätsübertragungs- oder Elektrizitätsvertei·· 

lernetz zuzuordnen. Die zu Grunde gelegten Schlüssel müssen sachgerecht sein und 

den Grundsatz der Stetigkeit beachten. Die Schlüssel sind für sachkundige Drille 

nachvollziehbar und vollständig zu dokumentieren. Änderungen eines Schllissels 

sind nur zulässig, sofern diese sachlich geboten sind. Die hierfür maßgeblichen 

Gründe sind nachvollziehbar und vollständig zu dokumentieren. 

Die Darlegung einer sachgerechten Schlüsselung kann durch Schlüssel gestützt 

werden, die eine möglichst große Nähe zur tatsächlichen l<ostenverteilung aufwei­

sen. Stundenaufschreibungen einer Lohnbuchhaltung z.B. lassen eine anteilige Ver­

teilung der Kostenstelle auf den Netzbetrieb somit plausibler erscheinen, als Umsatz­

oder GewlnnschlOssel. Die Beschlusskammer behält sich somit vor auch sachge­

rechtere Schlüsselungen zur Anwendung zu bringen. 

c) Besonderheiten des Geschäftsjahres 

Soweit Kosten dem Grunde oder der Höhe nach auf einer Besonderheit des Ge­

schäftsjahres beruhen, auf das sich die Kostenprüfung bezieht, bleiben sie bei der 

Ermittlung des Ausgangsniveaus unberücksichtigt. Eine Besonderheit des Ge­

schäftsjahres liegt vor, wenn bestimmte l<osten des Netzbetriebs nicht periodisch 

wiederl<ehren, sondern ausschließlich, dem Grunde oder der Höhe nach, einmalig im 

Basisjahr i.S.d. § 6 Abs. 1 ARegV anfallen. Der Regelung des§ 6 Abs. 3 S. 1 ARegV 

liegt die Überlegung zu Grunde, dass die Heranziehung der Kosten eines bestimm­

ten Geschäftsjahres als Grundlage für die Festlegung der Erlösobergrenzen dann 

gerechtfertigt ist, wenn die l<ostenstruktur in den aufeinanderfolgenden Geschäfts­

jahren in der Regel im Wesentlichen gleich ist (vgl. BGH, EnVR 413/10 - „EnBW Re­
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gional AG"). Mit diesem l<onzept wfüo nicht vereinbar, wenn das ErrJebnis der l<os„ 

l<~nprlifung 2011 auch insoweit Crundlage für die F~Jstsc~tzung der 1=.rlösobergrenzen 

bildete, als dort L3ccsondc~rheitc~n bcoriicksichtigt sind, die ausschlief.\lich in diesem Go„ 

scliäflsjahr aufgetreten sind. Fs Ist insbcisonclere davon auszugelmn, dass l<osten 

dem Grunde oder der Höho nach eine Besonderheit des Geschäftsjahres darstellen, 

wenn diese in den Vorjahren dem Grunde oder der Höhe nach nicht angefallen sind 

und somit das l<ostenniveau signifikant gegenüber den l<osten der Vorjahre erhöhen. 

d) Effiziente aufwandsgleiche Kosten 

Bilanzielle und kalkulatorische l<osten des Netzbetriebs sind nur insoweit anzuset„ 

zen, als sie den l<osten eines effizienten und strul<turell vergleichbaren Netzbetrei­

bers entsprechen. Nach § 4 Abs. 1 StromNEV sind folglich nicht jedwede angesetzte 

Höhe einer l<ostenposition in die l<alkulation einstellbar. Sonst wlirclen dem Effizi.. 

enzver~Jleich womöglich auch nur ineffiziente Kosten zugeführt, deren Ineffizienz im 

Vergleich untereinander nicht identifizierbar wäre. Insofern erfüllt § 4 Abs. 1 Strom„ 

NEV die Sicherungsfunktion, dass vorgezogene Aufwendungen (Zusammenballung 

mehrerer Jahre) oder besonders teure Maßnahmen in maximal der auf 5 Jahre ver„ 

rateten Höhe anerkannt werden und nicht ggf. fünfmalige Berlicksichtigung in der 

l<alkulation finden. 

Die Berlicksichtigung von Plankosten und -erlösen ist gern. § 6 Abs. 3 S. 2 ARegV 

ausgeschlossen. § 6 Abs. 3 S. 2 ARegV regelt, dass § 3 Abs. 1 S. 4, 2. HS Strom­

NEV bei der Durchführung der l<ostenprüfung zur Bestimmung des Ausgangsni„ 

veaus nach § 6 Abs. 1 ARegV keine Anwendung findet. Erlöse bzw. Erträge, die auf 

einer Besonderheit des Geschäftsjahres beruhen, sind gern. § 6 Abs. 3 S. 1 ARegV 

ebenfalls nicht zu berücksichtigen. Soweit nach § 6 Abs. 3 S. 1 ARegV Kosten eiern 

Grunde oder der Höhe nach auf einer Besonderheit des Geschäftsjahres beruhen, 

auf das sich die l<ostenprlifung bezieht, bleiben sie bei der Ermittlung des Aus­

gangsniveaus unberücksichtigt 

e) Ggf. nicht zahlungswirksame Risikovorsorge (Rückstellungen) 

Rlickstellungen werden für eine Verpflichtung, liber deren Höhe und Eintreten Unsi­

cherheit herrscht gebildet. Die Bildung solcher Rlickstellungen erfolgt im Wege einer 

aufwanclswirksamen Zuführung. Voraussetzung ist hier, dass das Eintrittsereignis mit 

hinreichend großer Wahrscheinlichkeit belegt werden kann. 
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Gerniiß don r{e[Jolungen der StrornNl:V können aufwandsgleicl1~J l<osten oerniiß 

§ tl und § 5 StromNl'.:V als l<osten geltend gemacht werden. Dieso werden aus der 

GuV überfllhrt. Dernontsprecliend können Zufliilrunoen von R!'ickstc-Jlltmnon sofern 

diese betriebsno\wendig sind und !<eine Besonderheit des Geschiiftsjahres darstellen 

als l<osten an9esetzt werden. Nicht erfolgswirlrname Verbrfürche von Hl'lci<stellungen 

können nicht angesetzt werden. 
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1.1. IVJatoriallwston 


'l .1.1. Au1wondungon für Roh-, Hilf!:;„ und Botriebsstoffo 


1.1.1.1. Aufwondtm(jen für die Bc~sclrnffung von Vorlustonor{jie 

Bei der Obertragung von Elektrizität in elektrischen Systemen entstehen zwaligslüu­

lig Energicwerluste in Form von Stromwänneverlusten, Eisenverlusten der Transfor­

matoren und Spulen oder als Ableit·· und l<oronaverluste. In einem elektrischen 

Energieversorgungsnetz sind diese Netzverluste im Rahmen einer zeitnleichen Be­

trachtung der Zählung der Einspeisungen in das Netz sowie der Zählung der Aus­

speisungen aus dem Netz sowie der Bestimmung weiterer separater Verbrauchsur­

sachen (z.B. Betriebsverbrauch, Stromdiebstahl) messbar. Hierzu ist ein eigener Ver­

lustenerniebilanzl<reis zu llihren. Die im Rahmen dieser l<ostenprülung relevanten 

Verlustenergiekosten ergeben sich aus den Beschaffunnskosten der im l<alenderjahr 

2011 zum Einsatz nebrachten Verlustenergie (§ 1O Abs. 1 StromNEV). Verluste, die 

nicht physikalisch bedingt sind (z.B. Betriebsverbrauch, Strotndiebstahl), sind nicht 

Bestandteil dieser Position.· 

Preisseitig setzt die Beschlusskatnmer den von detn Netzbetreiber für das Kalender­

jahr 2011 angegebenen spezifischen Beschaffungspreis an. Dieser fließt bei der Be­

sti111111ung der Aufwa11dspara111eter des Effizienzvergleichs getnäß §§ 12 - 14 ARegV 

tnit ein. 

Zur Ermittlung der Verlustenerglebeschaffungsl<osten ist weiterhin festzustellen, ob 

die relative Höhe der Verlustenergietnengen effizient ist. Die Beschlusskam111er hat 

eine nationale Vergleichsbetrachtung der Verlustenergiemengen je Spannungsebene 

durchgeführt. Die Stichprobe, über die plausible Daten vorlagen, u111fasste ca. 150 

Netzbetreiber in Zuständigkeit der Bundesnetzagentur. Als Vergleichsbasis wurde 

das Verhältnis der Verlustenergiemenge zur spannungsebenenbezogenen ausge­

speisten Jahresarbeit (Bezug aus vorgelagerter Netzebene + Einspeisung aus Er­

zeugungsanlagen) herangezogen. Die sich hieraus ergebenden Durchschnitte sind 

ggf. durch Konfidenzintervalle erhöht als Aufgriffsgrenze anzusetzen. lnsgesa111t ist 

sie zu folgendem Zielkorridor gelangt: {HS (< 0,5 %]; HS/MS [< 0,5 %]; MS[< 1,0 %]; 

MS/NS [< 1,5 %]; NS [< 3,2 %]}. Wird der Zielkorridor überschritten, so sind die ent­

sprechenden Mengen nicht berücksichtigungsfähig, es sei denn, der Netzbetreiber 

legt nachvollziehbar dar, dass die Verlusttnengen tatsächlich angefallen sind und die 

Überschreitung des Zielkorridors nicht auf Ineffizienzen beruht. 
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Die Bereclrnunn der Verlustenernlel<os!en wird in den folrJenden Tabellen verdeut­

licht: 

Die annegebene l<ostenposition in Höhe von i € ist somit gemindert um 

.€mit·. • €anzusetzen. 

1.1.1.2. Aufwendungen für Stromeinspeisung durch Betreiber dezentraler 
Erzeugungsanlagen 

Unter den Aufwendungen für Stromeinspeisung durch Betreiber dezentraler Erzeu­

gungsanlagen sind Aufwendungen für den EEG- und den l<Wl<G­

Wälzungsmechanismus sowie die Entgelte für dezentrale Einspeisung gemäß § 18 

StromNEV dargestellt. 

1.1.1.2.1. Nach EEG (exklusive Einspeisemanagement-Maßnahmen) 

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) sieht vor, dass die finanzielle Belastung 

aus dem nach dem aufgenommenen und vergüteten Strom aus Anlagen, die dem 

EEG unterfallen, bundesweit gleichmäßig verteilt wird. Dies wird durch den EEG­

Wälzungsmechanlsmus sichergestellt. Der Vertellernetzbetrelber nimmt den von der 

EEG-Anlage produzierten Strom ab und vergütet ihn nach den im Erneuerbare­

Energien-Gesetz (EEG) festgeschriebenen Sätzen. In der zweiten Stufe leitet der 

Vertellernetzbetreiber den EEG-Strom weiter an den regelzonenverantwortllchen 

Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) und erhält von diesem einen finanziellen Aus­
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rJleich. IJie Aufwendungen aus Zahlungen an die ~1otreiber von EEG-/\nlarien über­

steigen dabHi im HHgelfall die F1 trllrJe aus dem finanziellen /\usgloich. 

Differenwn, die aus Abgrenzungen im Jahresabschluss entstehen (periodenfremde 

Effel<te), werden Ober die Aufwandsseite nHutralisiert. 

1.1.1.2.2. Nach l<Wl<-G 

Das l<Wl<-G fördert die Stromerzeugung bei gleichzeitiger Umwandlung von einge­

setzter Energie in elektrische Energie und Nutzwärme. Zur bundesweiten Vergleich­

mäßigung der l<Wl<-G-Förderung ist innerhalb des Gesetzes ein entsprechendes 

Ausgleichsverfahren implementiert (§ 9 l<Wl<G). Netzbetreiber sind verpflichtet, 

l<Wl<-/\nlagen an ihr Netz anzuschließen und den in diesen Anlagen erzeugten 

l<Wl<-Strom abzunehmen. Die Vergütung an den l<Wl<-/\nlagenbetreiber setzt sich 

aus dem Preis für den l<Wl<-Strom und dem gesetzlichen l<Wl<-Zuschlag - der ei­

gentlichen l<Wl<-Förderung - zusammen. Der dem aufnehmenden Netzbetreiber vor­

gelagerte Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) ist seinerseits zur Zahlung des l<Wl<­

Zuschlags verpflichtet. Aufwendungen und Erträge des Verteilernetzbetreibers aus 

dem l<Wl<-Zuschlag gleichen sich also aus. Der aufgenommene l<Wl<-Strom wird 

vom Netzbetreiber vermarktet. Die Beschlusskammer geht davon aus, dass der 

l<Wl<-Strom zu den gleichen l<onditionen verkauft werden kann wie er aufgekauft 

wurde. Geringfügige Über- oder Unterdeckungen gleichen sich dabei im Zeitverlauf 

aus. 

Der l<Wl<-Anlagenbetreiber kann den erzeugten l<Wl<-Strom aber auch an einen 

Dritten (z. B. Stromhändler) verkaL1fen. In diesem Fall erhält er vom Netzbetreiber 

lediglich den l<Wl<-Zuschlag vergütet. Der eiern aufnehmenden Netzbetreiber vorge­

lagerte Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) ist seinerseits zur Zahlung des l<Wl<­

Zuschlags verpflichtet. 

Differenzen, die aus Abgrenzungen im Jahresabschluss entstehen (periodenfremde 

Effekte), werden über die Aufwandsseite neutralisiert. 
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1.1.1.2.3. Nnch § 13 StromNt::V 

Betreiber von dezontralen Er?eunungsanlagen erhalten nach § 1B StromNFV vom 

Notzbetreiber ein EnlfJC~lt, das den gegenübor den vorgelane1ten Netz- oder Um­

spa111rnbenen durch die jeweiline Einspeisunn vermiedenen Netrnntgelten entspricht. 

Entsprechend § () Abs. a StromNEV sind hierbei die Zahlunnen des letzten ubge .. 

schlossenen Geschäftsjahres als l<ostenposition bei der Bestimmunn der Net;dwsten 

zu berücksichtigen. 

Der Ansatz der vermiedenen Netzentgelte ist aus der Anlage 1 ersichtlich. Bei Auf­

wendungen für Stromeinspeisung durch Betreiber dezentraler Erzeununnsanlagen 

nach § 18 StromNEV handelt es sich dem Grunde nach um dauerhaft nicht beein­

flussbare l<osten gemäß§ 11 Abs. 2 S.1 Nr.8 ARegV (vgl. Kapitel 7). 

1.1.1.2.4. Einspeisemanagement-IVlaßnahmen 


Die Aufwendungen für Einspeisemanagement - Maßnahmen umfassen die Entschä­


digungszahlungen nach § 11 EEG. Gemäß§§ 11 und 12 EEG l<önnen Netzbetreiber 


bei einer Netzl'lberlastung im Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 Nr. 1 oder 2 Buch­


stabe a EEG in die Einspeiseleistung von Stromerzeugungsanlagen, die nach dem 


EEG oder dem l<Wl<G gefördert werden, eingreifen, um die störende Netzüberlas­


tung zu beseitigen. Die von de1: Regelung nach § 11 EEG betroffenen Betreiber von 


Stromerzeugungsanlagen erhalten hierfür eine Entschädigung. 


1.1.1.3. Betriebsverbrauch 


Die Position umfasst den Betrag, den der Netzbetreiber zur elgenbetrleblichen Nut­


zung verwendet. Dieser auf tatsächlich gemessenen Werten beruhende Letztver­


brauch (Strom, Gas, Wasser etc.) muss durch Rechnungsstellung nachweisbar sein. 


Der Stromverbrauch muss dabei den Effizienzanforderungen insoweit genügen, als 


dass keine überhöhten Strombeschaffungspreise in die Kalkulation Eingang finden. 


Als Vergleichsmaßstab ist das Beschaffungspreisniveau der Verlustenergie gemäß 


FSV Verlustenergie heranzuziehen. 


- 10 ­



1.1.1.4. Aufwendungen fUt' Differenz0 ßilanzl<reis bzw. Aufwcrndunyen für 
den Ausoleich von Abweichunym1 lrni Standanllastprofilon 

Retmibflr von 1=.lektriziti.\lsverteilernetzon stnhen bei l<unden, deren Ldstunnswerte 

uus Grlinckm der l<osteneflizionz nicht nmnessen sondern pro(jllostizie1 t werden·, vor 

der Aufnabe, ein geeinnetes Verfahrnn zum Ausgleich gnf. entstehender Abweichun­

gen von den stundardisierten Lastprofilen (Standardlastprofile) festzulenen. Die [le" 

treiber von Elektrizitätsve1teilernetzen wählen zwischen eiern synthetischen oder dem 

analytischen Verfahren. 

Beirn analytischen Lastprofil pronnostizieren der oder die Stromhändler die erwarte­

ten Lastprofile ihrer Kleinkunden und speisen danach Strom ins Netz ein. Die Be" 

rechnungen des Vnrteilernetzbetreibers erfolnen jedoch erst nach der Lieferung. Das 

analytische Lastprofil hat flir den Netzbetreiber clen Vorteil, dass die gesamte l<lein" 

kundenlast auf die Stromhändler aufgeteilt wird. Beim analytischen Verfahren entste­

hen keine l<osten flir den Netznutzer. 

Das synthetische Lastprofil ordnet statistisch ermittelte Lastprofile bestimmten l<lein­

kundengruppen nach spezifischen Verbrauchsmustern zu. Die Stromhändler speisen 

Elektrizität auf der Grundlage der Summen dieser synthetischen Lastprofile ein. Beim 

synthetischen Verfahren entstehen ggf. Kosten in Höhe der Leistungsabweichung. 

Die Mehr" oder Mindermengen sind hingegen zwischen Netzbetreiber und Händler 

abzurechnen und somit für die Netzl<osten neutral. 

Vor dem Hintergrund, dass der Netzbetreiber beim analytischen Verfahren alle Kos­

ten auf die Händler überwälzen kann und somit die Netzentgelte nicht belastet wer" 

den, erscheint es unter Effizienzgesichtspunkten zumindest fragwlirdig, ob überhaupt 

Kosten für diese Position in den Netzentgelten berücksichtigt werden können. 

Darüber hinaus ist zu beachten, dass aus Diflerenzbilanzkreisabweichungen sowohl 

Kosten als auch Erlöse generiert werden l<önnen. Je nachdem, ob der Differenzbi­

lanzkreis über- oder unterspeist ist, muss die überschlissige Energie verkauft oder 

die benötigte Energie gekauft werden. Erlöse l<önnen beispielsweise dann entstehen, 

wenn die Ausgleichsenergiemenge zum Abbau des Überschusses größer ist als die 

Ausglelchsenergiernenge zum Schließen der Lücke. Erlöse entstehen auch dann, 

wenn der Verkaufspreis höher ist als der Kaufpreis. Die Beschlusskammer geht da" 

von aus, dass sich Kosten und Erlöse im Zeitverlauf in etwa ausgleichen. Aus die­

sem Grund hält es die Beschlusskammer für sachgerecht, zu Gunsten wie zu Un" 



gunsten des Notzbetreibers keine f'rlöse oder l<oston bei der ßeslirnrnung des Aus„ 

gannsniveaus zu borOc!<sichtigen. 

Die angegebene l<ostc~nposition in Höhe vo11 .€ ist somit vollständin zu kor„ 

zen. 

1.1.2. Aufwendun~J<rn flir bezogene Leistungen 


Unter den Aurwendungen für bezo}Jene Leistunnen sind insbesondere Aufwendun­


gen an vorgelagerte Netzbetreiber, Aufwendtmnen für Blindstrom, für ilberlassene 


Netzinfrastruktur, flir singulär genutzte Betriebsmittel, für durch Drille erbrachte Be­


triebsführung und für durch Dritte erbrachte Wartungs- und lnstandhaltungsleistun­


gen dargestellt. 


1.1.2.1. Aufwendungen an vorgelagerten Netzbetreiber 

Der Ansatz der Aufwendungen an den vorgelagerten Netzbetreiber ist aus der Anla­

ne 1 ersichtlich. Bei Aufwendungen an vorgelagerte Netzbetreiber handelt es sich 

dem Grunde nach um dauerhaft nicht beeinflussbare l<osten gemäß § 11 Abs. 2 S.1 

Nr.4 ARegV (vgl. l<apitel 7). 

Zu den vorgelagerten Netzkosten zählen neben den l<osten für Leistung, Arbeit, 

Messung, Abrechnung und Messstellenbetrieb auch folgende Aufwendungen: 

• Aufwendungen für Netzreservekapazität (vgl. 1.1.2.1.a.) 


• Aufwendtmgen gemäß§ 14 Abs. 2 StromNEV (1.1.2.1.b.) 


• Aufwendungen für unterspannungsseitige Messung (1.1.2.1.c.) 


• Aufwendungen für Blindstrom (1.1.2.2.) 


e Aufwendungen aus singulär genutzten Betriebsmitteln (1.1.2.4.) 


Der Netzbetreiber hat zudem Aufwendungen für ein allein genutztes Betriebsmittel in 

Höhe von --"~ angesetzt. Aufwendungen für singulär genutzte Betriebsmittel 

sind jedoch unter der Position 1.1.2.4. „Aufwendungen für singulär genutzte Be­

triebsmittel" auszuweisen. Die angegebene Kostenposition in Höhe von € 

ist somit gemindert um 411J.~ mit ng45 anzusetzen. 
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1.1.2.1,;,, davon Aufwendunoen fiil' Notzresorvelrnpazität 


Netzbetreiber haben die Möglichl<eit, Nelzrose1ve beim vorgela~Jel lc~n Netzbc~lreiber 


zu bestellen und in Anspruch i'U nehmen, um höhere vorgelagerte Netzl«mten auf­


grund von Leistungsspitz<~n wegen des Ausfalls von dezentralen LC:rzeugungsanlagen 


oder von Betriebsmitteln zu vermeiden. Es besi<~ht also oin unmillelbarer Zusam­


menhang zwischen der Jahreshöchstlast und den Aufwendungen für Netzreserveka­


pazität. Die in der Erlösobergrenze enthaltenen Ansätze sollen wertmäßig dem Be­


trag entsprechen, der eiern Netzbetreiber vorn vorgelagerten Netzbetreiber für die 


Vorhaltung und Inanspruchnahme von Netzreservekapazität in Rechnung gestellt 


wird. 


Bei Aufwendungen für Netzrese1vekapazität handelt es sich dem Grunde nach um 


dauerhaft nicht beeinflussbare Kosten gemäß§ 11 Abs. 2 8.1 Nr.4 ARegV (vgl. l<api­


tel 7). 


1.1.2.1.b. davon Aufwendungen gemäß§ 14 Abs. 2 StromNEV (Pancal<ing) 

Die Position ergibt sich allS vertraglichen Vereinbarungen zwischen Netzbetreibern, 

die direkt miteinander verbundene Netze der gleichen Netz- oder Umspannebene 

gemäß§ 14 Abs. 2 S. 3 StromNEV betreiben. Der Leitfaden der Beschlusskammer 8 

zur Findung sachgerechter Sonderregelungen in den Fällen der Kostenwälzung nach 

§ 14 Abs. 2 Satz 3 StromNEV ist zu beachten. Der Nachweis, dass die Vorausset­

zungen für die Anwendung des§ 14 Abs. 2 S. 3 StromNEV vorliegen, ist durch den 

Netzbetreiber zu erbringen. 

Bei Aufwendungen gemäß § 14 Abs. 2 StromNEV (Pancaking) handelt es sich dem 

Grunde nach um dauerhaft nicht beeinflussbare Kosten gemäß § 11 Abs. 2 S.1 Nr.4 

ARegV (vgl. Kapitel 7). 

1.1.2.1.c. davon Aufwendungen für unterspannungsseitige Messung 

Bei unterspannungsseitiger Messung wird durch den vorgelagerten Netzbetreiber ein 

.Aufschlag auf die Arbeitsmenge oder den Arbeitspreis vorgenommen, um die mit der 

Transformation verbundenen Stromverluste zu decken. Die korrespondierenden Er­

löse des vorgelagerten Netzbetreibers werden bei diesem bei der Bestimmung des 

Regulierungskontosaldos abgeglichen. 
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Boi Aufwe11d1111g~m für unterspwrnungssc>itige Mossung handelt es sich eiern Grunde 

nuch urn dauerhaft nicht beeinflussbme l<osten gernäf.~ § 11 Abs. ?. S.1 Nr.4 AHenV 

(vgl. l<apitel 7). 

1.1.2.2. Aufwendungen fiir Blindstrnm 

Durch lange Transportwege oder durch den C:insatz von l<ondensatoren oder Spulen 

kann es zu einer Phasenverschiebung kommen. Bei Einsatz von Spulen tritt nach 

Anlegen einer Wechselspannung der Strom verspätet auf (induktive Blindleistung). 

Bei l<ondensatoren tritt sofort der gesamte Strom auf, die Spannung muss sich aber 

erst aufbauen. Le}Jt man Wechselspannung an, eilt die Spannung dem Strom nach 

(kapazitive Blindleistung). Werden bei der Phasenverschiebung Grenzwerte über­

schritten (i.d.R. Phasenverschiebung 25', d.h. Wirkleistung "' 90 %), muss der Netz­

betreiber ein Entgelt an den vorgelagerten Netzbetreiber bezahlen. Bei Aufwendun­

gen für Blindstrom handelt es sich dem Grunde nach um vorgelagerte Netzkosten im 

Sinne des§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV. 

1.1.2.3. Aufwendungen für (iberlassene Netzinfrastrul<tul' 

Unter der Position „Aufwendungen für überlassene Netzinfrastruktur" sind regelmä­

ßig die sog. Pachtentgelte für die Überlassung betriebsnotwendiger Anlagegllter zu 

erfassen. Solche Aufwendungen entstehen dann, wenn cler Netzbetreiber ganz oder 

teilweise nicht Eigentümer des entsprechenden Anlagevermögens ist, sondern ihm 

dieses aufgrund einer schulclrechtlichen Vereinbarung („Pachtvertrag") vom Eigen" 

tümer zur Nutzung, d. h. für die Zwecke des Netzbetriebs, überlassen wird. Die aus 

der Überlassung des Anlagevermögens nach § 4 Abs.' 5 StromNEV resultierenden 

l<osten („Pachtzins") sind nur bis zu der Höhe anerkennungsfähig, wie sie anfielen, 

wenn der Netzbetreiber EigentCimer der Anlagen wäre. Maßgeblich sind somit die 

l<apitalkosten des durch den Verpächter eingesetzten Kapitals (Abschreibungen, 

Zinsen und Gewerbesteuer). Für die Kalkulation ist damit die Kapitalstruktur und der 

Gewerbesteuerhebesatz des Verpächters maßgeblich, Fremdkapltalzinsen und Bau" 

kostenzuschllsse sind zu berücksichtigen. Grundlage der Prüfung und damit einer 

Anerkennung von Kosten Ist der eingereichte Verpächterbogen. Die genaueren In­

halte sind Abschnitt 6.1 zu entnehmen. 
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1:1.2.4. Aufwendungon fiil' sinuulät· gonutzte Botri<~bsrnittul 

Die Anpachtung von Netzanlagen lmnn dazu flihren, dass sich der Netzansvhluss an 

eine hölwre und somit gl'111stis1ere Spannungs- oder Urnspannungseborw verla(Jert. 

Nach § 19 /\bs. 3 StromNEV wird fl\r bestilrnnte Anschlusssituationen (singulär ge­

nutztes Betriobsmiltel) ein gesondertes Entgelt definiert. Es handc~lt sich um ein sin­

gulär genutztes Betriebsmittel, wenn „ein Netznutzer sllmtliche in einer Netz- oder 

Umspannebene von ihm genutzten Betriebsmittel ausschließlich selbst nutzt". Das 

l{ann z.B. ein Transformator sein, der nur von einem l<unden genutzt wird und der ihn 

mit dem 380-kV-Höchstspannungsnetz verbindet. In diesem Fall wird ein nach den 

gesetzlichen Vor}Jaben zur Bestimmung eines „angemessenen Entgelts" ermittelter 

Wert festgelegt. Bei Aufwendungen für singulär genutzte Betriebsmittel handelt es 

sich dem Grunde nach um vorgela(Jerte Netzkosten im Sinne des § 11 Abs. 2 S. 1 

Nr. 4 ARegV. 

Der Netzbetreiber hat, wie im Schreiben vorn 30.06.2012 dargelegt, die Aufwendun­

gen für singulär genutzte Betriebsmittel in Höhe von "llf!§' der Position 1. 1.2.1. 

„Aufwendungen an vorgelagerten Netzbetreiber" zugeordnet. Aufwendungen für sin­

gulär genutzte Betriebsmittel in der Position 1. 1.2:4. sind somit in Höhe von € 

anzusetzen. l<orrespondierend erfolgte eine l<ürung der Position 1. 1.2. 1. „Aufwen­

dungen an vorgelagerten Netzbetreiber". 

1.1.2.5. AufWendungen für durch Dritte erbrachte Betriebsführung 

AufWendungen für durch Dritte erbrachte Betriebsführnng betreffen regelmäßig Ver­

tragsgestaltungen ausgelagerter Betriebskosten. Die durch Dritte erbrachten Dienst­

leistungen sind nach § 4 Abs. 5a StromNEV maximal in der Höhe anzusetzen, wie 

sie anfielen, wenn der Netzbetreiber die Leistungen selbst erbringen würde. 

Grundlage der Prüfung der durch verbundene Unternehmen erbrachten Betriebsfüh­

rung ist der jeweils eingereichte Dienstleistungsbogen für die sieben wertmäßig größ­

ten Dienstleistungsverträge mit verbundenen Unternehmen i. s. d. § 6 b Abs. 2 

EnWG. Maßgeblich für die Anerkennung der durch die Dienstleistung verursachten 

l<osten sind somit die l<alkulationsrnaßstäbe nach der StromNEV. 

Darüber hinaus müssen die Dienstleistungsverträge einem Fremdvergleichsmaßstab 

standhalten. Die Marktgerechtigkeit der In Ansatz gebrachten Vergütungssätze ist 

vom Netzbetreiber darzulegen und zu beweisen. 1. d. R. hat der Netzbetreiber in 



nachvollziehbarer Weise zu dokumcrntioron, d<~ss er Preisvergleiche angest<~llt hat 


b7.w. die Vergabe von Dienstlc~istungsauftrilgen im Wege dor Ausschreibung erfolgt 


ist. ludern darf die durch Drille erbrachte 13etriebsfflhrung kostenseilig natnrlich nicht 


den Wert Obersteigen, der zuvor bei ei~Jc~ner Bewirtsc;haftun[J durchgriff. 


Der Netzbetreiber gibt fÖr die seitens der WSW Energie & Wasser AG erbrnchten 


Dienstleistungen Aufwendungen in Höhe von € an, welche der Höhe 


nach dem für diese Dienstleistunnen gesondert übermittelten Erhebungsbonen ent­


sprechen. Gemäf~ Jahresabschluss fielen jedoch fl'lr durch Dritte erbrachte Betriebs­


führunn Aufwendungen in Höhe von €.an. Der Netzbetreiber führte aus, 


dass die Differenz auf einen Wanniszuschlag zurnckzufllhren sei, der in eiern über­


mittelten Erhebunnsbonen annesetzt wurde. 


Entsprechend dern Dienstleistunnserhebun9sbogen liegt der nach den kalklllatori­


schen Vorgaben der StromNEV ermittelte Preis für die Erbrlngunn von Dienstleistun­


gen durch Dritte somit oberhalb des tatsächlich gezahlten Entneltes. In diesem Fall 


ist ausschließlich auf die l<osten in der Höhe des tatsächlich gezahlten Entgeltes 


nach§ 5 Abs.1 StrornNEV abzustellen. 


Die seitens des Netzbetreibers entsprechend § 4 Abs. 5a StromNEV nach den kalku" 


latorischen Vorgaben der StromNEV ermittelten l<osten für die Dienstleistungserbrin­


gunn stellen hierbei lediglich den Maximalabgleich dar. 


Die Aufwendungen wurden somit zunächst um ···~.gekürzt. 


Der Netzbetreiber hat jedoch keinen Erhebungsbogen für die seitens der WSW 


Energie &Wasser AG erbrachten Dienstleistungen übermittelt, in eiern die tatsächlich 


gezahlten Aufwendungen in Höhe von · lfjllillll\€ dargestellt gewesen wären. 


Somit wurde hilfsweise die Prüffeststellung des ein9ereichten Dlenstleistungserhe­


bunnsbogens auf die tatsächlich gezahlten Aufwendungen llbertragen. 


· Nach der Prllffeststellung des Dienstleistungserhebungsbogens (siehe Abschnitt 6.2) 


sind die Aufwendungen fllr die seitens der WSW Energie & Wasser AG erbrachten 


Dienstleistungen um .•% zu knrzen. Das tatsächlich angesetzte Entgelt für die 


Dienstleistungserbringung ist insofern hilfsweise um weitere ,„,.,·€ (~~

1111.lll'~) zu mindern. 
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1. 1.2.ß, Aufwendun(JGll für dul'ch Dri!le 01·1J1·m;hte Wartungs„ und lnstand­
lrn l!u n11slolstu ngen 

Flir die Aufwendungen für durch Drille erbrachte WmllHlfJS„ und lnstandhaltungsleis·· 

tungen sind die gleich(m Maßstäbe heranzuziehen wie für Aufwendungen für durch 

Dritte erbrnchte Betriebsführung. Es nelten daher die Ausführungen zu 1. 1.2.!5 ent­

sprechend. 

1.2. f>ersonalkosten 

Personalkosten setzen sich aus den l<osten für Gehälter und Löhne (Lohnkosten), 

aus den Kosten fllr soziale Aufwendungen gern. § 275 II Nr. 6b HGB (Arbeitgeberan­

teile an der Unfallversicherung und Sozialversicherung (Angestellten-, Arbeiterren­

ten-, Knappschafts-, l<ranl<en-, Pflege-, Arbeitslosenversicherung)) und aus den frei­

willigen Personalnebenkosten gem. § 275 II Nr. 8 und III Nr. -, HGB (Aufwendungen 

für Altersversorgung und flir Unterstützung, z.B. Zuschlisse an Pensionskassen, 

Gratifikationen, Werl<klichen, Werkswohnungen, Unterstntzungseinrichtungen, Aus­

gaben für kulturelle und sportliche Förderung der Belegschaftsmitglieder) zusammen. 

Anerkennungsfähige Personalkosten mlissen sich immer auf einen Arbeitnehmer 

des Stromnetzbetreibers und das Jahr 2011 beziehen. 

1.2.1. Löhne und Gehälter 

Unter der Position Löhne und Gehälter werden die Bruttobeträge der Arbeitsentgelte 

zusammengefasst. Zu Löhnen un.d Gehältern gehören alle Vergütungen, die die Be­

legschaftsmitglieder (Arbeiter und Angestellte) und Geschäftsführer sowie Mitglieder 

des Vorstands erhalten, gleichgliltig in welcher Form sie gewährt werden, also auch 

Sachbezlige, Aufwandsentschädigungen etc„ Die Buchung von Löhnen und Gehäl­

tern erfolgt auf bes. Aufwandskonten als Teil der Personalkosten. Belege für berech­

nete und gezahlte Löhne und Gehälter können Lohnlisten und Gehaltslisten sein. 

Der Betrag ist in der Regel der Gewinn- und Verlustrechnung zu entnehmen, entwe­

der 

• beim Gesamtkostenverfahren unter Personalaufwand, getrennt in 

(1) Löhne und Gehälter sowie 

(2) soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und für Unter­

sllitzung 
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oder 

o beim Umsatzl<ostenverfahren separiert aus den Positionen 1-k~rstellungskos„ 

tm1, Vertriebs- und Ve1waltun9sl<osten. 

l<osten aus d(?J' im gcisHtzlichc?n Hahmen ausgeübten Betriebs- und Personalratstä­

ti(Jkeit, l\osten aus der ßerufsausbildun9 und Weiterbildung im Unternehmen und 

l<osten von Betriebskindertagesstätten flir 1\inder der im Netzbereich beschäftigten 

Betriebsangehörigen betreffen teilweise Lohnbestandteile. Diese Positionen sind un­

- ter 1.2.1. aufgeführt. !<einen Lohn stellen hin(Jegen betriebliche und tarifvertragliche 

Vcereinbarungen zu Lohnzusatzleistungen dar, soweit diese in der Zeit vor dem 31. 

Dez. 2008 abgeschlossen worden sind. Diese Position ist daher regelmäßig neu zu­

zuordnen. Bei allen Positionen ist zu beachten, dass die Kosten das übliche Maf~ 

nicht überschreiten dürfen. 

1.2.2. Soziale Abgaben und Aufwendungen für_ Altersversorgung und fiir Un­

tersWtzung 


l<osten für soziale Abgaben bzw. Aufwe11dungen gem. § 275 Abs. 2 Nr. ßb HGB (Ar­


beitgeberanteile an der Unfallversicherung und Sozialversicherung (Angestellten-, 


Arbeiterrenten-, Knappschafts-, !\ranken-, Pflege-, Arbeitslosenversicherung)) und 


aus den freiwilligen Personalnebenkosten gem. § 275 Abs. 2 Nr. 8 und Abs. 3 Nr. 7 


HGB (Aufwendungen flir Altersversorgung und flir Unterslli!zung, z.B. Zuschüsse an 


Pension!'lkassen, Gratifikationen, Werkküchen, Werkswohnungen, Unterstützungs­


einrichtungen, Ausgaben für kulturelle und sportliche Förderung der Belegschafts­


mitglieder) zusammen. 


1.2.2.1 Altersversorgung 

Gern. § 275 Abs. 2 Nr. 8 und Abs. 3 Nr. 7 HGB l<önnen Aufwendungen für die Alters­

versorgung der Netzmitarbeiter entstehen; die ggf. flir die l\alkulation von Bedeutung 

sind. Der Effizienzgedanke verhindert jedoch die Übernahme jeglicher Aufwendun­

gen in die Betrachtung. Personalzusatzkosten (Soziale Abgaben und Aufwendungen 

für Altersversorgung und flir Untersllitzung) sind der Höhe nach anerkennungsfähig, 

wenn sie zu den Personalkosten in einem angemessenen Verhältnis stehen. Ein effi­

zienter und strukturell vergleichbarer Netzbetreiber (§ 21 Abs. 2 EnWG) ist unter 

Wettbewerbsgesichtspunkten gezwungen, sich an den im Wettbewerb Ober den Er­

lös durchsetzbaren Personalzusatzkosten zu orientieren. Insbesondere die betriebli­

chen Altersversorgungsmaßnahmen und Aufwendungen für Vorruhestandsregelun­



nen werden dadurch auf ein wettbc~werbliches Maf~ bewenzt. Die Ansprüche der Ar· 

beitnehmer selbst werden durch diese Prl'lfung nicht betroffen. 

Die Finanzmittel der gesammelten jilhrlichon Zuführungen zu den Rückstellungen fllr 

Altersversorgung und Pensionen sind b<0i dHr l<alkulation Netzl<osten mindernd in 

Ansatz zu bringen, siehe hierzu 3.1.4.2.1. 

1.2.2.2 Soziale Abgaben und sonstige Aufwendungen 


Kosten flir soziale Aboaben bzw. sonstige Aufwendungen gern. § 275 Abs. 2 Nr. 6b 


HGB (Arbeitgeberanteile an der Unfallversicherung und Sozialversicherung (Ange­


stellten··, Arbeiterrenten-, l<nappschafts·, !<ranken-, Pflege-, Arbeitslosenversiche­


rung)) sind ggf. berücksichtigungsfilhig, insofern die entsprechenden Aufwendungen 


dem Effizienzgedanken Rechnung tragen. Der Effizienzgedanke verhindert jedoch 


die Übernahme jeglicher Aufwendungen in die Betrachtung. 


1.3. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 


Fremdkapitalzinsen sind gemäß § 5 Abs. 2 StromNEV in ihrer tatsächlichen Auf­


wandshöhe zu berücksichtigen, höchstens jedoch in der Höhe l<apitalmarktüblicher 


Zinsen für vergleichbare l<reditaufnahmen. Mit dem zweiten Halbsatz dieser Rege­


lung hat der Verordnungsgeber § 4 Abs. 1 StromNEV konkretisiert, nach dem bilan­


zielle und kalkulatorische l<osten des Netzbetriebs nur insoweit anzusetzen sind, als 


sie den l<osten eines effizienten und strukturell vergleichbaren Netzbetreibers ent­


sprechen. 


Dabei Ist auf die l<reditbedingungen im Zeitpunkt der Aufnahme des jeweiligen l<redi­

tes abzustellen. Zwar kann es vorkommen, dass eine l<reditaufnahme sich Im Zeit­

verlauf als nicht. vorteilhaft erweist, weil das Marktzinsniveau nach der Kreditaufnah­

me gesunken ist. Ex ante ist aber eine solche Entwicklung in der Regel nicht sicher 

erkennbar. Im Zweifel hat der Netzbetreiber darzulegen, dass seine individuellen 

l<reditkonditionen im Zeitpunkt der l<reditaufnahme den damals gültigen l<reditkondi­

tionen entsprachen. Zur Prüfung der Angemessenheit sind hie1iür Plausibilisierungs­

zinssatzreihen von der Beschlusskammer herangezogen worden, die erhöht um ei­

nen Relevanzabstand die Zinsreihe (vgl. Ausführungen zur Eigenkapitalverzinsung) 

widerspiegeln, die sich an § 7 Abs. 7 StromNEV orientiert. Somit ergeben sich die 

Plausibilisierungszlnssatzreihen aus dem Mittelwert der von der Deutschen Bundes­

bank veröffentlichten Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emil­
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tent•m - Anleihen der öffentlichen Hand, dor Umlaufsrnndite festvorzinslicher Wort„ 

papk~re inländischer Emittentrn1 - Anlei11(0n von Unternel11non (Nicht-MFls) und der 

UmlaufsrenditG inWndischer lnhabernchuldvorscl1reibunne11 - l-lypothekenpfandbriefo 

und der Addition eines Relevanzabstandes in Höhe von 0, 1%. l<reditkosten, dk~ aus 

einor l<reditaufnahme mit Festzinsvereinbarung resultieren, sind rJrunclBätzlich anzu­

erkennen, auch wenn zwischenzeitlich das Marktzinsniveau niedriger liegt, es sei 

denn, dass eine Umfinanzierung unter BerückslchtifJUng etwaiger Vorfälligkeitsent­

schädigungen zu geringeren f(reditkosten führen würde 

Die im Tabellenblatt „A5. Darlehensspieoel 11" von dem Netzbetreiber einoetranenen 

Beträ[Je fOr „Zinsen und ähnliche Aufwendungen" werden mit Hilfe der genannten 

jahresindivlduellen Zinssatzreihen plausibilisiert. Die Beschlusskammer geht davon 

aus, dass die zu den genannten Beträgen korrespondierenden Zinssätze überhöht 

sind, wenn diese Ober den Plausibllisierungszinssatzreihen liegen. In diesem Fall 

wird der jeweilige von der Beschlusskammer ermittelte Referenzzinssatz zu Bestim­

munfJ der anzuerkennenden Fremdkapitalzinsen verwendet. Um die durchschnittli" 

ehe Zinsbelastung des l<alenderjahres 2011 festzustellen, wird anhand der Angaben 

im Tabellenblatt „A5. Darlehensspiegel 11" zudem das durchschnittlich gebundene 

l<apital des l<alenderjahres 2011 für das jeweilige Darlehen herangezogen. 

Die sich somit aus den einzelnen Unterpositionen der Position „1.3. Zinsen und ähn­

liche Beträge" ergebenden l<lirzungsbeträge werden vereinfachend in der Position 

„ 1.3.3. gegenüber l<reditinstituten" in Summe verbucht. 

1.3.1. gegenliber verbundenen Untemehmen 

Kreditaufnahmen des Netzbetreibers bei assoziierten Unternehmen bedl'lrien stets 

einer kritischen Überprüfung. Dies gilt sowohl hinsichtlich der l<reditkosten als auch 

der gewählten Zinsbindungsfristen und der aufgenommen Volumina. Es gelten auch 

insoweit die zuvor beschriebenen Grundsätze. Bei der Kreditaufnahme des Netzbe­

treibers bei einem assoziierten Unternehmen trifft jedoch den Netzbetreiber eine ver­

stärkte Nachweislast hinsichtlich der Marktüblichkeit der l<reditbedlngungen. 

1.3.2. gegenüber Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 

. Es gelten die AusfOhrunnen zu Ziffer 1.3. und 1.3.1. entsprechend. 



1.3.3. gegeniiber l<rnditinstituten 

linsen flir l<reditm1fnah111en von nicht mit Netzbc~treibern verbundenen Kreditgebern 

sincl nrundsiilzlich zu berl'1Gkslchtigen, es sei denn dass dem Netzbetreiber glinstige· 

re l<reditaufnahmemöglichl<eiten im Zeitpunkt der l<roditaufnahrne zur Verfügung 

standen. Sollten sich bei der Prntung entsprechende Anhaltspunkte ergeben, muss 

der Nc~tzbetreiber darle(JOn, dass keine glinstigere Finanzierungsmöglichlrnit be„ 

stand, 

1.3.4 Sonstiges 

Zu der Thematik Rlickstellungen siehe die Ausführungen unter 3.1.4.2.1 

1.4. Sonstige Steuern 

Betriebssteuern im Sinne des § 11 Abs.2 S.1 Nr.3 ARegV sind alle Steuern, die In 

der Steuerbilanz abzugsfähige Betriebsausgaben sind (BR-Drs. 417/07, S.51). Dem­

entsprechend unterfallen etwa Grundsteuern, die Kfz-Steuer oder Energiesteuern 

dem Grunde der Regelung des§ 11 Abs.2 S.1 Nr.3 ARegV. Die kalkulatorische Ge­

werbesteuer gemäß § 8 StromNEV stellt l<eine Betriebssteuer nach § 11 Abs.2 S.1 

Nr.3 ARegV dar. 

1.5. Sonstige betriebliche Aufwendungen 

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen beinhalten aufwandsgleiche Kosten für 

Konzessionsabgaben, Mieten, sonstige Pachtzinsen, sonstige Leasingraten, Gebüh­

ren und Beiträge, Versicherungen, Bürobedarf, Drucksachen und Zeitschriften, Post 

und Fracht, Rechts- und Beratungsleistungen, Sponsoring, Werbung, Spenden, Rei­

sen und Auslösungen, Bewirtung und Geschenke, Wartung und Instandsetzung, Ein­

zelwertberichtigungen und Abschreibungen auf Forderungen, Zahlungen an Städte 

oder Gemeinden nach Maßgabe von § 5 Abs. 4 StromNEV sowie für Sonstiges. Die 

Beurteilung der Sachgerechtigl<eit und Effizienz der jeweiligen Kostenansätze sind 

einer Einzelfallprüfung vorbehalten. Soweit abweichende Aspekte oder verallgemei­

nerungsfähige Grundsätze bei der Prlifung berücksichtigt wurden, sind diese im Fel­

genden ergänzend erläutert. 
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'f ,5.1. f(onzessionsabgaben 

l<onznssionsab[Jaben sind l':ntgolte, cfüi Energioversorgungslmtmnehmon für die Ein· 

räumung des r~echts zur Benutzung öffontlicher Vc?rkohrswego für die Vc~rlenung und 

den Betrieb von Leitungen, die der unmittelbaren Versorgung von Letztverbrauchern 

irn Gerneindogebiet mit Energie dienen, entrichten (§ 48 Abs. 1 EnWG). Dicl Position 

ist Hrlrags- (s.u.) und aufwandsseitig zu neutralisieren (Ansatz in jeweils [Jleicher Hö­

he). Bei t<onzessionsabgaben handelt es sich dem Grunde nach um dauerhaft nicht 

beeinflussbare Kosten gemäß§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 ARegV (vgl. Kapitol"!). 

1.5.2, IVlieten, sonstige Pachtzinsen, sonstige Leasingraten, Gebühren und Boi­
träge 

In dieser Position sind die für den Betrieb eines Elektrizitätsversorgun~Jsnetzes be­

triebsnotwendigen Kosten für Mieten, sonstloe Pachtzinsen, sonstige Leasingraten, 

Gebühren und Beiträge zu verbuchen. Die Vereinbarung marktllblicher Ansätze ist 

vorn Netzbetreiber darzulegen. 

1.5.3. Versichernngen 

· In dieser Position sind die für den Betrieb eines Elektrizitätsversorgungsnetzes be­

triebsnotwendigen Kosten für Versicherungen (Sach„ und Haftpflichtversicherungen) 

zu verbuchen. 

1.5.4. Btirobedarf, Drucksachen und Zeitschriften 

In dieser Position sind die für den Betrieb eines Elektrizitätsversorgungsnetzes be­

triebsnotwendigen Kosten für Bürobedarf, Drucksachen und Zeitschriften zu verbu­

chen. 

1.5.5. Postkosten, Frachtkosten und ähnliche Kosten 


In dieser Position sind die für den Betrieb eines Elektrizitätsversorgungsnetzes be­


lriebsnotwendigen (Porto-)Kosten für Post, Fracht und ähnliche Leistungen zu verbu­


chen. 


1.5.6. Rechts„ und Beratungskosten 


Rechts- und Beratungskosten müssen einem Fremdvergieichsrnaßstab standhalten. 

Die Netzbetreiber sind verpflichtet, gerade irn Bereich der fortlaufenden Mandatie­



ntn[j VOil l:lera\Un(JSIGiSlllrl[)Gn [JÜllSti(JO l<onditionon ZU Vereinbaren bz.W. rJroiBVer­

[Jloiche anzustellen. Für andern Berutungskosten ist inBbesondern dmzulogen, duss 

die l:lercitlllllJsleiHtUn(Jen sinnvolle ßeratungsinhaltH umfassen und die verninbml~lll 

Vergotungen eiern Marktniveuu entsprechen. Alle Beratungsleistunrien müssen sich 

auf den Netzbetrieb beziehen, daher ist auf die Abgronzuno zu underen Aktivitäten 

zu achten. 

1.5.7. Sponsoring, Werbung, Spenden 


Es handelt sich bei den oeltend }Jemachten Aufwendungen flir Sponsoring, Werbung 


und Spenden oenerell um l<osten, die keinerlei Bezuo zum Netzbetrieb aufweisen 


(vnl. § 3 Abs. 1 S. 1 StromNEV). Sponsorin(), Werbung und Spenden sind, soweit sie 


als l<undenbindungsinstrumente einnesetzt werden, in der Netzentgeltkalkulation 


nicht berlicksichtigungsfähig. Aus der natürlichen Monopolstelluno des Netzbetrei­


bers ergibt sich, dass solche Aufwendungen ihren im wettbewerblichen Umfeld be­


stehenden Zwecl< in der Monopolsituation von vorneherein nicht erreichen können, 


da die Netznutzer regelmäßig keine Wahlmöglichkeit zwischen konkurrierenden 


Netzbetreibern haben. Der mit Werbeaktivitäten verbundene Imagegewinn ist - be­


dingt durch das Monopol eines Netzbetreibers - flir den Elektrizitätsnetzbetrieb nicht 


erforderlich. Die Vorteile, sofern sie nicht ohnehin ideeller Natur sind, liegen eher 


beim assoziierten Vertrieb. Hiervon werden Aufwendungen flir sog. aufnabenorien­


tierte l<ommunikation (Personalwerbung, gesetzliche Veröffentlichungspflichten etc.) 


nicht erfasst. 


1.5.8. Reisekosten und Auslösungen 


In dieser Position sind die flir den Betrieb eines Elektrizitätsversorgungsnetzes be­


triebsnotwendigen l<osten für Reisen und Auslösungen zu verbuchen. 


1.5.9. Bewirtung und Geschenke 


In dieser Position sind die für den Betrieb eines Elektrizitätsversorgungsnetzes 


nachweislich betrlebsnotwendigen l<osten für Bewirtung und Geschenke zu verbu­


chen. 
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1.5.10. Wmtut1(l und lnshrndso!z.ung 

In dieser l'osition sind die für den Betrieb eitl('.lS Eleklrizitätsversorgunnsnetzes be­

triebsnotwendigen l<osten fllr Wartung und lnstm1dsetzunn zu VP-rbuchen. Bei der 

Wartung und lnstandsetzunn ist von kontinuierlichen Prozessen lannlebiger Wirt­

schafls[Joter auszugehen. 

1.5.11. t:.inzelwertberichtigungen und Abschreibungen auf l"or<lernngen 

Der Netzbetreiber hat Pauschalwertberichli[JLmgen in Höhe von zt;JPI Wifi€ sowie Ab­
. ' 

schreibunnen auf Forderungen, die im Wesentlichen auf die Insolvenz von TelDaFax 

zurückzuführen sind, in Höhe von fflillll €angesetzt. 

Einzelwertberichtigungen und Abschreibungen auf Forderungen sind nur dann be­

rücksichtigungsfähig, wenn sie eindeutig dem Netzbetrieb zugeordnet werden kön­

nen. In der Regel sind dies Abschreibungen auf nicht neleistete Hausanschlusskos­

ten und Baukostenzuschüsse sowie Einzelwertberlchtigunnen und Abschreibunnen 

aufgrund der Zahlungsunfähigkeit eines Händlers. In keinem Fall können Forde­

runnsausfälle des Vertriebs gegen Endkunden anteilin ins Netz auch i.R.v. Pau­

schalwertberichtigunnen geschlüsselt werden. Das Risiko des Forderungsausfalls 

der Endkunden trägt der „assoziierte" 'Vertrieb. Bestünde die Möglichkeit Forde­

rungsausfälle anteilig auf den Netzbetrieb zu libertragen, würde dies zu einer 

Quersubventionierung und Benachteiligung von Dritthändlern flihren, da der Netzbe­

trieb keine Forderungsausfälle von Dritthändlern übernehmen wlirde. Ansatzfähig 

sind somit lediglich tatsächlich entstandene Forderungsausfälle und keine Pauschal­

wertberichtigungen. 

Kosten, die unter der Position Einzelwertberichtigungen und Abschreibungen auf 

Forderungen geltend gemacht werden, sind im Übrigen nur dann berllcksichtigungs­

fähig, wenn es sich um Abschreibungen auf uneinbringliche Forderungen handelt. 

Uneinbringliche Forderungen liegen vor, wenn es sich um einen endgliltigen Forde­

rungsausfall hand\'llt, d. h. die Beitreibung des Forderungsbetranes erfolglos abge­

schlossen wurde (bspw. fruchtlose Zwangsvollstreckung oder Insolvenzverfahren 

mangels Masse eingestellt). Darüber hinaus steht die Existenz einer Versicherung 

gegen Forderungsausfälle einer Kostenanerkennung von Abschreibungen auf unein­

bringliche Forderungen entgegen. Das Vorliegen uneinbringlicher Forderungen ist 

vom Netz,betreiber ausflihrlich, unter Nennung der Firma des Debitors, der Höhe des 
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ForckJrungsausfalls, der durch9eführien Maßnahmen im Rahmen der versuchten ßei­

treibung etc. darzuk~gen. 

Entspr<·JChend den allgemeinen Ausfül11unnen ist insbesondere davon auszugehen, 

dass l<osten dann der Höhe nach eine Elesonderheit dc~s Geschüftsjahrns darstellen, 

wenn diese in den Vorjahren der Höhe nach nicht angefallen sind und somit das l<os· 

tenniveau sionifil<ant gegenüber den Kosten der Vorjahre erhöhen. Mit Schreiben 

vo1n 13.09.2012 hat der Netzbetreiber dargelegt, dass in den l<alenderjahren 2007 

bis 2010 durchschnittlich für Abschreiben auf Forderunrien angefallen sei­

en. Die Abschreibungen auf Forderungen in Höhe von € sind somit um 

€auf den durchschnittlichen Betrag der Vorjahre .zu l<ürzen. 

Die Pauschalwe1iberichtigung erfüllt die gesetzten AnforderLmgen nicht und ist daher 

voll zu l<ürzen. 

Die angegebene l<ostenposition in Höhe von € ist somit gemindert um 

....,. €mit ... € anzusetzen. 

1.5.12. Zahlungen an Städte oder Gemeinden nach Maßgabe von§ 5 Abs. 

4 StromNEV 


In dieser Position sind die ZahlLmgen an Städte oder Gemeinden nach Mar~gabe von 


§ 5 Abs. 4 StromNEV zu verbuchen. Bei dieser Position handelt es sich um dauerhaft 


nicht beeinflussbare Kosten gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 Nr.Sb ARegV (vgl. Kapitel 7). 


1.5.13. Sonstiges 


Der Netzbetreiber macht unter anderem „„,,~ für die Zuführung zur Rücl<stel­


lung für die Verpflichtung zur Ablesung und Abrechnung sowie \ß:ll:il~ für Ge­


schäftsbesorgungslelstungen geltend. 


Der Netzbetreiber führte aus, dass die Rücl<stellLmg für die Verpflichtung zur Able­

sung und Abrechnung für den Fall gebildet wird, dass das Elektrizitätsverteilerge­

schäft komplett aufgegeben würde. Die Rückstellung dient dabei lediglich der fil<tiven 

gleichzeitig und vorgezogenen zu erstellenden Schlussrechnung an alle Kunden, die 

bei einem Wechsel der Netzgesellschaft entstehen l<önnte. Es ist nicht nachvollzieh­

bar, dass die Netzl<unden jährlich Aufwendungen für die Zuführung zur Rückstellung 

für die Verpflichtung zur Ablesung und Abrechnung in Höhe von --IAt~tragen 
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müssen, für einen Sachverhalt, der flir dit~se neutral sein müsste. Die geltend go· 

machten Aufwendungen in Höhe von 1'1•'liJt. sind somit nicht unerkennungsffü1ig. 

Darüber hinaus ist aus den seitens des Netzbetreibers übe1mittP.lten Unterla(JHn er· 

sichtlich, dass die Geschäftsbesorgungslnistun(Jen „Beschwerdemanagement" in 

Höhe von '911iP €, „betriebswirtschaftliche Dienstleistungen" in Höhe von 

und „Controlling" in Höhe vo1 nach LSP abgeredinet wurden. 

Nach den Vorgaben nach Preis LSP, ist ein allgemeines Unternehmenswa(Jnis ab­

gegolten. Dieser Ansatz ist nicht anerkennungsfähig. 

Gemäß § 'l Abs. 5 StromNEV ist zur Abdeckung netzbetriebsspezifischer unterneh­

merischer Wagnisse ein Zuschlag bei der Eigenkapitalverzinsung zu gewähren. 

Ausgehend von dem Maßstab, dass durch Dritte erbrachten Dienstleistungen maxi· 

mal in der Höhe anzusetzen, wie sie anfielen, wenn der Netzbetreiber die Leistungen 

selbst erbringen würde, ist für eine über dem § 7 Abs. 5 StromNEV hinausgehende 

Anerkennung eines unternehmerischen Wagnisses insofern kein Raum. Es ist davon 

auszugehen, dass wenn der Netzbetreiber die Leistungen selbst erbringen würde, 

sich zwar die aufwandsgieichen l<osten verändern würden (keine von durch Dritte 

erbrachten Dienstleistungsaufwendungen, dafür beispielsweise jedoch höhere Male· 

riall<osten etc.). Dies hätte jedoch keine Auswirkungen auf die Höhe des Zuschlags 

bei der Eigenkapitalverzinsung. Oblicherwelse wird bei der l<all<uiation nach Preis­

LSP ein Risil<ozuschlag in Höhe von 4 Prozent vereinbart. Dieser ist nicht anerken­

nungsfähig. Die Aufwendungen sind somit in Höhe von~~ zu klirzen. 

Die angegebene l<ostenposition in Höhe von € ist somit gemindert um 

anzusetzen. 

Parallel werden auch die Rlicl<stellungen zur Ableseverpflichtung aus dem Abzugs­

. kapital entfernt. 

1.5.14. Im gesetzlichen Rahmen ausgeübte Betriebs- und Personalratstä­

tigkeit 

Siehe unten Ziffer 7. 

1.5.15. Bernfsausbildung und Weiterbildung im Unternehmen 


Siehe unten Ziffer 7. 
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1.5.16. EJotriobskindortagosstäH<m für i(ind<H' dGt' im NotzbGl'oich beschäf­
tigten 13etriebsangehörigon 

Siehe unten Ziffer 7. 

2. 	 Kalkulatorische Bewerlunn des SachanlagGvermöuenB Bowie Ermittlung 
der kalkulatorischen AbschreibUtllJGtl 

Planmäßige oder außerplarnnäßige Wertminderungen von Vermögensgegenstiinden 

werden in der Abschreibung erfasst. Die fllr die Netzentgeltkalkulation marSgebliche 

Abschreibung ist jedoch anders als bei aufwandsgleichen l<osten im Sinne der §§ 4 

und 5 StromNEV nicht wertmäßig aus der GuV Obertragbar. Diese wird stattdessen 

auf Grundlage des § 6 StromNEV rein kalkulatorisch ermittelt und ersetzt somit den 

handelsbilanziellen Wert. Damit wird die Gewährleistung eines langfristig angelegten, 

leistungsfähigen und zuverlässigen Netzbetriebs gesichert: Die Wertminderung der 

betriebsnotwendigen Anlagegüter ist als l<ostenposition bei der Ermittlung der Netz­

kosten in Ansatz zu bringen (§ 6 Abs. 1 S. 1 StromNEV). 

Für die Ermitllung der kalkulatorischen Abschreibungen und der kalkulatorischen Ei­

genkapitalverzinsung ist die Bestimmung der kalkulatorischen Restwerte des Sach­

anlagevermögens erforderlich. Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibun­

gen ist gemäß § 6 Abs. 1 S. 3 StromNEV zu unterscheiden nach Anlagegütern, die 

vor dem 01.01.2006 aktiviert wurden (Altanlage), und Anlagegütern, die ab dem 

01.01.2006 aktiviert wurden (Neuanlage). 

Bei Altanlagen werden fllr den eigenfinanzierten Anteil des Anlagevermögens (ma­

ximal 40 %) Tagesneuwerte als Basis flir die weiteren Berechnungen herangezogen 

(§ 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 StromNEV). Die Tagesneuwerte werden mittels Indexierung 

der historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten ermittelt. Fllr den fremdfi­

nanzierlen Anteil des Anlagevermögens bilden die jeweiligen historischen Anschaf­

fungs- und Herstellungskosten den Ausgangspunkt für die weitere Wertermittlung 

(§ 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 StromNEV). 

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen sind gern. § 6 Abs. 4 Strom­

NEV ausgehend von den jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskos­

ten nach der linearen Abschreibungsmethode jahresbezogen (§ 6 Abs. 5 S. 3 und 4 

StromNEV) zu ermitteln. 



Dementsprechend sind zunächst die originärem historischen Anschaffungs·· und Her­

stellungskosten zu identifi;doren. Netzküufo und vergleichbare FallgestilltunrJen dtlr· 

fen nicht dazu flihren, dilss diese Berechnunosgrundlagen verfälscht werden. Daher 

ist sicherzustellen, dass derarli[Je Wertansätze nicht an dio Stelle der orioinäron An­

schaffungs- und Herstellungsl<osten treten und die Meldungen der Anschaffungs­

und Herstellungsl<0sten von eventuellen f<aufpreisen etc. ggf. bereinigt werden. An­

schließend sind aus den originären historischen Anschaffungs- und Herstellungskos­

ten mithilfe von Preisindizes Tagesneuwerte zu bestimmen, um die eigenfinanzierten 

Abschreibungsanteile der Altanlagen berechnen zu können. Aus der gewichteten 

Bestimmung der Anschaffungsrestwerte der Altanlagen zu Tagesneuwerten und zu 

Anschaffungs· und Herstellungskosten sowie den Restwerten der Neuanlagen wird 

schließlich die kalkulatorische Jahresabschreibung bestimmt. 

2.1. 1-listorische Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Die historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind in § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 

StromNEV legal definiert als die irn Zeitpunkt ihrer Errichtung erstmalig aktivierten 

Anschaffungs- und Herstellungskosten. 

Entscheidend bei der für die kalkulatorische Berechnung des Sachanlagevermögens 

relevanten Anschaffungs- und Herstellungskosten eines Anlagengutes ist, dass sie 

den historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten entsprechen (vgl. § 6 Abs. 3 

und 4 StromNEV). Maßgeblich ist also der Zeitpunkt der Errichtung und Begründung 

der erstmalig aktivierten Anschaffungs- und Herstellungskosten. Diese Vorgabe ver­

bietet es grundsätzlich, Anschaffungs- und Herstellungskosten z.B. durch eine Rtlck­

rechnung anhand zeitnaher üblicher Anschaffungs- und Herstellungskosten unter 

Einbeziehung qualitativer Veränderungen des zu betrachtenden Gutes zu ermitteln. 

Nach § 6 Abs. 3 und 4 StromNEV bilden die jeweiligen historischen Anschaffungs­

und Herstellungskosten den Ausgangspunkt für die Wertbestimmung des Sachanla­

gevennögens, insofern die in Rede stehenden Vermögensteile betrlebsnotwendig 

sind. Zum betriebsnotwendigen Vermögen gehören alle Vermögenswerte, die dem 

Ablauf des Geschäftsbetriebs zu dienen bestimmt sind. Nicht betriebsnotwendige 

Vermögensteile sind nicht anzusetzen. Das Mengengert1st da1i somit nur in Betrieb 

befindliche Vermögensgegenstände umfassen. 
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Nicht al1tivle1ten sondc~rn z.B. über lnstandhaltungsaufwand firrnnzierton Vermö­

gensgegenständen fehlt die /\nsatzfiihi~Jkeit schon dem Grunde nach. Da unterskillt 

wc-mlen muss, duss diese ßeträ[Je in der Ver9angenheit schon wieder verdient wur­

den, ist der Netznutzer nicht durch erneuten Ansatz als AnschaHunns·· und Herstel­

lungskosten zu belasten. Dementsprechend sind Ansätze der Anschaffungs· und 

Herstellun9skosten seit 2006 dahinnehend zu beleuchten, ob dus Prinzip der ßilunz­

stetigkeit bzw. der l::lewertungsstetigkeit Berücksichtinung fand. Die aufgrund des 

Enlfallens einer jährlichen Prlifunn eröffnete Möglichkeit, Aklivierunnswahlrechte 

stärker als bisher zu nutzen und lnstandhaltungsaufwand zu aktivieren darf nicht zu 

gestalteten Mehrlwsten führen. Der ersparte Aufwand wl'lrde sonst zweimul zurück 

verglHet, zunächst in der nicht durch Effizienzsteigerungen unterschrittenen Erlös­

obergrenze und dann in Form erhöhter Kapitall1osten (sog. OPEX-CAPEX-Switch). 

2.1.1 Übel'gann von Netzen 

Gemäß § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 StromNEV ist bei der Ermittlung der kalkulatorischen 

Abschreibungen für den fremdfinanzierten Anteil der Altanlagen und gern. § 6 Abs. 4 

StromNEV bei den Neuanlagen von den jeweiligen, im Zeitpunkt ihrer Errichtung 

erstmalig aktivierten Anschaffungs- und Herstellungskosten („historische Anschaf­

fungs- und Herstellungskosten") auszugehen. § 6 Abs. 6 StromNEV untersagt eine 

Abschreibung unter Null aufgrund des Wiederauflebens kallnllatorischer Restwerte, 

insbesondere auch im Falle einer Veränderung der ursprl'lnglichen Abschreibungs­

dauer. Nach der ausdrücklichen Regelung des § 6 Abs. 7 StromNEV gilt das Verbot 

der Abschreibung unter Null ungeachtet einer Änderung der Eigentumsverhältnisse 

oder der Begründung von Schuldverhältnissen. In den genannten Vorschriften 

kommt die eindeutige gesetzliche Vorgabe zum Ausdruck, dass ein Netzkauf oder 

vergleichbare Fallgestaltungen nicht zu einer Erhöhung der berClcksichtigunnsfählgen 

Netzkosten führen darf. Insoweit hat der Gesetzgeber den Interessen der Netznutzer 

an möglichst geringen Netzkosten den Vorrang eingeräumt. Ihre sachliche Grundla~ 

ge findet diese gesetzgeberische Entscheidung in dem Charakter der Energieversor­

gungsnetze als natorliche Monopole, die den Netznutzern regelmäßig keine wettbe­

werblichen Ausweichmöglichkeiten lassen. Die Vorschrift geht auch schon aufgrund 

ihrer systematischen Stellung den Übergangsregelungen des § 32 StromNEV vor. 

D.h. unabhängig von den zugrunde gelegten Nutzungsdauern, unabhängig von der 

Änderung von Eigentumsverhältnissen oder der Begründung von Schuldverhältnis­
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sen, darf l«-iin V(·lflnönensgH(Jenstand mehr <ils genau einmal in Ansatz [Jebrnchl 

werden. 

Für den Fall von Netzkäufen ist <lementsprechend festzuhalten, dass ein Anspruch 

eines Netzbetreibers, bei der Ennittllm9 der kalkulntorischen ReslwP.rle den l<auf­

preis für erworbene Netze zugrunde zu legen, nicht besteht (BGI l, l<VR 35/07 - SW 

Neustadt a.cl.W., Rn. 47 ff.). Nach§ 6 Abs. 6 StromNEV dürfen die Abschreibungs­

grundlagen nicht verändert werden, was bedeutet, dass das Abschreibungsobjekt 

nur einmal und ohne Erhöhunn der l<alkulalionsgrundla[Je abgeschrieben werden 

l<ann. Die Regelun9 des § 6 Abs. '/ StromNEV stellt überdies ausdrücklich l<lar, dass 

das Verbot einer Abschreibun9 unter Null auch im Falle eines Eigentlhnerwechsels 

~Jilt. Damit wird bei einem Verkauf eine Veränderung der Abschreibungsgrundlage 

explizit ausgeschlossen. Auch aus der vielfach herangezogenen „l<aufering"­

Entscheidung des BGH (BGH, l<ZR 12/97) folgt nichts anderes (so explizit fllr die 

StromNEV: BGH, l<VR 35/07 - SW Neustadt a.d.W., Rn. 47 ff.) 

Der Netzbetreiber hat keine Angaben zu etwaigen Netzkäufen gemacht. Die Be­

schlusskammer 9eht daher davon aus, dass Netzkäufe der Netzbetreiber nicht er­

folgt sind. Sie behält sich eine Rücknahme oder einen Widerruf der Festle9ung der 

Erlösobergrenzen für den Fall vor, dass der Netzbetreiber in der Vergangenheit ei­

nen Netzkauf getätigt haben sollte. 

2.1.2 Veränderung der historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Nach § 6 Abs. 3 und 4 StromNEV bilden die jeweiligen historischen Anschaffungs­

und Herstellungskosten den Ausgangspunkt für die Wertbestimmung des Sachanla­

gevermögens, insofern die in Rede stehenden Vermögensteile betriebsnotwendig 

sind. Zum betriebsnotwendlgen Vermögen gehören alle Vermögenswerte, die dem 

Ablauf des Geschäftsbetriebs zu dienen bestimmt sind. Nicht betriebsnotwendige 

Vermögensteile sind nicht anzusetzen. 

Entscheidend bei den für die kalkulatorische BEirechnung des Sachanlagevermögens 

relevanten Anschaffungs- und Herstellungskosten eines Anlagengutes ist es, dass 

sie den historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten entsprechen (vgl. § 6 

Abs. 3 und 4 StromNEV). Maßgeblich ist also der Zeitpunkt der Errichtung und Be­

gründung der erstmalig aktivierten originären Anschaffungs- und Herstellungskosten. 

Neubewertungen und Umbuchungen sind für die kalkulatorische Beweriung in der 

StromNEV unzulässig, um das Abschreibungsverbot unter Null nach § 6 Abs. 5 und 
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§ 6 Abs. '/ sichmzustellen. Dementsprechend werdon in der StromNEV„f<all<ulation „ 

dem Gedanken dos Ersatzes der l ICB-l~egeln durch die l«1lkulationsvorgabon fof„ 

oend · · sämtliche Verfü1derunoen, z.B. m1f~Jntnd orlauhter degressiver oder anderer 

Sonderabschrolbunoen, grundsätzlich unzulässig. Lediglich wenn ein Wirtschaftsgut 

die Sphäre der Regulierungsbasis durch Atmscheiden aus dem Anla[Jevermögen 

verlässt, ist die Berechnungsgrundla9e originärer Anschaffungs„ und Herstellungs„ 

kosten außer Ansatz zu bringen. Analog sind auch sämtliche nachträgliche Verände­

run9en von Anschaffungs„ und Herstellungskosten nicht berücksichtigungsfähig. 

Diese gelten als neue originäre Anschaffungs„ und Herstellun~Jskosten der jeweiligen 

Anlagengruppe im Jahr der erstmaligen Aktivierung. Die einmal gewählte Nutzungs­

dauer und das ursprlingliche Zugangsjahr sind unverändert fortzuflihren, um das in § 

6 Abs. 5 und § 6 Abs. ·7 StromNEV vorgegebene Verbot von Abschreibungen unter 

Null umzusetzen. 

Neben den originären Anschaffungs„ und Herstellungskosten sind nach Maßgabe 

des § 6 Abs. 5 S. 2 die jeweils flir eine Anlage in Anwendung gebrachte betrlebsge­

wöhnliche Nutzungsdauer fllr die Restdauer ihrer kalkulatorischen Abschreibung un„ 

verändert zu lassen. 

Die historischen Anschaffungs„ und Herstellungskosten des Basisjahres 2006 mit 

den zum damaligen Zeitpunkt 9ewählten Zugangsjahren und Zuordnungen zu den 

jeweiligen Anlagengruppen wurden im Rahmen des Beschlusses [Bl<8-07 /182) be„ 

reits geprlift und festgestellt und sind grundsätzlich unverändert fortzuführen, es sei 

denn Anlagenabgänge mindern den Anlagenbestand. Umbuchungen zwischen den 

Anlagengruppen oder Veränderungen in den Zugangsjahren sind laut StromNEV­

Vorgaben insofern nicht nachzuvollziehen und unzulässig, da durch die entspre­

chenden Veränderungen bereits verdiente Abschreibungen und Restwerte erneut in 

Ansatz gebracht werden könnten. Die Beschlusskammer ergänzt Zugänge im Anla­

gevennögen der Jahre 2007 - 2011 um die betriebsnotwendigen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten. 

2.1.2.1 Abgänge im Anlagevermögen Altanlagen 


Anschaffungs„ und Herstellungskosten vorzeitig außer Betrieb genommener Vermö­


gensgegenstände sind nicht zeitgleich mit dem Ersatzvennögensgegenstand be­


rCickslchtigungsfähig. Anlagengüter, die vorzeitig außer Betrieb genommen werden, 


führen insofern zu einer Verringerung der jeweiligen Anschaffungs- und Herstei­



lungskostm1 im Zeitpunkt der Errichtung und Begrllndunn der erstmalig aktivierten 

AnschaffUJJ[Js- und 1lerstellun[Jsl<osten. Diese verlassen den Netzbetrieb. IJie l<alku·· 

latorische Nutz11nnsdm1er endet mit dem bilanl'.iellen /\nlageriabnang und fnh1 t ;:u 

einer Sonderabschreibunn in Höhe des kalkulatorischen Restwerts des Anlanengu­

tes, etwaine Erlöse aus der Veri.iußerunn des Anlagennutes sind dabei l<osten min­

dernd anzusetzen. Die Beschlusskammer berllcksichtint insofern die Anlanenabni.in­

ge in den Anschaffungs- und Herstellungskosten und die korresponclierende Sonder­

abschreibung in Höhe des kalkulatorischen Restwerts, insoweit diese im Basisjahr 

auftritt. Schließlich sind auch Minderungen des Anteils des Stromnetzes an Anlanen­

gütern des gemeinschaftlich r1enutzten Bereichs eines Versornungsunternehmens 

als Anlagenabnang zu l<lassiflzieren. 

2.1.2.2 Zugänge im Anlagevermögen Altanlagen 


Als nachträgliche Anschaffungskosten ist zu verstehen, dass die Anschaffungskosten 


einer Anlage z.B. durch Erweiterung oder Erneuerung nachträglich erhöht werden. 


Hierbei werden handelsrechtlich im Regelfall die nachträglichen Anschaffungs- und 


Herstellungskosten im Zugangszeitpunkt der Errichtung und Begründung der ur­


sprünglichen Anlage erlasst. l<alkulatorisch sollten diese jedoch aufgrund der oben 


geschilderten Vorgabe der StromNEV als neue Anschaffungs- und Herstellungskos­


ten im Jahr der erstmaligen Aktivierung erfasst werden. 


2.2, Tagesneuwerte 


Die Anwendung von Indexreihen dient dazu, l<osten der anlagenspezifischen Inflati­


on bei der Netzentgeltkalkulation zu berllcksichtigen. Indexreihen geben wieder, in­


wiefern sich l<osten der Wiederbeschaffung bestimmter Anlageguter im Zeitablauf 


entwicl<eln. .Damit soll dem Netzbetreiber ermöglicht werden, das Anlanevermögen 


zu erhalten. Nicht zuletzt im politischen l<ompromisswege sind unterschiedliche Be­


wertungsmaßstabe fCir Altanlagen (vor dem 01. 01. 2006 aktiviert, Nettosubstanzer­


haltung) und Neuanlagen (Realkapitalerhaltung) vorgegeben worden. 


FCir den eigenfinanzierten Anteil der Altanlagen ist der Tagesneuwert und damit eine 


Indizierung maßgeblich (§ 6 Abs. 1, Abs. 2 S. 2 und Abs. 3 StromNEV). Der Tages­


neuwert wird von der Verordnung selbst definiert als der "unter BerCicksichligung der 


technischen Entwicklung maßgebliche Anschaffungswert zum jeweiligen Bewer­


tungszeitpunkt" (§ 6 Abs. 3 S. 1 StromNEV). Dieser aktuelle Anschaffungswert ist, so 




die weitere VorfJabe der Verordnun9, durch Umrechnung der historischen Anschaf­

fur19s- und Herntellun[Jskostnn zu ennilleln. 

Nachdnm die Verordnun9 zur Änderunn von Verordnungen auf dem Gebiet des 

Ener9iewirtschaftsrechts vom 14.0B.2013 in l<rilft getreten ist (BGBI. 1 2013 Nr. !iO, 

21.0B.2013, S. 3250 ff.) sind gemäß § 6 Abs. 3 S. 2 i.V.m. § 6a Abs. 1 StromNEV 

fol~Jende Indexreihen des Statistischcon Bundesamtes heranzuziehen 

1. für die Anla9engruppe der C3rundstlicksanla9en und Gebäude der Anlane 1 

die Indexreihe Gewerbliche Betriebsnebäude , ßauleistunnen am Bauwerk, ohne 

Umsatzsteuer (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Preisindizes fllr die Bauwirt­

schaft); 

2. für die Anlagennruppe der l<abel der Anlage 1 

a) die Indexreihe Ortskanäle, Bauleistungen am Bauwerk (Tiefbau), ohne Um­

satzsteuer (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Preisindizes flir die Bauwirt­

schaft) mit einem Anteil von 70 Prozent und 

b) der Index Andere elel<trlsche Leiter fllr eine Spannunn von mehr als 1 000 Volt 

(Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Index der Erzeugerpreise gewerblicher Pro­

dul<le) mit einem Anteil von 30 Prozent; 

3. für die Anlagengru'ppe der Freileitungen der Anlage 1 

a) die Indexreihe Ortskanäle, Bauleistungen am Bauwerk (Tiefbau), ohne Um­

satzsteuer (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Preisindizes für die Bauwirt­

schaft) mit einem Anteil von 50 Prozent, 

b) der Index Andere elektrische Leiter für eine Spannung von mehr als 1 000 Volt 

(Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Index der Erzeugerpreise gewerblicher Pro­

dukte) mit einem Anteil von 15 Prozent und 

c) der Index Tllrme und Gittermaste, aus Eisen oder Stahl (Statistisches Bun­

desamt, Fachserie 17, Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte) mit einem 

Anteil von 35 Prozent; 

4. für die Anla[Jengruppe der Stationen der Anlage 1 

a) die Indexreihe Ortskanäle, Bauleistungen am Bauwerk (Tiefbau), ohne Um­

satzsteuer (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Preisindizes für die Bauwirt­

schaft} mit einem Anteil von 35 Prozent und 
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b) der Index fnr ErzeU[Jerprnise gewerblicher r'rodukte gcisrnnt (ohnH Minerul­

ölclrzeUfJnisse) (Statistisches Uundesamt, Fachsorie 1 l, Index dm Erzeunerpreise 

gewerblicher Produkte) mit einem Anteil von ß() Prozent; 

(). mr allc l'lbririen Anlanengruppen, mit Ausnahme dHr Anlagengruppe 1.1. 

Grundstocke der Anla[JH 1, ist diH Indexreihe für Erzeugerpreise newerblicher Pro-. 

dukte gesamt (ohne Mineralölerzeugnisse) (Statistisches Bundesamt, Fachserie 1'7, 

Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte). 

2.3. Ermittlung der l{alkulatorischen Jahresabschreibung und Restwerte 

Die jährlichen kallrnlatorischen Abschreibungen ergeben sich aus der Summe der 

Einzelabschreibungen aller Sachanlagen. Hierbei ist zwischen Altanlagen (vor dem 

01.01.2006 aktiviert) und Neuanlagen (ab dem 01.01.2006 aktiviert) zu unterschei­

den. Alt- und Neuanlagen unterscheiden sich dadurch, dass für Altanlagen ·- im Ge­

gensatz zu den Neuanlagen - eine Beweriung auf Basis der Tagesneuwerte gemäß 

§ 6 Abs. 2, 3 und 4 StromNEV vorzunehmen ist. Die kalkulatorischen Abschreibun­

gen sind gern.§ 6 Abs. 5 S. 3 StromNEV jahresbezogen zu ermitteln. Dafür ist nach 

§ 6 Abs. 5 S. 4 StromNEV jeweils ein Zugang des Anlagegutes zum 1. Tag des Ge­

schäftsjahres zu Grunde zu legen, in dem die Anschaffung erfolgte. 

Grundstücke l(önnen nicht abgeschrieben werden. Aus § 7 Abs. 1 S. 3 StromNEV 

folgt zudem (s. auch zur Eigenkapitalverzinsung), dass Grundstl'lcke im Rahmen der 

kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung zu historischen Anschaffungskosten anzu­

setzen sind. Planmäßige Abschreibungen sind nach § 253 Abs. 3 S. 1 HGB nur für 

solche Vermögensgegenstände zulässig, deren Nutzung zeitlich begrenzt ist, wobei 

sich die zeitliche Begrenzung der Nutzung aus der Eigenart des Vermögensgegen­

standes ergeben muss, was bei Grundstücken gerade nicht der Fall ist. In der Kon­

sequenz sieht auch Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 StromNEV flir Grundstl'lcke keine 

begrenzte Nutzungsdauer vor. Soweit daher in abschreibungsfähigen Positionen, wie 

z. · B. Bauten, Grundstücksanteile enthalten sind, müssen diese Positionen um die 

Grundstücksanteile gekürzt werden. 

2.3.1 Kalkulatorische Jahresabschreibung für Altanlagen 

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Altanlagen sind unter Berl'lckslchtung der 

Eigenkapitalquote nach der linearen Abschreibungsmethode zu ermitteln (§ 6 Abs. 2 

s. 1 StromNEV). Der eigenfinanzierte Abschreibungsanteil der Altanlagen ist der zu 

Grunde 	zu legende Restwert zu Tagesneuwerten multipliziert mit der Eigenkapital­
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quote und geteilt durch die anwendbare Restnutlungsdauer; der fremdfinanr.irnte 

Abschreibunnsanteil der Altanlanen ergibt sich aus dm1 rekwantc~n Restwerten zu 

historischen Anscl mffl1119s- uncl Herstollungsl<osten 111ultiplizie1 t rnit dor rremdkapi·· 

talquote und geteilt durch die anwendbam Rostnutzungsdauer(§ 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 

i. V. 111. §()Abs. 3 S. 1 und 2 SlromNEV; § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 stromNEV). 

Die rechnerische Ermittlung der Jahrosabschreibunnen ist für die Kalkulation nach 

StromNEV durch § 6 Abs. 2, 5 i. V. in. § 32 Abs. 3 uncl § 6 Abs. 6 S. 5 StromNEV 

gere9elt. Der l<alkulatorische Abschreibunnsbetrag einer Altanla9e ist nach fol9encler 

Formel zu ermitteln: 
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H.est\verlmwi · Rest\vertAK<HKJ .
Kalk.Jahresabschrdbung„ ~ ' · x EKQuote + x FI<Quole

Rcstnutzungsdnuei; Rest nutzungsdnue1i 

Hierbei ist die Restnutzungsdauer des Anla9egutes i (Restnutzungsdauer;) 9leich der 

Differen;r. aus der Nutzungsdauer nach Anla9e 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 StromNEV und 

der Anzahl der vergangenen Jahre seit Errichtung des Anlagegutes. In der Formel 

beschreiben der Restwert TNW,i den kalkulatorischen Restwert der Anlage i nt Ta­

gesneuwerten und der Restwert AKIHl<,i den kalkulatorischen Restwert der Anlage i 

zu Anschaffungs- und Herstellungskosten. 

2.3.2 Kalkulatorische Jahresabschreibung für Neuanlagen 

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen sind ausgehend von den je­

weiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten nach der linearen Ab­

schreibungsmethode zu ermitteln. Die kalkulatorische Jahresabschreibung ergibt 

sich demnach aus dem Quotienten der historischen Anschaffungs- und Herstellungs­

kosten und der nach Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 StromNEV gewählten Nutzungs­

dauer. Eine Bewertung auf Basis der Tagesneuwerte entfällt für Neuanlagen gemäß 

§ 6 Abs. 4 StromNEV. 

Die rechnerische Ermittlung der Jahresabschreibungen ist für die Kalkulation nach 

StromNEV durch § 6 Abs. 4, 5 und 6 S. 5 StromNEV geregelt. Der kalkulatorische 

Abschreibungsbetrag einer Neuanlage ist demnach entsprechend folgender Formel 

zu ermitteln: 

AK/HK;
Kalk.Jahresabschreibung„ = --~ 

ND, 



2.3.3 Ennittltm\J dot' kallrnlat.orisclum R<:rntworte den Sachanlageve1mögens 

Die~ kalkulatorischen l'<eslwerte zum 31. 12.2011 onnilteln sich auf Basis der histori­

schen Anschaffungs·· und 1-lerstellungskostcm untor Abzug dc~r vom A11schaff1mgsjahr 

bis zum Jahr 2011 entstandenon kalkulatorischen Abschreibungen. 

Flir die Bestimmung der Netzentgelte nach StromNEV sind nach § 32 Abs. 3 Satz 1 

StromNEV die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens flir den eigen·· 

finanzierton Anteil auf Tagesneuwertbasis nach § 6 Abs. 3 StromNEV, mr den fretnd­

finanziet len Anteil anschaffungsorientiert zu bestimmen und anlagenscharf 7-U dokU·· 

mentieren. 

Dabei sind nach § 32 Abs. 3 Satz 2 StromNEV die seit Inbetriebnahme der Sachan­

lagegüter der kalkulatorischen Abschreibung tatsächlich zu Grunde gelegten Nut~ 

zungsdauern heranzuziehen. 

Für die Fälle, in denen eine anlagenscharfe Dokumentation der Nutzungsdauern 

über Jahrzehnte hinweg möglicherweise nicht vorhanden ist, hat der Verordnungs­

geber eine Vermutungsregelung geschaffenen, die eintritt, falls die Heranziehung der 

tatsächlich zu Grunde gelegten Nutzungsdauern objektiv nicht (mehr) möglich ist. 

Soweit vor dem Inkrafttreten der StromNEV bei der Stromtarifbildung nach der Bun­

destarifordnung Elektrizität (vom 18.10.1989, BGBI. 1 S. 2255; BTOElt) Kosten des 

Elel<trizitätsversorgungsnetzes zu berücksichtigen waren und von Drillen gefordert 

wurden, wird nach § 32 Abs. 3 Satz 3 StromNEV vermutet, dass die nach den Ver­

waltungsvorschriften der Länder zur Darstellung der Kosten- und Erlöslage im Tarif­

genehmigungsverfahren jeweils zulässigen Nutzungsdauern der Ermittlung der Kos­

ten zu Grlmde gelegt worden sind. 

Insoweit sind Netzbetreiber verpflichtet, bei der Restwertermittlung zu berllcksichti­

gen, in welchem Umfang Abschreibungen auf Sachanlagen bereits in die Strom­

preiskalkulation nach der Bundestarifordnung Elektrizität eingeflossen sind. Denn die 

Netzkosten sind bei den früher üblichen integrierten Versorgungsunternehmen not­

wendiger Bestandteil der Strompreiskalkulation gewesen. Dabei wurden im Rahmen 

der den Ländern obliegenden Anwendung der BTOElt In der Vergangenheit durch­

aus unterschiedliche Abschreibungszeiträume anerkannt. So waren in einzelnen 

Ländern vergleichsweise l<urze steuerliche Abschreibungszeiten zulässig. Die Rege­

lungen des § 32 Abs. 3 StromNEV schreiben vor, dass diese Abschreibungszeiten 

bei der Netzentgeltkalkulation berllcksichtlgt werden müssen. Soweit also während 

der gesamten bisherigen Nutzungszeit der Anlagen kürzere Abschreibungszeiträume 
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in Ansatz riebracht worden sind, uls jene Abschroibungsdauern, die fortan nach der 

Stromnetzentgeltverordm1nrJ zugelassen sind, so sind diese insoweit getätigten Ab„ 

schreibtmrien über die Strompreise reriehnfü~ig bereits erhoben worden. Diesen Um­

stand bei der aktuellen l<all<tililtion nicht zu berücksid1tigen, wtlrde zu unbcirechtigten 

erhöhten Abschreibungen führen. Es kä1mi zu einer Meh1 fachverrechnung von Ab·· 

schreibungen bzw. zu sog. "Abschreibungen unter Null", die nach § 6 Abs. 6 und 7 

StromNEV verboten sind. Oberdies wlirde clie unvollständige Berücksichtigung be­

reits erfolgter Abschreibungen zu einer Überhöhung des betriebsnotwendigen l<api­

tals und mithin der zulässigen kall<Ulatorischen Eigenkapitalverzinsung nach § 7 Abs. 

1 Satz 2 Nr. 1 und 2 StromNEV führen. 

Sind über Anlagegüter hinsichtlich ihrer Nutzungsdauern keinerlei Informationen ver­

fügbar und auch die Voraussetzungen des § :i2 Abs. 3 S. 3 StromNEV nicht erfüllt, 

ist § :32 Abs.3 S.4 anzuwenden. Nach Satz 4 wird vermutet, dass der kalkulatori­

schen Abschreibung des Sachanlagevermögens die unteren Werte der in Anlage 1 

zu § 6 Abs. 5 Satz 1 StromNEV genannten Spannen von Nutzungsdauern zu Grunde 

gelegt worden sind. 

Für die rechnerische Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte bedeutet dies im Ein­

zelnen: 

Wird im Rahmen der erstmaligen Kall<Ula.tion nach der StromNEV eine Änderung der 

angesetzten Nutzungsdauer gegenüber der zuvoi angesetzten Nutzungsdauer vor­

genommen, so Ist lediglich der auf Grundlage der bislang in Ansatz gebrachten Nut­

zungsdauer ermittelte kalkulatorische Restwert auf die neue Restnutzungsdauer zu 

verteilen. 

In der Vergangenheit vorgenommene Änderungen der angesetzten kalkulatorischen 

Nutzungsdauern (z. B. Wechsel von steuerlich zulässiger Nutzungsdauer auf be­

triebsgewöhnliche Nutzungsdauer) sind zu berücksichtigen. Dabei ist ausschließlich 

der kalkulatorische Restwert im Zeitpunkt des Nutzungsdauerwechsels auf die ver­

änderte Restnutzungsdauer zu verteilen. 

Ist eine Änderung der Nutzungsdauer zu einem bestimmten Zeitpunkt In der Vergan­

genheit vorgenommen worden oder nach§ 32 Abs. :i Satz :i StromNEV zu vermuten, 

ist die Ermittlung des Restwertes eines Anlagengutes zweistufig vorzunehmen (bei 

mehr als einem Wechsel der Nutzungsdauer entsprechend mehrstufig). 
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L'.u ermitteln ist daher, ob dor dem Antra9 zunrunde lierJende kall\ulntorfache l~est­

wert des Sachanla9evonnö9enf; don Vorschriften des § 32 Abs. 3 StrornNFV mit­

spricht. 

Für eine Plausibilisiel'llll9 der von dor Antra9stelleri11 ihrem Netzent9eltantra9 zu­

9runde [Jelegtc~n kalkulatorischen Hestwerle hat die l:leschlusskarnrner eirrn ei9enc~ 

Frrniltlunn (Prllfrech11un9) der kalkulatorischen Hes\werte in Anwendung des § :i2 

Abs. 3 SlrornNEV durchgeführt. 

Ausoannspunl\t dieser Prüfrechnung sind die~ seitens der Antra9stellerin in eiern Blatt 

„82" des Erhebungsbo9ons rnitneteilten Anschaffungs- und Herstellunnsl\osten. 

Netzbetreiber Anwendbare Nutzunnsdauern 

WSW Netz GmbH „ 	 steuerliche Nutzungsdauern bis 31.12.1980 

„ 	 1.1.1981 - 31.12.1993 NRW spezifischer Einzel­

nachweis laut Antragstellerin 

„ 	 seit 1.1.1994 betriebs9ewöhnliche Nutzungsdauern 

(entsprechend den jeweiligen Untergrenzen der Nut­

zungsdauern nach Anla9e 1 StrornNEV) 

- seit 2005 werden die beantragten Nutzungsdauern 

verwendet, sofern sie der angegebenen Spanne der 

Anlage 1 StrornNEV entsprechen. Unterschreiten o­

der Überschreiten die beantragten Nutzungsdauern 

die Untergrenze bzw. die Obergrenze, so wurden die 

kürzeren bzw. längeren Nutzungsdauern der Spanne 

der Anlage 1 StrornNEV der Prüfrechnung zu Grunde 

gelegt. 
e••··-·-~--•-OMO -------~-------------------~ 

Auf Grundlage dieser Informationen hat die Beschlusskammer folgende Nutzungs„ 

dauern zu Grunde gelegt: 

f.lll!lgengruppe .· · 
St().U{)rlip~e . 
fl,lutzunasdauer 

Ur1t()rgr{)nze. 
StromNEV 

()b.()rgr{)m:e 
StromNEV 

Kabel 220 kV 35 40 50 
Kabel 110 kV 35 40 50 
Kabel Mittelspannungsnetz 35 40 45 
l<abel 1 kV 25 40 45 
Kabel Abnehrneranschltisse 25 35 45 
Freileitungen 110-380kV 35 40 50 
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Steuerliche Untergren:w Clber!irenzoAnlanm1grnppe 
Nulzunqt;dauer StromNEV StromNEV 

1----........ 
 -·-"'­
Freileilung~_n Millelspannungsnetz 30 30 40 

------ --
Freileitungen 1 kV :io 30 40 - 31·Freileltungc~n p,bnehmeranschllisse 30 30 ,)

··--
Stationseinrichtungen und Hllfsanla­ 20 35 45 

_JJen in.klusive Trafo und Schalter 
Schutz··, Mess- und Oberspan·· 20 25 30 
n u ngssch u tze inrichtungen, Fern­
steuer··, Fernmelde-, Fernmess- und 

Automatikanlagen sowie Rundsteu­
enmgsanlagen einschließlich l<opp­
lungs-, Trafo- und Schaltanlagen 
-„... 	 ~ 

Sonstiges 20 20 30 
380/220/110/30/1 O!<V-Stationen 25 25 35 
Hauptvertellerstatlonen 20 25 35 
Ortsnetzstationen 20 30 40
l<undenstationen 20 30 40 
Stationsgebäude 20 30 50 
Allgemeine Stationseinrichtungen, 20 25 30
Hilfsanlagen 

ortsfeste Hebezeuge und Lasten­ 20 25 30
aufzüge einschließlich Laufschie­
nen, Aussenbeleuchtung in Um-

spann- und Schaltanlagen 

Schalteinrichtungen 
 20 30 35
Rundsteuer-, Fernsteuer-, Fernmel­ 20 25 30 
de-, Fernmess-, Automatikanlagen, 

Strom- und Spannungswandler, 

NetzschutzeinrichtunQen 

Orisnetz-Transformatoren, l<abel­ 20 30 35 
verteilerschränke 

Zähler, Messeinrichtungen, Uhren, 
 15 20 25
TFR-EmpfänQer 
Fernsprechleitungen 10 30 40 
Fahrbare Stromaggreaate 15 15 25 
Grundstücksanlagen, Bauten für 12 25 35 
Transportwesen 
Betriebsgebäude 50 50 60 
Verwaltungsgebäude 50 60 70 
Geschäftsausstattung (ohne EDV, 10 8 10
Werkzeuge/Geräte} 
Werkzeuge/ Geräte 10 14 18
Laaereinrichtung 10 14 25
Hardware 3 4 8
Software 3 3 5
Leichtfahrzeuge 5 5 5 
Schwerfahrzeuge 7 8 8 

2.3.4 	 Beriicksichtigungsfähige kalkulatorische Abschreibungen und kalkulato­
rische Restwerte des Sachanlagevermögens 
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IJie l<ullrnlatorisdHlll Abschreibunyen des s~1nlmnlagevermöyens ;;:u Anschaffungn­

und Herstnllungsl<osten (für Alt- und Neuanlagen) - ge(Jliede1 t nach Anlugengruppen 

- und zu Tagesneuwerten für /\ltunlugnn ·~ nbenfalls gnuliedort nach Anlagonw·up­

pen - wurdc~n nach den vorstehend duryestellten Grundsätzen ermittelt - jeweils ge­

sondert für den Anteil der auf die FI<- und El<-Quote entfällt. 

Die Anfangs. und Endbestände der l<all<Ulatorischen Restwe1ie des Sachanlagever­

mögens zu Anschaffun}JS- und Herstellun9sl<osten (für Neuanlagen) wurden nach 

den vorstehend dargestellten Grundsätzen ermittelt. 
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:l. 1:igenl\apit::1lve1zim;unq 

Die Verzinsun~J des vom Netzbetreiber eingesetzten [igc~nkapitals edolgt gern. § l 

Abs. ·1 StrornNl:V irn We9e einer l~alkulalorischen C:i9enk"1pitalverzins1.111n auf Grund 

lage des betriebsnotwendinen Einenkapitals. Das betriebsnolwendige Eigenkapital 

ergibt sich gern. § 7 Abs. 1 StromNEV unter Berücksichtigunn der Eigenkapitalquote 

nach § 6 Abs. 2 StromNEV aus der Summe der 

1. 	 kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendi­

gen Altanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskos­

ten und multipliziert mit der Fremdkapitalquote nach § 6 Abs. 2 StromNEV 

2. 	 kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnötwendi­

gen Altanlagen bewertet zu Tagesneuwerten und multipliziert mit der Eigen­

kapitalquote nach § 6 Abs. 2 StromNEV 

3. 	 kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendi­

gen Neuanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskos­

ten und 

4. 	 Bilanzwerte der betriebsnotwendigen Finanzanlagen und Bilanzwerte des be­

triebsnotwendigen Umlaufvermögens unter Abzug des Steueranteils der Son­

derposten mit Rücklagenanteil 

und unter Abzug des Abzugskapitals und des verzinslichen Fremdkapitals. 

Zur Berechnung der Eigenkapitalverzinsung hat somit eine Ermittlung der kalkulatori­

schen Restwerte des Sachanlagevermögens gemäß § 7 StromNEV zu erfolgen. Bei 

Altanlagen sind die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens gemäß § 

7 Abs. 1 S. 2 Nr, 1 und 2 StromNEV sowohl auf Tagesneuwertbasis, als auch auf 

Basis der Anschaffungs- und Herstellungskosten zu bestimmen. Für Neuanlagen 

erfolgt die Restwertbestimmung gemäß § 7 Abs.1 S. 2 Nr. 3 StromNEV ausschließ­

lich auf Basis der Anschaffungs- und Herstellungskosten. Grundstücke sind hierbei 

gemäß § 7 Abs: 1 S. 3 StromNEV immer zu historischen Anschaffungs- und Herstel­

lungskosten anzusetzen. 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 StromNEV ist sowohl bei den kalkulatorischen Restwerten 

des Sachanlagevermögens als auch bei den Bilanzwerten des betriebsnotwendigen 

Finanzanlage- und Umlaufvermögens jeweils der Mittelwert aus Jahresanfangs- und 

Jahresendbestand anzusetzen. Der Jahresanfangsbestand der kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevermögens bei Altanlagen wird hierbei durch Addition der 
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l'{estw<0rtc~ des Sachanlageverrnögens zurn .hhr<~sencle 20·1 ·1 und ck~r Jahresab­

schrnibung 201 ·1 errechnc~t 

Bei Neuanlagen die irn Basisjahr i. S. d. § 6 Abs. ·1 AHegV aktiviert wurden, erfolgt 

keine Berechnung des .Jahresanfangsbestands der kalkulatorischen Restwerte des 

Sachanlagevermögens, da dieser grundsätzlich Null beträgt. Gemäß § 7 Abs. 

1 S. 3 StromNEV ist bei der Mittelwertbildung der jeweilige Jahresanfangsbestand 

und der Jahresendbestand zugrunde zulegen. Nach eiern Grundsatz der Bilanzidenti­

tät gemäß § 252 Abs. 1 Nr. 1 HGB müssen die Wertansätze der Eröffnungsbilanz 

des Geschäftsjahres im Basisjahr i. S. cl. § 6 Abs. 1 ARegV mit denen der Schlussbi­

lanz des vorhergehenden Geschäftsjahres übereinstimmen. Da in der Schlussbilanz 

des vorhergehenden Geschäftsjahres die erst im Basisjahr i. S. cl. § 6 Abs. 1 ARegV 

aktivierten Neuanlagen clenklogisch noch nicht vorhanden sein können, beträgt der 

anzusetzende Jahresanfangsbestand für im Basisjahr aktivierte Neuanlagen Null. 

Zur Festlegung der Basis für die Eigenkapitalverzinsung ist das betriebsnotwenclige 

Eigenkapital auf Neu- und Altanlagen aufzuteilen (§ 7 Abs. 3 S. 1 StromNEV). Die 

Berechnung der Eigenkapitalverzinsung hat entsprechend der Systematik der 

StromNEV in fünf Schritten zu erfolgen: 

(1.) Ermittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalquote 

(§ 6 Abs. 2 S. 3 StromNEV), 

(2.) Ermittlung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals (§ 7 Abs. 1 S. 2 

StromNEV), 

(3.) Ermittlung des die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigenden Ei­

genkapitalanteils (§ 7 Abs. 1 S. 5 StromNEV), 

(4.) Ermittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am Ei­

genkapital (§ 7 Abs. 3 StromNEV) und 

(5.) Ermittlung der Zinsen die auf die beiden Eigenkapitalanteile entfallen 

(§ 7 Abs. 6 und Abs. 1 S. 3 StromNEV). 

Bei der Ermittlung der Eigenkapitalverzinsung wurden die in Anlage 2 aufgeführten 

Vermögenswerte und Kapitalpositionen zu Grunde gelegt. Eine Übersicht über die 

Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung findet sich ebenfalls in An­

lage 2. 
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;1:L lfaHrnlai:orisclrnn r'.ig0nlrnpit;~lquoi:0 ~101nfü~ § (1 /\b:J. ~ :'l. :·l fü:rn1nNl;'.V 

Gc~rnäf1 § 6 /\bs. 2 S. 3 StromNEV ergibt sich die kalkulatorisdwi Eigenkapitalquote 

rechnerisch als Quotient aus dem betriebsnotwendirJen Eigcenkapilal (ßNEI< /) und 

den kalkulatorisch errniltelten Hestwerten des betriebsnotwendigen Vermögens zu 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten (BEV /). Dabei wird auch das 

betriebsnotwendige Eigenkapital auf der Grundlage des belriebsnotwendigen Ver­

mögens zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten errechnet. 

Der Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2 S. 3 Strom­

NEV sind folgende Positionen zu Grunde zu legen: 

Kalk Restwerte des betriebs11otwe11dige11 Sachanlagevermögens 

zu historischen AK!f-IK 

~ Betriebsnotwendige Finanzanlagen 

l· Belriebsnotwendiges Umlaufvermögen 

 Grundstücke zu historischen AKIHK 

' Betriebsnotwendiges Vermögen I (BNV 11 

Steueranteil der Sonderposten mit ROcklageanteil 

Abzugskapital 

Verzinsliches Fremdkapital 

 Betriebsnotwendiges Eigenkapital I (BNEK /J 

·

·

+
"

"

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 SlromNEV ist für jede einzelne Position, die in die Berech­

nung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals einfließt, der Mittelwert aus dem Jah­

resanfangs- und Jahresendbestand zu Grunde zu legen. 

3.1.1 	 Kalkulatorische Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen 
Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens zu his­

torischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind die Anlagegüter des Sachanla­

gevermögens mit denjenigen Restwerten zu berücksichtigen, die bei der Bestim­

mung der kalkulatorischen Abschreibungen anerkannt wurden. Darüber hinaus fin­

den bei der Berechnung der Eigenkapitalquote ggf. weitere Anlagegüter des Sachan­

lagevermögens, soweit deren Betriebsriotwendigkeit nachgewiesen wurde, Berück­

sichtigung, z. B. immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens sowie 


Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau. 


Die berücksichtigungsfähigen Mittelwerte der kalkulatorischen Restwerte des Sach­


anlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten für Altanla­


gen und die Mittelwerte der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens 
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;.-:u historisch,~n Anschaffungs·· und Hc~rstellungskosten für Nm1m1lagc-in (-Jrgc~b<~n sich 

aus Anlage 2. 

:l.1.2 E.leti'iebsnoi.wendige Fimmzanlagen und b(~tifobsnoi:wendiges Ur11lau1'­
vermögen 

Voraussetzung für die Anerkennung von Finanzanlagen und Umlaufvermögen ist 

gern. § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 StromNEV, dass diese betriebsnotwendig, d. h. für die 

Durchführung des Netzbetriebes erforderlich, sind. Dass heißt, bei der i. S. d. §§ 4 ff. 

StromNEV zu erstellenden kalkulatorischen Rechnung ist das Kriterium der Betriebs­

notwendigkeit maßgeblich. Die Betriebsnotwendigkeit des Umlaufvermögens kann 

nicht mit dessen bilanzieller Berücksichtigung i. R. d. nach§ 10 EnWG aufzustellen­

den Jahresabschlusses begründet werden. Kürzungen bei Finanzanlagen und beim 

Umlaufvermögen haben keine Kürzung des abschließend in § 7 Abs. 2 StromNEV 

definierten Abzugskapitals zur Folge. Allerdings kann ein höheres Abzugskapitals ein 

höheres Umlaufvermögen rechtfertigen. Dies ist vom Netzbetreiber darzulegen (vgl. 

BGH, Beschl. v. 07.04.2009, EnVR 6/08, Rn. 44, 32f.). Bilanzrechtliche Ausgleichs­

buchungen wie beispielsweise der Kapitalverrechnungsposten sind für die vorliegen­

de Betrachtung ebenfalls nicht maßgebend (vgl. BGH, Beschl. v. 07.04.2009, EnVR 

6/08, Rn. 45). 

Darüber hinaus ist das Heranziehen von Bilanzwerten im Bereich des Umlaufvermö­

gens schon aus dem Grund nicht sachgerecht, da es sich bei den Bilanzwerten um 

Bestandsgrößen zum jeweiligen Bilanzstichtag handelt. Die Bilanzwerte stellen eine 

zeitpunktbezogene Momentaufnahme zum jeweiligen Bilanzstichtag dar. Die unver­

änderte Berücksichtigung dieser Stichtagswerte führt im Rahmen der kalkulatori­

schen Eigenkapitalverzinsung zu kalkulatorischen Kosten - in Form der Eigenkapital­

verzinsung -, die bezogen auf ein vollständiges Jahr ermittelt werden. Für den Ge­

schäftsbetrieb des Netzbetreibers ist jedoch in der Regel davon auszugehen, dass 

der Bestand des Umlaufvermögens Schwankungen ausgesetzt ist und dass sich der 

Bestand zum Bilanzstichtag - in der Regel zum 31.12. des Kalenderjahres - auf ei­

nem hohen Niveau befindet. Soweit ein Gestaltungsmissbrauch vorliegt und die 

Sachzielorientierung der kalkulatorischen Kostenposition Eigenkapitalverzinsung 

nachhaltig gefährdet wird, ist die Erhöhung der kostenmindernden Erlöse durch eine 

Modifikation der Eigenkapitalverzinsungsbasis zu ersetzen. Wird die Verzinsungsba­

sis um nicht sachzielorientierte Umlaufvermögenswerte bereinigt, so wird der Vorwurf 

einer ineffizienten Verzinsung zunächst lediglich formell bei einer anderen Kostenpo­

sition berücksichtigt. Gleichzeitig wird aber verhindert, dass die begrenzende Verzin­
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sungsfunktion dc~s § 7 Stron1NEV unterlaufen wird. Durch 13ilanzverl~ingfüung kann 

das (3c~sarntl<apiü~I c~rhöht werden, die Eigen· und Frerndkapitalrnlationen vc~rfü1dern 

sich. Im Ergebnis würde die Ouofüiruno clc'.r Vc'lr:dnsung ck~s Eigc'lnkapilals ins Lec~rc~ 

laufen. Dies liefe Sinn und Zweck der Beorenzungsvorschrift des § 7 StromNEV zu­

wider. 

Darüber hinaus sind nach § 4 Abs. 1 StromNEV i. V. rn. § 21 Abs. 2 S. 1 EnWG bi­

lanzielle und kalkulatorische Kosten des Netzbetriebs nur insoweit anzusetzen, als 

sie den Kosten eines e'ffizienten und strukturell vergleichbaren Netzbetreibers ent­

sprechen. Der Netzbetreiber muss sich daher bei seiner unternehmerischen Ent­

scheidung, welches Finanzanlage- und Umlaufvermögen er als effizient für seinen 

Betrieb ansieht, an einem effizienten und strukturell vergleichbaren Netzbetreiber· 

orientieren. Des Weiteren sind gem. § 21 Abs. 2 S. 2 EnWG nur solche Kostenbe­

standteile betriebsnotwendig, die sich ihrem Umfang nach im Wettbewerb eingestellt 

hätten. 

Hieraus folgt die Prüfung, ob die Netz-GuV richtig abgeleitet wurde, oder etwa kos­

tenmindernde Erlöse in der Netz-GuV fehlen (bzw. durch Verträge, die einem 

Fremdvergleich nicht standhalten, in der Netz-GuV zu niedrig angesetzt wurden). Ist 

z.B. Kapital im Wege der Kreditvergabe an den Gewährträger zinslos überlassen 

worden, ist dem Netznutzer der entgangene Zins mangels effizienter Kreditvergabe 

durch die Erhöhung der kostenmindernden Erlöse gutzuschreiben. 

Investitionen im Wesentlichen aus dem Eigenkapital zu finanzieren, entspricht nicht 

dem wirtschaftlichen Verhalten eines im Wettbewerb stehenden Unternehmens. Da­

mit würde, wie der Bundesgerichtshof in seiner Entscheidung vom 03.03.2009 aus­

führt, „das mit der Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2 Satz 4 StromNEV festgelegte 

Ziel verfehlt, das eingesetzte Eigenkapital auf höchstens 40% zu begrenzen, weil 

sich eine höhere Eigenkapitalquote unter Wettbewerbsbedingungen nicht einstellen 

würde. Die vom Netzbetreiber beabsichtigte Finanzierung seiner Investitionen würde 

vielmehr dazu führen, dass die Eigenkapitalquote noch weiter anstiege, mithin also 

ein Ergebnis entstünde, das sich noch weiter von dem Leitbild des 

§ 21 Abs. 2 EnWG entfernen würde. Hinzu kommt, dass langfristige und erhebliche 

Investitionen bei einem im Wettbewerb stehenden Unternehmen nicht aus dem Um­

laufvermögen finanziert werden. Eigenkapital im Blick auf zukünftige Investitionen 

bildet [„.] ein im Wettbewerb stehendes Unternehmen über das Anlagevermögen" 

(vgl. BGH, Beschl. v. 03.03.2009, EnVR 79/07, Rn. 26f.). 

Sollte die Zahlungsfähigkeit des Netzbetreibers durch den Finanzmittelzufluss aus 

verdienten Abschreibungen nicht hinreichend gewährleistet sein, kann dieser sich 
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auch kosl<~ngünstig l<reditlink~n einräun1en lassc~n. mit dc~nen kurzfristigc~n Zahlungs­

verpflichtungen begeiJnet werden kann. Einer kostenirrt0)nsiven und darnit ineffizien­

ten „Ho1 tun~j" kurz- und rnillelfristig liquidierlx1rer, \Jeldnaher Vc~rrnögc·msriegenstände 

bedarf es hierfür nicht. Schließlich ist auch ein langfristiges und damit kostenintensi· 

ves Ansparen geldnaher VHJ"mögensgegenstäncle für Re-Investitionen unter Effi­

zienzgesichtspunl<len nicht akzeptabel. 

Das Vorhalten der verdienten Abschreibungen im Umlaufvermögen würde dazu füh­

ren, dass der ursprüngliche Investitionsbetrag 40 ,Jahre und länger in voller Höhe zu 

verzinsen wäre, während die tatsächliche effiziente Kapitalbindung nur rund halb so 

hoch ist. Die bei einem solchen Vorgehen resultierenden Mehrkosten sind gemäß§ 4 

Abs. 1 StromNEV nicht zu berücksichtigen; diese Mehrfachinanspruchnahme der 

Netznutzer widerspräche den Grundsätzen einer effizienten Betriebsführung. Nach 

diesem Grundsatz erstattet der Netznutzer dem Netzbetreiber den Werteverzehr des 

Sachanlagevermögens (Abschreibungen) zuzüglich einer angemessenen Verzinsung 

des eingesetzten Kapitals. Stellt der Netzbetreiber diese Mittelzuflüsse dagegen an­

teilig oder sogar vollständig in die Verzinsungsbasis ein, so kommt es zu einer Dop­

pelverzinsung und somit zu einer Mehrbelastung des Netznutzers. 

Aus dem Umstand, dass Ersatzinvestitionen für die verdienten Abschreibungen in 

Einzelfällen nicht immer fristenkongruent verfügbar sind, kann nicht abgeleitet wer­

den, dass der Netzbetreiber die Kapitalrückflüsse im Umlaufvermögen vorhalten 

·muss. In solchen Fällen sind die Kapitalrückflüsse - weil sie nicht mehr betriebsnot­

wendig sind - an die Eigen- bzw. Fremdkapitalgeber zurückzuführen, damit diese die 

Mittel für rentableres Drittgeschäft als die Anlage im nahezu ertraglosen Umlaufver­

mögen verwenden können. 

3.1.2.1 Finanzanlagen 


Finanzanlagen sind im Rahmen der Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapital­


verzinsung nicht mit dem in der Bilanz ausgewiesenen Wert in Ansatz zu bringen. 


Finanzanlagen sind vielmehr nur berücksichtigungsfähig, wenn diese für den Betrieb 


des Netzes notwendig sind, § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 StromNEV. Der Netzbetreiber hat 


nachvollziehbar darzulegen, weshalb die von ihm in Ansatz gebrachten Finanzanla­


gen für den Betrieb des Netzes notwendig sind (vgl. BGH, Beschl. v. 03.03.2009, 


EnVR 79/07, Rn. 8 ff.). 


Betriebsnotwendiges Vermögen eines Netzbetreibers ist zunächst das Sachanlage­


vermögen, da der Netzbetreiber ohne dieses seinen Geschäftsbetrieb nicht ausüben 


kann. Das Vermögen eines Netzbetreibers ist somit grundsätzlich in Form des Sach­
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;oinlsgevennögens rn1zulegen, auf welches clk? StromNEV <~ine adäquat<~ Verzinsunn 

vorsieht. 


Sofern aus einer Finanzmilage k<~ine Zinseinnahmen entstehen, kann diese nicht als 


Finanzanlage einer Eigenkapitalverzinsung nach § l Abs. ·1 S. 2 Nr. 4 Alt. 1 Strom­


NEV unterworfen werden (vgl. such BC3H, Beschl. v. 03.03.2009, EnVR 79/07, Rn. 


28). Werden durch den Netzbetreiber keine Zinsen für die ausgewiesenen Forderun­


gen geltend gemacht, zeigt das vielmehr, dass diese für den Betrieb des Netzes 


nicht notwendig sind. 


Der Netzbetreiber hat keine überzeugenden Gründe genannt, die eine Berücksichti­


gung von Finanzanlagen rechtfertigen könnten. 


3.1.2.2 Umlaufvermögen 


Das Umlaufvermögen umfasst umlaufende bzw. umzusetzende Vermögensgegen­


stände. Der Bestand dieser Vermögensgegenstände ändert sich häufig durch Zu­


und Abgänge. Im Gegensatz zum Anlagevermögen, welches dauerhaft dem Ge­


schäftsbetrieb dient, befindet sich das Umlaufvermögen nur kurze Zeit im Unterneh­

men. 

Der Netzbetreiber konnte nicht nachweisen, dass das geltend gemachte Umlaufver­

mögen berücksichtigungsfähig ist. Hierfür· hätte er nachweisen müssen, dass das 

geltend gemachte Umlaufvermögen der Maßgabe des § 4 Abs. 1 StromNEV i. V. m. 

§ 21 Abs. 2 EnWG entspricht (vgl. BGH, Beschl. v. 03.03.2009, EnVR 79/07, Rn. 20). 

Bei im Wettbewerb stehenden Unternehmen kann davon ausgegangen werden, dass 

diese in der Regel möglichst effizient wirtschaften und dass die liquiden Mittel bzw. 

Forderungsbestände somit effizient eingesetzt und betriebsnotwendig sind. Bei den 

Betreibern von Elektrizitätsversorgungsnetzen handelt es sich jedoch nicht um im 

Wettbewerb stehende Unternehmen, so dass ein Beweis des ersten Anscheins nicht 

gegeben sein kann. 

Ein pauschal erhöhter Liquiditätsaufbau ist ineffizient. Grundsätzlich verursacht vor­

gehaltenes Umlaufvermögen Kapitalkosten ebenso, wie jedes andere Betriebsmittel 

auch. Eine effiziente Vorhaltung ist insbesondere deshalb geboten, weil Umlaufver­

mögen in Gestalt von Vorräten und Kundenforderungen keine unmittelbaren Erträge 

erwirtschaftet und auch kurz- und längerfristige Bankguthaben ebenfalls nur äußerst 

geringe Erträge erbringen, die wegen der hiermit verbundenen Kapitalkosten zu einer 

Wertvernichtung zu Lasten der Netznutzer führen. 

Die Investitionsfähigkeit des Unternehmens wird u. a. durch den Finanzmittelzufluss 

aus verdienten Abschreibungen gewährleistet. Sollte die Zahlungsfähigkeit des Un­

- 47 ­



ternelm1errn durch den Finanzmillelzufluss aus verdienten Abschreibungen hinge~J<-rn 

nicht gewährleistet sein, kann sich das Untenrnhmen auch Kreditlinien einräum<~n 

lassen, mit denen kostengünstig lrnrzfristig<011 Zahlungsverpflichtungen be9egnet 

werden kanh. Einer kostenintensiven Geldmittelvorhaltung bedarf es hi<~rfür nicht. 

Schließlich ist auch eine langfristige und damit kostenintensive l<apitalansammlun9 

für Re-Investitionen unter Effizienzgesichtspunkten nicht :cikzeptabel. Investitionen 

sind erst dann zu finanzieren, wenn sie betriebswirtschaftlich erforderlich sind. 

Sofern aus dem Umlaufvermögen keine Zinseinnahmen entstehen, können diese 

nicht einer Eigenkapitalverzinsung nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 Alt. 1 StromNEV unter­

worfen werden (vgl. hierzu BGH, Beschl. v. 03.03.2009, EnVR 79/07, Rn. 28). Wer­

den durch den Netzbetreiber keine Zinsen für das ausgewiesene Umlaufvermögen 

geltend gemacht, zeigt das vielmehr, dass dieses für den Betrieb des Netzes nicht 

notwendig ist. 

Die Beschlusskammer geht im Grundsatz davon aus, dass ein effizienter Netzbetrei­

ber regelmäßig Umlaufvermögen in Höhe von jedenfalls 1 /12 eines Jahresumsatzes 

vorhält; vor diesem Hintergrund ist ein dementsprechender Ansatz des Netzbetrei­

bers grundsätzlich berücksichtigungsfähig, sofern entsprechende Nachweise vorlie­

gen. Bei der Bewertung der Jahresumsätze des Netzbetriebs stellt die Beschluss­

kammer insoweit auf die berücksichtigungsfähigen Erlösobergrenze des Jahres 2009 

ab. Dabei ist berücksichtigt, dass der Netzbetrieb in der Regel monatliche Zahlungs­

ströme erhält. Macht der Netzbetreiber hingegen Umlaufvermögen von mehr als 1/12 

eines netzkostenbezogenen Jahresumsatzes geltend, hat der Netzbetreiber nachzu­

weisen, dass der gesamte Bestand an Umlaufvermögen betriebsnotwendig ist und 

der Maßgabe des § 4 Abs. 1 StromNEV i. V. m. § 21 Abs. 2 EnWG entspricht (vgl. 

BGH, Beschl. v. 03.03.2009, EnVR 79/07, Rn. 29 ff.). Dabei ist insbesondere zu be­

rücksichtigen, dass es sich beim Netzbetrieb regelmäßig um eine sehr kapitalintensi­

ve Wirtschaft handelt, die einer intensiveren Vorhaltung von liquiden Mittel nicht be­

darf (s.o.). 

Daher wird der Endbestand von der Beschlusskammer von ursprünglich 

€ um €auf gekürzt. 
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Grund~;1:iiclw zu hic1torisd1rm /\f{JMI\ 

Grundstüclm können nicht abgeschric1ben werden. Aus § / Abs. 1 S. :~ StromNl:OV 

folgt zudtim, dass Grundstücke im Hahmrn1 der kalkulatorischon Eiglml<apitalverzin· 

sun~J zu historischen Anschaffungskosten anzusetzen sind. Planrnäf5ige Abschrei· 

bungen sind nach § 25:3 Abs. 3 S. 1 HGB nur für solche Vermögensgegenstände 

zulässig, deren Nutzung zeillich begrenzt ist, wobei sich die zeitliche Begrenzung der 

Nutzung aus der Eigenart des. Vermögensgegenstandes ergeben muss, was bei 

Grundstücken gerade nicht der Fall ist. In der Konsequenz sieht auch Anlage 1 zu § 

6 Abs. 5 S. 1 StromNEV für Grundstücke keine begrenzte Nutzungsdauer vor. So­

weit daher in abschreibungsfähigen Positionen, wie z. B. Bauten, Grundstücl<santeile 

enthalten sind, müssen diese Positionen um die Grundstücksanteile gekürzt werden. 

3.1.3 	 Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil, Abzugskapital und 
das verzinsliche Fremdkapital 

Das kalkulatorisch zu ermittelnde Eigenkapital wird durch die abzugfähigen Positio­

nen des Steueranteils der Sonderposten mit Rücklageanteil, des Abzugskapitals und 

des verzinslichen Fremdkapitals gemindert. 

3.1.3.1 Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil 

Rechtsgrundlage war § 247 Abs.3 HGB a. F.: Passivposten, die für Zwecke der 

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag zulässig sind, dürfen in der Bilanz gebildet 

werden. Sie sind als Sonderposten mit Rücklageanteil auszuweisen und nach Maß­

gabe des Steuerrechts aufzulösen. Einer Rückstellung bedarf es insoweit nicht. Nach 

Art. 66 Abs. 5 EGHGB durften letztmals für das vor dem 1. Januar 2010 beginnende 

Geschäftsjahr Sonderposten mit Rücklageanteil im handelsrechtlichen Jahresab­

schluss gebildet und Wertansätze, die auf nur steuerlich zulässigen Abschreibungen 

beruhten, in die Handelsbilanz übernommen werden. Der darin enthaltene Steueran­

teil mindert die nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 bei der Ermittlung der kalkulatorischen Ei­

genkapitalverzinsung in Ansatz gebrachten betriebsnotwendigen Bilanzwerte der 

Finanzanlagen und des betriebsnotwendigen Umlaufvermögens. 

3.1.3.2 Abzugskapital 

Unter Abzugskapital versteht man das einem Unternehmen zinslos zur Verfügung 

stehende Fremdkapital. Zum Abzugskapital zählen z.B. Kundenanzahlungen, Rück­

stellungen, sonstige Verbindlichkeiten (Passivposition in der Bilanz), zinslose Gesell­

schafterdarlehen oder auch Lieferantenverbindlichkeiten. Es ist nach§ 7 Abs. 2. S. 2 
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StrornNEV irn ['{ahmen der r:rmiitlung der kalkulatorischc~n Eigc~nkapit<c1lvc~1xinsunrJ 

jewc~ils dBr Mittelwerl aus .Jahresanfangs-- und Jahresendwerl der folgc~nden Positio­

nc~n LU bilden: 

3.1.3.2.1 Rückstellungen 


Rückstellungen sind Bestandteil des Fremdkapitals und bilden Verpflichtungen einer 


Unternehmung ab, bei denen weitergehende Kriterien noch nicht abschließend erfüllt 


sind. Hierzu zählen, dass Art, Höhe und Zeitpunkt des Eintretens der Verpflichtung 


mit genauer Wahrscheinlichkeit noch nicht bestimmt werden können (Beispiel: Ge­


währleistungsansprüche). Rückstellungen dienen nicht der Korrektur von Bilanzan­


sätzen, sondern sollen einen periodengerechten Erfolg einer Unternehmung auswei­


sen. Dabei ist jedoch die mögliche Nutzung bilanzpolitischer Spielräume zu hinterfra­


gen. 


Rückstellung Ableseverpflichtung 

In der Position „8.3. sonstige Rückstellungen" werden die im Endbestand enthaltenen 

Rückstellungen für Ableseverpflichtungen in Höhe von € gekürzt. 

MEA 

Die dem Netzbereich zugeordneten Beträge für die Mehrerlösabschöpfung sind vom 

Netzbetreiber unter der Position "Unverzinsliche Verbindlichkeiten aus Lieferungen 

und Leistungen" berücksichtigt worden. Die Beträge lauten für das Jahr 2010 

O!!'Vt IL . € und für 2011 RU.l!li/f €.

Diuse unverzinslichen Verbindlichkeiten werden von der Beschlusskammer im Rah­

men der Ermittlung der Eigenkapitalverzinsungsbasis als Abzugsposition nicht be­

rücksichtigt. 

3.1.3.2.2 Erhaltene Baukostenzuschüsse einschließlich passivierter Leistungen 
der Anschlussnehmer zur Erstattung von Netzanschlusskosten 

Die Position beinhaltet den Restwert der erhaltenen Baukostenzuschüsse und Netz­

anschlusskostenbeiträge. Kalkulatorisch ist im Regime der StromNEV die aktivische 

Absetzung von Anschaffungs- und Herstellungskosten nicht zulässig. Es sind zwin­

gend Passivposten zu bilden, die gemäß § 9 Abs. 1 S. 2 und § 9 Abs. 2 StromNEV 

über eine Dauer von 20 Jahren linear aufzulösen sind. 
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;{:l A. B<-1i:dHbsnoiwrH1cliges Ve1·n1ögr1n gernäß § G ShmnNJ~V (llNV 1) und be 
triebB11otwendiges Ei[~cnlrnpital qr~rnäß § GStrnrnNt'.'.V (F~Nl":I< 1) 

Unter Berücksichtigung der zuvor aufgeführten berücksichtigungsfähigen kalkulatori­

schen Restwerte des Sachanlageverrnögens zu historischen Anschaffungs· und 

Herstellungskosten, der berücl<Sichtigungsfähigen Finanzanlagen und des berück· 

sichtigungsfähigen Umlaufvermögens ergibt sich das betriebsnotwendige Vermögen 

nach § 6 StromNEV (BNV /) aus Anlage 2. 

Abzüglich des Steueranteils der Sonderposten mit Rücklageanteil, des Abzugskapi­

tals und des verzinslichen Fremdkapitals ergibt sich das betriebsnotwendige Eigen­

kapital nach § 6 StromNEV (BNEK /) aus Anlage 2. 

Die hieraus resultierende Eigenkapitalquote gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 StromNEV ergibt 

sich aus Anlage 2. 

3.2. 	 Betriebsnotwendiges Vermögen gemäß § 7 StromNEV (BNV 11) und be­
triebsnotwendiges Eigenkapital gemäß § 7 StromNEV (BNEI< II) 

Verzinsungsbasis der Eigenkapitalzinsen ist das betriebsnotwendige Eigenkapital, 


wie es in § 7 Abs. 1 S. 2 StromNEV vorgegeben ist. 


Im Überblick: 


Kalk. Restweite des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen

zu Tagesneuwelten *Eigenkapitalquote (max. 40 %) 

+ 	 Kalk. Restweite des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen

zu historischen AKIHK *Fremdkapitalquote (min. 60 %) 

+ 	 Kalk. Restweite des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Neuanlagen 

zu historischen AKIHK 

+ 	 Grundstücke zu historischen AKIHK 

+ 	 betriebsnotwendige Finanzanlagen 

+ 	 betriebsnotwendiges Umlaufvermögen 

= 	 Betriebsnotwendiges Vermögen II (BNV II) 

Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil 

Abzugskapital 

. Verzinsliches Fremdkapital 

= Betriebsnotwendiges Eigenkapital II (BNEK II) 

Zur Ermittlung des betriebsnotwendigen Vermögens nach § 7 StromNEV (BNV II) 

sind somit die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebs­

notwendigen Alt- und Neuanlagen zu ermitteln. Hierbei sind die Anlageglller des 

Sachanlagevermögens mit denjenigen kalkulatorischen Restwerten zu berücksichti­
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gen, dic'l bei der Bestimmung der kalkulatorischen Abschreibungen gern. § 6 Slron1­

l\JEV anerkannt wurden. Darüber hinaus finclcm bei der Berechnung des betriebsnot­

wendigen Vermögc"ns ggf. wei!Hre Anlagegüter cfos SachanlagevBrrnögens, soweit 

deren 13etriebsnotwendigkeit nachgBwiesen wurdB, Berücksichtigung, z. 13. immatBri­

elle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens sowie Geleistete Anzahlungen 

und Anlagen im Bau. 

Grundstücke sind gern. § 7 Abs. 1 S. 3 StromNEV bei der Ermittlung der kalkulatori­

schen Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten anzusetzen. 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 2 Nr.1, 2 i. V. m. § 6 Abs. 2 S. 4 StromNEV wird auch im Rah­

men der Berechnung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals die Eigenkapitalquote 

der Altanlagen auf höchstens 40 % begrenzt. In der Konsequenz dürfen die kalkula­

torischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen 

zu Tagesneuwerten maximal mit einem Anteil von 40 % in die Bestimmung der Basis 

der Eigenkapitalzinsen einfließen. Da die Fremdkapitalquote die Differenz zwischen 

100 % und der Eigenkapitalquote ist(§ 6 Abs. 2 S. 5 StromNEV), müssen die kalku­


latorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanla­


gen zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten entsprechend mit min­


destens 60 % gewichtet werden. 


übersteigt die ermittelte Eigenkapitalquote, die sich aus Anlage 2 ergibt, einen Anteil 


von 40% so ist diese gemäß§ 6 Abs. 2 S. 4 StromNEV auf 40 % zu begrenzen. 


Unter Zugrundelegung dieser Eigenkapitalquote ergibt sich das betriebsnotwendige 


Vermögen gemäß § 7 StromNEV (BNV II) aus Anlage 2. Das betriebsnotwendige 


Eigenkapital gemäß§ 7 StromNEV (BNEK II) ergibt sich aus Anlage 2. 


3.3. 	 Ermittlung des die zugelassene Eigenkapitalquote von maximal 40 % 
übersteigenden Eigenkapitalanteils 

Nach § 7 Abs. 1 S. 5 StromNEV ist der die zugelassene Eigenkapitalquote von ma­

ximal 40 % übersteigende Anteil des Eigenkapitals nominal wie Fremdkapital zu ver­

zinsen. Soweit das nach § 7 Abs. 1 StromNEV berechnete betriebsnotwendige Ei­

genkapital (BNEK II) mehr als 40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebs­

notwendigen Vermögens (BNV II) beträgt, ist folglich das betriebsnotwendige Eigen­

kapital (BNEK II) in zwei Anteile zu zerlegen. Zu bestimmen ist zunächst der Anteil 

des Eigenkapitals, der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht überschreitet (BNEK 
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II s 40 %), sodann der Eigenkapitalanteil, der cli<~ 1:ugelassene 1=in<-mlwpitalquote 


übernleigl (BNEI< II> 40 %). 


Elei einer Eigenkapitalquote von mc~hr als 40 % ist cler die zugelassene Feigenkapital­


quote nicht übersteigende Eigenkapilalanleil (BNEI< II:<; 40%) wie folg\ t:u ermi!leln: 


BNEK II s 40% "'BNV II* 0,4 

Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Eigenkapitalanteil irn Sinne 

von § 7 Abs. 1 S. 3 StromNEV (BNEK II > 40%) errechnet sich dann nach folgender 

Formel: 

BNEK II> 40% = BNEI< II - BNEI< II s 40% = BNEK II- (BNV II* 0,4) 

Soweit das nach § 7 Abs. 1 S. 2 StromNEV berechnete betriebsnotwendige Eigen­

kapital (BNEK II) nicht mehr als 40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebs­

notwendigen Vermögens (BNV II) beträgt, hat demgegenüber keine Aufteilung des 

BNEK II zu erfolgen. Denn ein die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigender 

Anteil des Eigenkapitals ist in diesem Fall nicht gegeben. 

3.4. 	 Ermittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am Ei­
genkapital 

Zur Festlegung der Basis für die Eigenkapitalverzinsung ist das betriebsnotwendige 

Eigenkapital (BNEK II) auf Neu- und Altanlagen aufzuteilen (§ 7 Abs. 3 S. 1 Strom­

NEV). Die Aufteilung erfolgt nach den Maßgaben, wie es in § 7 Abs. 3 S. 2 und 3 

StromNEV vorgegeben ist. Der Anteil der kalkulatorischen Restwerte der Neuanla­

gen zu Anschaffungs- und Herstellungskosten (Anteil SAVneu) ergibt sich aus dem 

Quotienten aus den kalkulatorischen Restwerten der Neuanlagen zu Anschafftmgs­

und Herstellungskosten und den kalkulatorischen Restwerten des gesamten Sachan­

lagevermögens und somit der. Summe aus den kalkulatorischen Restwerten (RW) 

der Alt- und Neuanlagen (SAValt und SAVneu). 

Kalk. RW des Sachanlagevermögens der Neuanlagen zu AKIHK 

[ Kalk. RW des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu 

Tagesneuwerten * Eigenkap.italquote nach§ 6 Abs. 2 StromNEV (max. 40 %) 

Kalk. RW des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu 

historischen AKIHK *Fremdkapitalquote nach § 6 Abs. 2 StromNEV (min. 60 %) 

Kalle RW des Sachanlagevermögens der Neuanlagen zu historischen AKIHK] 

Anteil SA Vneu 

/ 

+ 

+ 
= 
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Der Anteil der Altanlagc~n arn Sachanl~Jgc~vern1ögen (Antc~il SAValt) ergibt sich aus 


der Diffc~renz zwisd1CcH1 100 % und dc~rn Anteil des Sachanlageverrnögc~ns der Neu­


anlagen (Anteil SAVneu). 


Der Anteil der Neuanlagen arn Eigenkapital ergibt sich aus Anlage 2. 


Der Anteil der Altanlagen arn Eigenkapital ergibt sich aus Anlage 2. 


3.5. Ermittlung der Zinsen für die beiden Eigenkapitalanteile 


Die Beschlusskarnmer 4 der Bundesnetzagentur hat mit Beschluss vom 31.10.2011, 


unter dem Aktenzeichen BK4-11/304, den Eigenl<apitalzinssatz für den Anteil des 


Eigenkapitals, der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht übersteigt, für Neuanla­


gen auf 9,05 % und für Altanlagen auf 7, 14 % nach Gewerbesteuer und vor Körper­


schaftsteuer festgelegt. 


Die Verzinsung des Eigenkapitalanteils, der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht 


übersteigt, errechnet sich demnach wie folgt: 


BNEK II~ 40% * Anteil SAVneu * 9,05 % + . BNEK II~ 40% * Anteil SAValt * 

7, 14 % 

Verfügt der Netzbetreiber hingegen nicht über Sachanlagevermögen sind die Bilanz­

werte rnit dem für Neuanlagen geltenden Eigenkapitalzins zu verzinsen. 

Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Anteil des Eigenkapitals wird 

gern. § 7 Abs. 7 StromNEV verzinst (§ 7 Abs. 1 S. 5 StromNEV). Der Zinssatz ergibt 

sich gern. § 7 Abs. 7 S.1 StromNEV aus dem arithmetischen Mittel des auf die letz­

ten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen Durchschnitts von drei durch 

die Deutsche Bundesbank veröffentlichten Reihen. Im Einzelnen ergeben sich die 

Werte aus der „Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten 

- Anleihen der öffentlichen Hand", aus „Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere 

inländischer Emittenten - Anleihen von Unternehmen (Nicht-MFls)" sowie aus der 

„Umlaufsrendite inländischer Inhaberschuldverschreibungen - Hypothekenpfandbrie­

fe".1 Weitere Zuschläge sind gern.§ 7 Abs. 7 S. 2 StromNEV unzulässig. 

Diese Reihen können auf der Internetseite des Statistischen Bundesamtes 
http://www.bundesbank.de, unter dem Pfad: „Geld- und Kapitalmärkte > Zinssätze und 
Renditen > Zeitreihen: Zinssätze und Renditen > Umlaufsrenditen festverzinslicher Wertpa­
piere inländischer Emittenten" abgerufen werden. Link: 
http://www.bundesbank.de/Navigation/DE/Statistiken/Zeitreihen_Datenbanken/Makrooekon 
omische_Zeitreihen/its_list_node.html?listld=www_s140_it01 
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3,78 3,73 4,98 

2004 3,73 3,55 4,00 

2005 3,17 3,06 3,70 

2006 3,74 3,78 4, 15 

2007 4,26 4,42 5,04 

2008 4,04 4,46 6,27 

2009 3,08 3,28 5,54 

2010 2,43 2,45 4,03 

2011 2,42 2,74 

0'1o~ah· 3,53 3,62
re 

Da die Zinsreihen beim Statistischen Bundesamt für alle Papiere als Monatswerte 

geführt werden, wurde zunächst ein Jahresmittelwert jeweils für die Jahre 2002 bis 

2011 aus den einzelnen Monatswerten gebildet. Aus den Mittelwerten der einzelnen 

Jahresscheiben wurde sodann ein 10-Jahres-Durchschnitt gebildet. Es leitet sich für 

die genannten Papiere im Zeitraum 2002 bis 2011 eine. durchschnittliche Rendite von 

3,98 % ab. Hierbei wurden die ungerundeten Werte verwendet. 

3.6. Berücksichtigungsfähige Eigenkapitalverzinsung 


Die kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung ergibt sich in Summe aus Anlage 2. 


Die Eigenkapitalverzinsung für die überlassene Netzinfrastruktur überkompensiert 


die negative Eigenkapitalverzinsung des Netzbetreibers. Die negative Eigenkapital­


verzinsung stellt somit lediglich einen „rechnerischen Zwischenschritt" dar. 


Dabei ist zu beachten, dass auch dieser Rechenschritt dem Algorithmus für die Er­


mittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung unterfällt. Da die negative Ei­


genkapitalverzinsung insoweit eine Verzinsung des eingesetzten Kapitals unterhalb 


der nach § 7 Abs. 1 S. 5 StromNEV zulässigen Eigenkapitalquote in Höhe von 40 


Prozent darstellt, sind die Eigenkapitalzinssätze nach § 7 Abs. 4 StromNEV anzu­


wenden. 
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lnnc'lrhalb der VHrmönenswc~rte dominiert das UmlaufvHnnögen. Dc)ZU gehören rn.1s­

schließlich Verrnügenswerte, dernn Bestand sich durch Zu- und Abgänge häufig än­

dert. [s ist daher ~Jerade kein dauernd dem ßc~trieb dienender Verrnögensgegen · 

stand, sondern ein Wirtschaftsgut, das dern sofortigen Verbrauch dient (vgl. dic'.l stän· 

dige Rechtsprechung des BFH: Urteil v. 31.05.2001, IV R 73/00, Rn. 10; Urteil v. 

28.05.1998, XR 80/94, Rn. 30). Insoweit handelt c~s sich maf1geblich urn Vennö­

genswerte die mit Neuanlagen vergleichbar sind, und daher rnit eiern für Neuanlagen 

maßgeblichen Zinssatz in Höhe von 9,05 % verzinst werden. 

In der Gesamtschau der dem Netzbetreiber zugute gebrachten Eigenkapitalverzin­

sung aus Pächter und Verpächter wird dem Netzbetreiber über den in Ansatz ge­

brachten (gekürzten) Pachtzins das Eigenkapital des Netzeigentümers zugute ge­

bracht (BGH, EnVR 79/07 - „SWU Netze GmbH", S. 18). 

4. Gewerbesteuer 


Gemäß § 8 StromNEV kann im Rahmen der Ermittlung der Netzkosten die dem 


Netzbereich sachgerecht zuzuordnende Gewerbesteuer als kalkulatorische Kosten­


position in Ansatz gebracht werden. Bei der Genehmigung der Netzentgelte wird da­


her ein kalkulatorischer Gewerbesteueransatz auf der Grundlage der anerkannten 


kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung berücksichtigt. Bei dem von der Bundes­


netzagentur festgelegten Eigenkapitalzinssatz handelt es sich um einen Zinssatz 


nach Gewerbesteuer und vor Körperschaftsteuer (BR-Drs. 247/05 S.30). 


Die nach § 8 StromNEV anerkennungsfähige Gewerbesteuer ist allein nach den kal­


kulatorischen Maßstäben der StromNEV zu ermitteln. Die in der netzspezifischen 


Gewinn- und Verlustrechnung als zusätzlicher Gewinn erscheinende Differenz zwi­


schen den kalkulatorischen Abschreibungen und den bilanziellen Abschreibungen 


(sog. Scheingewinn bzw. -verlust) ist somit nicht Teil der Bemessungsgrundlage für 


den kalkulatorischen Gewerbesteueransatz. Dies ist von der höchstrichterlichen 


Rechtsprechung bestätigt worden (siehe etwa BGH v. 14.08.2008, KVR 34/07 - SW 


Speyer, Rn. 86 ff.). 


Entsprechend einem rein kalkulatorischen Ansatz wird auf die zusätzliche Berück­


sichtigung von weiteren Zurechnungen und Kürzungen bei der Bemessungsgrundla­


ge verzichtet (BGH, KVR 81/07, S. 10). 


Die kalkulatorische Gewerbesteuer wurde nach der Formel 


[BNEK llc;40% 	 * Anteil SA Valt * 7, 14 % + BNEK II _,; 40% * Anteil SA V neu * 

9,05 % * + BNEK II> 40% * 3,98 %] * Hebesatz * Messzahl 
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berechnet. Die zu berücksichtigende kalkulatorische C3cciwerbcclsteuBr wird in Anla­

fje 2 m1sgcciwiesBn. 

5. l<ost.enmindemde Erlöse und Erträ[JEI 


Die obBn stehBnclBn Ausführungm1 (insbesonclBre im Abschnitt 1.) müssen, eiern 


Sinn und Zweck der Regelung m1tsprBchBncl, auch für Erlöse gelten; dies verdeut­


licht systematisch die RegBlung des § 6 Abs. 1 S. 1 ARegV, diB von einer „Kosten­


prüfung" spricht, wobei offensichtlich, wie der dortige Verweis zeigt, die Prüfung von 


Erlösen nach § 9 StrornNEV rnit einbezogen ist. D.h. netzbezogene Erlöse bei­


spielsweisB sind ggf. hinzuzurechnen. Aber auch die anderen Ausführungen sind 


analog anzusetzen. 


5.3.1. Erträge aus der Auflösung von Netzanschlusskostenbeiträgen 


Die von Anschlussnehmern entrichteten Netzanschlusskostenbeiträge, die im Zu­


sammenhang mit der Errichtung eines Anschlusses für die Entnahme elektrischer 


Energie entrichtet wurden, sind nach § 9 Abs. 1 S. 2 und Abs. 2 S. 1 StromNEV über 


die Dauer von 20 Jahren linear aufzulösen. Die Position zählt gemäß § 11 Abs. 2 


ARegV dem Grunde nach zu den dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen 


5.3.2. Erträge aus der Auflösung von Baukostenzuschüssen 


Die von Anschlussnehmern entrichteten Baukostenzuschüsse, die im Zusammen­


hang mit der Errichtung eines Anschlusses für die Entnahme elektrischer Energie 


entrichtet wurden, sind nach § 9 Abs. 1 S. 2 und Abs. 2 S. 1 StromNEV über die 


Dauer von 20 Jahren linear aufzulösen. Die Position zählt gern. § 11 Abs. 2 ARegV 


dem Grunde nach zu den dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen. 


5.3.4. Erträge aus Blindstrom 


Erträge aus Blindstrom stellen Umsatzerlöse dar und sind im Rahmen der Verpro­


bungsrechnung zu berücksichtigen. Die Erlösposition wird aus diesem Grunde mit 


Null angesetzt. 


5.7.1. erhobene Konzessionsabgaben 

Korrespondierend zu den Aufwendungen (Position 1.5.1.) hat der Netzbetreiber unter 

dieser Position Erlöse aus erhobenen Konzessionsabgaben angegeben. Es handelt 

sich, wie in der Position 1.5.1. beschrieben, um einen durchlaufenden Posten. Die 
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Position zählt gem. § ·1 ·1 Abs. 2 ARe~JV dem Gruncki nm;h zu dein dauerhaft nicht be­

einflussbCJrer1 Kostenanteilen (vgl. hierzu Abschnitt G.). 

ri.'/.2. Erlöse aus EEG 

Korrespondierend zu den Aufwendungen hat die Antragstellerin unter Position 5.7.2. 

Erlöse aus EEG in Höhe € CJngegeben. 

5.7.3. Erlöse aus KWl<··G 

Korrespondierend zu den Aufwendungen hat der Netzbetreiber unter Position 5.7.3. 

Erlöse CJUs KWK in Höhe von tr•li~€ angegeben. 

5.7.4. sonstige Erlöse (nicht aus Netzentgelten) 


Bei Aufwendungen für NetzreservekapCJzität handelt es sich eiern Grunde nach um 


dauerhaft nicht beeinflussbare Kosten gemäß§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr.4 ARegV (vgl. Kapi­


tel 7). Erträge aus Netzreservel<apazität stellen Umsatzerlöse dar und sind im Rah­


men der Verprobungsrechnung zu berücksichtigen. Die Erlösposition wird aus die­


sem Grund mit Null angesetzt. 


5.7.5. Erlöse aus§ 19 Abs. 3 StromNEV 


Erlöse aus singulär genutzten Betriebsmitteln stellen Umsatzerlöse dar, die bei der 


Verprobung der Netzentgelte zu berücksichtigen sind. Der jährliche Abgleich erfolgt 


über das Regulierungskonto." 
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G. l'acht- und Ui1~mrtleistun~1::;vel'häH:nimse 

IJie in dieser Zwischendokumentation insgesamt enthaltenen auf9eführten Stand­

punkte und Rechtsauffassun9en 9elten ~Jleicherrnar~en für dk~ n<.ichsiehenden Positi­

onen. Die sich hieraus ergebende Konsequenz ist stichpunktarti9 unter den nachste­

henden Positionen getrennt nach den unterschiedlichen Leistun9serbringern aufge­

führt. 

6.1. Aufwendungen für überlassene Netzinfrastruktur 

Wie oben ausgeführt sind sämtliche in dieser Zwischendokumentation aufgeführten 

Standpunkte und Rechtsauffassungen auf den Verpächter eines Netzbetreibers 

übertragbar. Nur so kann sichergestellt werden, dass ein Pachtentgelt nicht die Kos­

ten der Selbsterbringung übersteigt. 

Position „2. Abschreibun@ 

Planmäßige oder außerplanmäßige Wertminderungen von Vermögensgegenständen 

werden in der Abschreibung erfasst. Die für die Netzentgeltkalkulation maßgebliche 

Abschreibung ist jedoch anders als bei aufwandsgleichen Kosten im Sinne der §§ 4 

und 5 StromNEV nicht wertmäßig aus der GuV übertragbar. Diese wird stattdessen 

auf Grundlage des § 6 StromNEV rein kalkulatorisch ermittelt und ersetzt somit den 

handelsbilanziellen Wert. Damit wird die Gewährleistung eines langfristig angelegten, 

leistungsfähigen und zuverlässigen Netzbetriebs gesichert: Die Wertminderung der 

betriebsnotwendigen Anlagegüter ist als Kostenposition bei der Ermittlung der Netz­

kosten in Ansatz zu bringen (§ 6 Abs. 1 S. 1 StromNEV). 

Für die Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen und der kalkulatorischen Ei­

genkapitalverzinsung ist die Bestimmung der kalkulatorischen Restwerte des Sach­

anlagevermögens erforderlich. Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibun­

gen ist gemäß § 6 Abs. 1 S. 3 StromNEV zu unterscheiden nach Anlagegütern, die 

vor dem 01.01.2006 aktiviert wurden (Altanlage), und Anlagegütern, die ab dem 

01.01.2006 aktiviert wurden (Neuanlage). 

Bei Altanlagen werden für den eigenfinanzierten Anteil des Anlagevermögens (ma­

ximal 40 %) Tagesneuwerte als Basis für die weiteren Berechnungen herangezogen 

(§ 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 StromNEV). Die Tagesneuwerte werden mittels Indexierung 

der historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten ermittelt. Für den fremdfi­

nanzierten Anteil des Anlagevermögens bilden die jeweiligen historischen Anschaf­
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fungs- und Herstc.illungskosten den Ausgangspunkt für die W<'lil<~re Werterrniti:lun~J 

(§ 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 SlromNEV). 

Die kall<ulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen sind gern. § 6 Abs. 4 Strorn­

NEV ausgehend von den jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskos­

ten nach der linearen Abschreibungsmethode jahresbezogen (§ 6 Abs. 5 S. :3 und 4 

StromNEV) zu ermitteln. 

Dementsprechend sind zunächst die originären historischen Anschaffungs- und Her­

stellungskosten zu identifizieren. Netzkäufe und vergleichbare Fallgestaltungen dür-· 

fen nicht dazu führen, dass diese Berechnungsgrundlagen verfälscht werden. Daher 

ist sicherzustellen, dass derartige Wertansätze nicht an die Stelle der originären An­

schaffungs- und Herstellungskosten treten und die Meldungen der Anschaffungs­

und Herstellungskosten von eventuellen Kaufpreisen etc. ggf. bereinigt werden. An­

schließend sind aus den originären historischen Anschaffungs- und Herstellungskos­

ten mithilfe von Preisindizes Tagesneuwerte zu bestimmen, um die eigenfinanzierten 

Abschreibungsanteile der Altanlagen berechnen zu können. Aus der gewichteten 

Bestimmung der Anschaffungsrestwerte der Altanlagen zu Tagesneuwerten und zu 

Anschaffungs- und Herstellungskosten sowie den Restwerten der Neuanlagen wird 

schließlich die kalkulatorische Jahresabschreibung bestimmt. 

Historische Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Die historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind in § 6 Abs„ 2 S. 2 Nr. 2 

StromNEV legal definiert als die im Zeitpunkt ihrer Errichtung erstmalig aktivierten 

Anschaffungs- und Herstellungskosten. 

Entscheidend bei der für die kalkulatorische Berechnung des Sachanlagevermögens 

relevanten Anschaffungs- und Herstellungskosten eines Anlagengutes ist, dass sie 

den historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten entsprechen (vgl. § 6 Abs. 3 

und 4 StromNEV). Maßgeblich ist also der Zeitpunkt der Errichtung und Begründung 

der erstmalig aktivierten Anschaffungs- und Herstellungskosten. Diese Vorgabe ver­

bietet es grundsätzlich, Anschaffungs- und Herstellungskosten z.B. durch eine Rück­

rechnung anhand zeitnaher üblicher Anschaffungs- und Herstellungskosten unter 

Einbeziehung qualitativer Veränderungen des zu betrachtenden Gutes zu ermitteln. 
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Nach § 6 Abs. :3 und 4 stromNEV bilden dici jcoweiligen historischen Am;chaffungs­

und Herstellungskosten rfon Ausgangspunkt für die Wertbes!irnrnung des S<c1chanla­

geverrnögens, insofern die in Rede~ stc~henclen Vermögensteile betriebsno\wcmdi9 

sind. Zum betriebsnotwendigen Vermö9en gehören alle Vermögenswerte, die dern 

Ablauf des Geschäftsbetriebs zu dienen bestirnrnt sind. Nicht betriebsno\wendige 

Verrnö9ensteile sind nicht anzusetzen. Das Mengengerüst darf somit nur in Betrieb 

befindliche Verrnögensgegenstände umfassen. 

Nicht aktivierten sondern z.B. über lnstandhaltungsaufwand finanzierten Vermö­

gensgegenständen fehlt die Ansatzfähigkeit schon dem Grunde nach. Da unterstellt 

werden muss, dass diese Beträge in der Vergangenheit schon wieder verdient wur­

den, ist der Netznutzer nicht durch erneuten Ansatz als Anschaffun9s- und Herstel­

lungskosten zu belasten. Dementsprechend sind Ansätze der Anschaffungs- und 

Herstellungskosten seit 2006 dahingehend zu beleuchten, ob das Prinzip der Bilanz­

stetigkeit bzw. der Bewertungsstetigkeit Berücksichtigung fand. Die aufgrund des 

Entfallens einer jährlichen Prüfung eröffnete Möglichkeit, Aktivierungswahlrechte 

stärker als bisher zu nutzen und lnstandhaltungsaufwand zu aktivieren darf nicht zu 

gestalteten Mehrkosten führen. Der ersparte Aufwand würde sonst zweimal zurück 

vergütet, zunächst in der nicht durch Effizienzsteigerungen unterschrittenen Erlös­

opergrenze und dann in Form erhöhter Kapitalkosten (sog. OPEX-CAPEX-Switch). 

Veränderung der historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Nach § 6 Abs. 3 und 4 StromNEV bilden die jeweiligen historischen Anschaffungs­

und Herstellungskosten den Ausgangspunkt für die Wertbestimmung des Sachanla­

gevermögens, insofern die in Rede stehenden Vermögensteile betriebsnotwendig 

sind. Zum betriebsnotwendigen Vermögen gehören alle Vermögenswerte, die dem 

Ablauf des Geschäftsbetriebs zu dienen bestimmt sind. Nicht betriebsnotwendige 

Vermögensteile sind nicht anzusetzen. 

Entscheidend bei den für die kalkulatorische Berechnung des Sachanlagevermögens 

relevanten Anschaffungs- und Herstellungskosten eines Anlagengutes ist es, dass 

sie den historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten entsprechen (vgl. § 6 

Abs. 3 und 4 StromNEV). Maßgeblich ist also der Zeitpunkt der Errichtung und Be­

gründung der erstmalig aktivierten originären Anschaffungs- und Herstellungskosten. 

Neubewertungen und Umbuchungen sind für die kalkulatorische Bewertung in der 

StromNEV unzulässig, um das Abschreibungsverbot unter Null nach § 6 Abs. 5 und 

§ 6 Abs. 7 sicherzustellen. Dementsprechend werden in der StromNEV-Kalkulation ­
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dem Cedanken des Ersatzes der HGl3-Hegeln durch die l<allwlalionsvorgaben fol­

gend - sämtliche Veränderungen, z.13. aufgrund erlaubtc~r degressiver oder anderer 

Sonderabschreibungen, grundsätzlich unzulässig. Lediglich wenn ein Wirtschafts~Jut 

die~ Sphäre der l~egulierungsbasis durch Ausscheiden aus eiern Anlagevermögen 

verlässt, ist die Berechnungsgrundlage originärer Anschaffungs- und Herstellungs­

kosten außer Ansatz zu bringen. Analog sind auch sämtliche nachträgliche Verände­

rungen von Anschai'fungs- und Herstellungskosten nicht berücksichtigungsfähig. 

Diese gelten als neue originäre Anschaffungs- und Herstellungskosten der jeweiligen 

Anlagengruppe im Jahr der erstmaligen Aktivierung. Die einmal gewählte Nutzungs­

dauer und das ursprüngliche Zugangsjahr sind unverändert fortzuführen, um das in § 

6 Abs. 5 und § 6 Abs. 7 StromNEV vorgegebene Verbot von Abschreibungen unter 

Null umzusetzen. 

Neben den originären Anschaffungs- und Herstellungskosten sind nach Maßgabe 

des § 6 Abs. 5 S. 2 StrornNEV die jeweils für eine Anlage in Anwendung gebrachte 

betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer für die ·Restdauer ihrer kalkulatorischen Ab­

schreibung unverändert zu lassen. 

Die historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten des Basisjahres 2006 mit 

den zum damaligen Zeitpunkt gewählten Zugangsjahren und Zuordnungen zu den 

jeweiligen Anlagengruppen wurden im Rahmen des Beschlusses BKB-07/182 be­

reits geprüft und festgestellt und sind grundsätzlich unverändert fortzuführen, es sei 

denn Anlagenabgänge mindern den Anlagenbestand. Umbuchungen zwischen den 

Anlagengruppen oder Veränderungen in den Zugangsjahren sind laut StromNEV­

Vorgaben insofern nicht nachzuvollziehen und unzulässig, da durch die entspre­

chenden Veränderungen bereits verdiente Abschreibungen und Restwerte erneut in 

Ansatz gebracht werden könnten. Die Beschlusskammer ergänzt Zugänge im Anla­

gevermögen der Jahre 2007 - 2011 um die betriebsnotwendigen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten. 

Die seitens des Netzbetreibers vorgenommenen Veränderungen aufgrund Hinzu­

rechnungen bei den aktivierten Baumaßnahmen sind insofern nicht übernommen 

worden. Die gleiche Vorgehensweise würde für vorgenommene Veränderungen auf­

grund Kürzungen bei den aktivierten Baumaßnahmen gelten. Daher wird der Netzbe­

treiber gebeten, die von ihm gemachten Angaben im Tabellenblatt B2.3 „Änderungen 

der AK/HK bis 2006" (Spalte V) aufzuschlüsseln. 
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Abgänrw irn Anlag_everrnöqen Altanla99!) 

Anscl1<1ffungs-· und Herstellungskosten vorzeiti~J auf.~er Betrieb genornrnener Vc~rmö­

gensgc~genslände sind nicht zeitgleich mit dem ErsaizverrnögGnsgegensland be­

rücksichtigungsfähig. Anlagengliter, die vorzeitig außer Betrieb genommen werden, 

führen insofern zu einer Verringerung der jeweiligen Anschaffungs- und Hers\el­

lungsl<osten irn Zeitpunkt der Errichtung und Begründung der erstmalig aktivierten 

Anschaffungs- und Herstellungskosten. Diese verlassGn den Netzbetrieb. Die kall~u­

latorische Nutzungsdauer endet mit dem bilanziellen AnlagGnabgang und füh1i zu 

einer Sonderabschreibung in Höhe des kalkulatorischen Restwerts des Anlagengu­

tes, etwaige Erlöse aus der Veräußerung des Anlagengutes sind dabei Kosten min­

dernd anzusetzen. Die Beschlusskammer berücksichtigt insofern die Anlagenabgän-· 

ge in den Anschaffungs- und Herstellungskosten und die korrespondierende Sonder­

abschreibung in Höhe des kalkulatorischen Restwerts, insoweit diese im Basisjahr 

auftritt. Schließlich sind auch Minderungen des Anteils des Stromnetzes an Anlagen­

gütern des gemeinschaftlich genutzten Bereichs eines Versorgungsunternehmens 

als Anlagenabgang zu klassifizieren. 

Demzufolge legt die Beschlusskammer der Prüfrechnung grundsätzlich die histori­


schen Anschaffungs- und Herstellungskosten mit Stand der letzten Kostenprüfung 


mit den zum damaligen Zeitpunkt gewählten Zugangsjahren und Zuordnungen zu 


den jeweiligen Anlagengruppen - bereinigt um Netzzuc oder abgänge und Anla­


genabgänge - zugrunde. 


Zugänge im Anlagevermögen Altanlagen 


Als nachträgliche Anschaffungskosten ist zu verstehen, dass die Anschaffungskosten 


einer Anlage z.B. durch Erweiterung oder Erneuerung nachträglich erhöht werden. 


Hierbei werden handelsrechtlich im Regelfall die nachträglichen Anschaffungs- und 


Herstellungskosten im Zugangszeitpunkt der Errichtung und Begründung der ur­


sprünglichen Anlage erfasst. Kalkulatorisch sollten diese jedoch aufgrund der oben 


geschilderten Vorgabe der StromNEV als neue Anschaffungs- und Herstellungskos­


ten im Jahr der erstmaligen Aktivierung erfasst werden. 


Tagesneuwerte 


Die Anwendung von Indexreihen dient dazu, Kosten der anlagenspezifischen Inflati­


on bei der Netzentgeltkalkulation zu berücksichtigen. Indexreihen geben wieder, in­


wiefern sich Kosten der Wiederbeschaffung bestimmter Anlageguter im Zeitablauf 
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entwickeln. Damit soll eiern Netzbc3\reiber e1n1öglicht werden, das Anlagevermögen 

zu erhaltc~n. Nicht zuletzt irn politischen l<ornprornisswege sind unterschiedliche Be­

wertungsn1aßstabe für Altanlagen (vor dem 0·1. 0·1. 2006 aktiviert, Neltosubstcu1;;:er·· 

haltung) und Neuanlagen (Healkapitalerhaltung) vorgegeben worden. 

Für den eigenfinanzierten Anteil der Altanlagen ist der Tagesneuwert und damit eine 

Indizierung maßgeblich (§ 6 Abs. 1, Abs. 2 S. 2 und Abs. 3 StrornNEV). Der Tages­

neuwert wird von der Verordnung selbst definiert als der "unter Berücksichtigung der 

technischen Entwicklung maßgebliche Anschaffungswert zurn jeweiligen Bewer­

tungszeitpunkt" (§ 6 Abs. 3 S. 1 StrornNEV). Dieser aktuelle Anschaffungswert ist, so 

die weitere Vorgabe der Verordnung, durch Umrechnung der historischen Anschaf- . 

fungs- und Herstellungskosten zu ermitteln. 

Nachdem die Verordnung zur Änderung von Verordnungen auf dem Gebiet des 

Energiewirtschaftsrechts vom 14.08.2013 in l<raft getreten ist (BGBI. 1 2013 Nr. 50, 

21.08.2013, S. 3250 ff.) sind gemäß§ 6 Abs. 3 S. 2 i.V.m. § 6a Abs. 1 StromNEV 

folgende Indexreihen des Statistischen Bundesamtes heranzuziehen 

1. für die Anlagengruppe der Grundstücksanlagen und Gebäude der Anlage 1 

die Indexreihe Gewerbliche Betriebsgebäude , Bauleistungen arn Bauwerk, ohne 

Umsatzsteuer (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Preisindizes für die Bauwirt­

schaft); 

2. für die Anlagengruppe der l<abel der Anlage 1 

a) die Indexreihe Ortskanäle, Bauleistungen am Bauwerk (Tiefbau), ohne Um­

satzsteuer (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Preisindizes für die Bauwirt­

schaft) mit einem Anteil von 70 Prozent und 

b) der Index Andere elektrische Leiter für eine Spannung von mehr als 1 000 Volt 

(Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Index der Erzeugerpreise gewerblicher Pro­

dukte) mit einem Anteil von 30 Prozent; 

3. für die Anlagengruppe der Freileitungen der Anlage 1 

a) die Indexreihe Ortskanäle, Bauleistungen am Bauwerk (Tiefbau), ohne Um­

satzsteuer (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Preisindizes für die Bauwirt­

schaft) mit einem Anteil von 50 Prozent, 

b) der Index Andere elektrische Leiter für eine Spannung von mehr als 1 000 Volt 

(Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Index der Erzeugerpreise gewerblicher Pro­

dukte) mit einem Anteil von 15 Prozent und 
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c) der Index Türme und C?iHennaste, aus Eisen odBr stahl (Statistisches Bun­

desamt, Fachserie 17, Index dHr Erzeugerpreise gewerblicher Produkte) mit c~inem 

Anteil von 35 Prozent; 

4. für die Anlagengruppe der Stationen der Anlage 1 

a) die Indexreihe Ortskanäle, Bauleistungen am Bauwerk (Tiefbau), ohne Um­

satzsteuer (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Preisindizes für die Bauwirt­

schaft) mit einem Anteil von 35 Prozent und 

b) der Index für Erzeugerpreise gewerblicher Produkte gesamt (ohne Mineral­

ölerzeugnisse) (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Index der Erzeugerpreise 

gewerblicher Produkte) mit einem Anteil von 65 Prozent; 

5. für alle übrigen Anlagengruppen, mit Ausnahme der Anlagengruppe 1.1. 

Grundstücke d~r Anlage 1, ist die Indexreihe für Erzeugerpreise gewerblicher Pro­

dukte gesamt (ohne Mineralölerzeugnisse) (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, 

Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte). 

Ermittlung der kalkulatorischen Jahresabschreibung und Restwerte 


Die jährlichen kalkulatorischen Abschreibungen ergeben sich aus der Summe der 


Einzelabschreibungen aller Sachanlagen. Hierbei ist zwischen Altanlagen (vor dem 


01.01.2006 aktiviert) und Neuanlagen (ab dem 01.01.2006 aktiviert) zu unterschei­


den. Alt- und Neuanlagen unterscheiden sich dadurch, dass für Altanlagen - im Ge­


gensatz zu den Neuanlagen - eine Bewertung auf Basis der Tagesneuwerte gemäß 


§ 6 Abs. 2, 3 und 4 StromNEV vorzunehmen ist. Die kalkulatorischen Abschreibun­


gen sind gern. § 6 Abs. 5 S. 3 StromNEV jahresbezogen zu ermitteln. Dafür ist nach 


§ 6 Abs. 5 S. 4 StromNEV jeweils ein Zugang des Anlagegutes zum 1. Tag des Ge­


schäftsjahres zu Grunde zu legen, in dem die Anschaffung erfolgte. 


Grundstücke können nicht abgeschrieben werden. Aus § 7 Abs. 1 S. 3 StromNEV 


folgt zudem (s. auch zur Eigenkapitalverzinsung), dass Grundstücke im Rahmen der 


kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung zu historischen Anschaffungskosten anzu­


setzen sind. Planmäßige Abschreibungen sind nach § 253 Abs. 3 S. 1 HGB nur für 


solche Vermögensgegenstände zulässig, deren Nutzung zeitlich begrenzt ist, wobei 


sich die zeitliche Begrenzung der Nutzung aus der Eigel')art des Vermögensgegen­


standes ergeben muss, was bei Grundstücken gerade nicht der Fall ist. In der Kon­


sequenz sieht auch Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 StromNEV für Grundstücke keine 


begrenzte Nutzungsdauer vor. Soweit daher in abschreibungsfähigen Positionen, wie 
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z. ß. ßaut<~n. Crunclsfücksanteile <~nthalten sind, müssen diese F'osition«rn um die 

<3rundstücksmiteile gekürzt Wfirden. 

f<alkulatorische Jahresabschreibung für Altanlag5ln 

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Altanlagen sind unter Berücksichtung der 

Eigenkapitalquote nach der linearen Abschreibungsmethode zu ermitteln (§ 6 Abs. 2 

S. 1 StromNEV). Der eigenfinanzie1ie Abschreibungsanteil der Altanlagen ist der zu 

Grunde zu legende Restwert zu Tagesneuwerten multipliziert mit der Eigenkapital­

quote und geteilt durch die anwendbare Restnutzungsdauer; der fremdfinanzie1ie 

Abschreibungsanteil der Altanlagen ergibt sich aus den relevanten Restwerten zu 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten multipliziert mit der Fremdkapi­

talquote und geteilt durch die anwendbare Restnutzungsdauer (§ 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 

i. V. m. § 6 Abs. 3 S. 1 und 2 StromNEV; § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 StromNEV). 

Die rechnerische Ermittlung der Jahresabschreibungen ist für die Kalkulation nach 

StromNEV durch § 6 Abs. 2, 5 i. V. m. § 32 Abs. 3 und § 6 Abs. 6 S. 5 StromNEV 

geregelt. Der kalkulatorische Abschreibungsbetrag einer Altanlage ist nach folgender 

Formel zu ermitteln: 

ReshvertTNWi Rest\vert \KMK. 
Kalk.Jahresabschreibung; ~ · x EKQuote + ' ' x FKQuote 

Restn u tzungsdaue1; Restnut zungsdau e li 

Hierbei ist die Restnutzungsdauer des Anlagegutes i (Restnutzungsdauer;) gleich der 

Differenz aus der Nutzungsdauer nach Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 StromNEV und 

der Anzahl der vergangenen Jahre seit Errichtung des Anlagegutes. In der Formel 

beschreiben der Restwert TNW,i den kalkulatorischen Restwert der Anlage i zu Ta­

gesneuwerten und der Restwert AKIHK,i den kalkulatorischen Restwert der Anlage i 

zu Anschaffungs- und Herstellungskosten. 

f<alkulatorische Jahresabschreibung für Neuanlagen 

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen sind ausgehend von den je­

weiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten nach der linearen Ab­

schreibungsmethode zu ermitteln. Die kalkulatorische Jahresabschreibung ergibt 

sich demnach aus dem Quotienten der historischen Anschaffungs- und Herstellungs­

kosten und der nach Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 StromNEV gewählten Nutzungs­

dauer. Eine Bewertung auf Basis der Tagesneuwerte entfällt für Neuanlagen gemäß 

§ 6 Abs. 4 StromNEV. 
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Die rechnerischc-i l:'.rrnittlung der Jahresabschreibungen ist für die l<all<ulation nach 

StromNEV durch § 6 Abs. 4, 5 und 6 8. li StrornNl=V geregelt. Der kalkulatorische 

Abschrc-libungsbetrag einc-ir l\Jm1anlage ist demnach c-intsprechenc.I folgHnc.ler Formel 

zu ermitteln: 

. AK/HK
Kalk . .Jahresabschre1bung, ~. ' 

ND, 

Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens 


Die kalkulatorischen Restwerte zum 31.12.2011 ermitteln sich auf Basis der histori­


schen Anschaffungs- und Herstellungskosten unter Abzug der vom Anschaffungsjahr 


bis zum ,Jahr 2011 entstandenen kalkulatorischen Abschreibungen. 


Für die Bestimmung der Netzentgelte nach StromNEV sind nach § 32 Abs. 3 Satz 1 

StromNEV die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens für den eigen­

finanzierten Anteil auf Tagesneuwertbasis nach § 6 Abs. 3 StromNEV, für den fremd­

finanzierten Anteil anschaffungsorienliert zu bestimmen und anlagenscharf zu doku­

mentieren. 

Dabei sind nach § 32 Abs. 3 Satz 2 StromNEV die seit Inbetriebnahme der Sachan­

lagegüter der kalkulatorischen Abschreibung tatsächlich zu Grunde gelegten Nut­

zungsdauern heranzuziehen. 

Für die Fälle, in denen eine anlagenscharfe Dokumentation der Nutzungsdauern 

über Jahrzehnte hinweg möglicherweise nicht vorhanden ist, hat der Verordnungs­

geber eine Vermutungsregelung geschaffenen, die eintritt, falls die Heranziehung der 

tatsächlich zu Grunde gelegten Nutzungsdauern objektiv nicht (mehr) möglich ist. 

Soweit vor dem Inkrafttreten der StromNEV bei der Stromtarifbildung nach der Bun­

destarifordnung Elektrizität (vom 18.10.1989, BGB!. 1 S. 2255; BTOElt) Kosten des 

Elektrizitätsversorgungsnetzes zu berücksichtigen waren und von Dritten gefordert 

wurden, wird nach § 32 Abs. 3 Satz 3 StromNEV vermutet, dass die nach den Ver­

waltungsvorschriften der Länder zur Darstellung der Kosten- und Erlöslage im Tarif­

genehmigungsverfahren jeweils zulässigen Nutzungsdauern der Ermittlung der Kos­

ten zu Grunde gelegt worden sind. 

Insoweit sind Netzbetreiber verpflichtet, bei der Restwertermittlung zu berücksichti­

gen, in welchem Umfang Abschreibungen auf Sachanlagen bereits in die Strom­

preiskalkulation nach der Bundestarifordnung Elektrizität eingeflossen sind. Denn die 

Netzkosten sind bei den früher üblichen integrierten Versorgungsunternehmen not­

wendiger Bestandteil der Strompreiskalkulation gewesen. Dabei wurden im Rahmen 
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der den Ländern obliegenckrn Anwendung der ßTOEll in der Verganfjenheil durch­

aus unterschiedliche Abschreibungszeiträume anerkannt. So waren in einzelnc~n 

Ländern vergleichsweise kurze steuerliche~ Abschreibungszeitc'.ln zulässig. Die l~erJe­

lungen des § 32 Abs. 3 StromNEV schreiben vor, dass diese Abschreibungszeiten 

bei der Netzentgeltkalkulation berücksichtigt werden müssen. Soweit also während 

der gesamten bisherigen Nutzungszeit der Anlagen kürzere Abschreibungszeiträume 

in Ansatz gebracht worden sind, als jene Abschreibungsdauern, die fortan nach der 

Stromnetzentgellverordnung zugelassen sind, so sind diese insoweit getätigten Ab­

schreibungen über die Strompreise regelmäßig bereits erhoben worden. Diesen Um­

stand bei der aktuellen Kalkulation nicht zu berücksichtigen, würde zu unberechtigten 

erhöhten Abschreibungen führen. Es käme zu einer Mehrfachverrechnung von Ab­

schreibungen bzw. zu sog. "Abschreibungen unter Null", die nach § 6 Abs. 6 und 7 

StromNEV verboten sind. überdies würde die unvollständige Berücksichtigung be­

reits erfolgter Abschreibungen zu einer Überhöhung des betriebsnotwendigen Kapi­

tals und mithin der zulässigen kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung nach § 7 Abs. 

1 Satz 2 Nr. 1 und 2 StromNEV führen. 

Sind über Anlagegüter hinsichtlich ihrer Nutzungsdauern keinerlei Informationen ver­

fügbar und auch die Voraussetzungen des § 32 Abs. 3 s. 3 StromNEV nicht erfüllt,. 

ist § 32 Abs.3 S.4 anzuwenden. Nach Satz 4 wird vermutet, dass der kalkulatori­


schen Abschreibung des Sachanlagevermögens die unteren Werte der in Anlage 1 


· zu § 6 Abs. 5 Satz 1 StromNEV genannten Spannen von Nutzungsdauern zu Grunde 


gelegt worden sind. 

Für die rechnerische Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte bedeutet dies im Ein­

zelnen: 

Wird im Rahmen der erstmaligen Kalkulation nach der StromNEV eine Änderung der 

angesetzten Nutzungsdauer gegenüber der zuvor angesetzten Nutzungsdauer vor­

genommen, so ist lediglich der auf Grundlage der bislang in Ansatz gebrachten Nut­

zungsdauer ermittelte kalkulatorische Restwert auf die neue Restnutzungsdauer zu 

verteilen. 

In der Vergangenheit vorgenommene Änderungen der angesetzten kalkulatorischen 

Nutzungsdauern (z. B. Wechsel von steuerlich zulässiger Nutzungsdauer auf be­

triebsgewöhnliche Nutzungsdauer) sind zu berücksichtigen. Dabei ist ausschließlich 

der kalkulatorische Restwert im Zeitpunkt des Nutzungsdauerwechsels auf die ver­

änderte Restnutzungsdauer zu verteilen. 
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Ist <'linc'l ÄndertlllfJ der Nutwngsdaum zu einen1 bc~stirnmten Zeitpunkt in der Vergan~ 

genheit vorgenommen worden oder nach § 32 Abs. :3 Satz 3 StrornNEV zu vcorrnuten, 

ist dic'l E1mittlung des Hcistwerles eines Anlagengutes zwc'listufig vorzunehmen (bei 

mehr als einem Wechsel der Nutzungsdauer entsprechend mehrstufig). 

Zu ermitteln ist daher, ob der dern Antrag zugrunde liegende l<all<ulatorische Rest­

wert des Sachanlagevermögens den Vorschriften des § 32 Abs. 3 StromNEV ent­

spricht. 

Für eine Plausibilisierung der von der Antragstellerin ihrem Netzentgeltantrag zu­

grunde gelegten kalkulatorischen Restwerte hat die Beschlussl<ammer eine eigene 

Ermittlung (Prüfrechnung) der kalkulatorischen Restwerte in Anwendung des § 32 

Abs. 3 StromNEV durchgeführt. 

Ausgangspunkt dieser Prüfrechnung sind die seitens der Antragstellerin in dem Blatt 

„82" des Erhebungsbogens mitgeteilten Anschaffungs- und Herstellungskosten. 

Netzbetreiber Anwendbare Nutzungsdauern 

WSW Netz GmbH - steuerliche Nutzungsdauern bis 31.12.1980 

- 1.1.1981 - 31.12.1993 NRW spezifischer Einzel­

nachweis laut Antragstellerin 

- seit 1.1.1994 betriebsgewöhnliche Nutzungsdauern 

(entsprechend den jeweiligen Untergrenzen der Nut­

zungsdauern nach Anlage 1 StromNEV) 

- seit 2005 werden die beantragten Nutzungsdauern 

verwendet, sofern sie der angegebenen Spanne der 

Anlage 1 · StromNEV entsprechen. Unterschreiten o­

der Überschreiten die beantragten Nutzungsdauern 

die Untergrenze bzw. die Obergrenze, so wurden die 

kürzeren bzw. längeren Nutzungsdauern der Spanne 

der Anlage 1 StromNEV der Prüfrechnung zu Grunde 

gelegt. 

- 69 ­



- 70 

Auf Grundlage dieser lnfonnc1tionen hat die Beschlusskmnrner folgende Nutzungs­

dauern zu Grunde fJelegt: 

­

Steuerlic:hci Untergrenze Obergrenzt1
Anla~iengrnppe 

StromNEV StromNEV 
l<abel 220 kV 

Nutzu11~1sdauer 
35 40 50 


l<abel 11 OkV 
 35 40 50 

l<abel Mittelspannungsnetz 
 35 45 

l<abel 1 kV 


40 
25 40 45 


l<abel Abnehmeranschlüsse 
 25 35 45 

Freileitungen 110-380kV 
 35 40 50 

Freileitungen Mittelspannungsnetz 
 30 30 40 

Freileitungen 1 kV 
 30 30 40 

Freileitungen Abnehmeranschlüsse 
 3030 35 

Stationseinrichtungen und Hilfsanla­ 20 35 45 

gen inklusive Trafo und Schalter 

Schutz-, Mess-· und Überspan­ 20 25 30 

nungsschutzeinrichtungen, Fern­
steuer-, Fernmelde-, Fernmess- und 

Automatikanlagen sowie Rundsteu­
erungsanlagen einschließlich l<opp­
lungs-, Trafo- und Schaltanlagen 

Sonstiges 2020 30 


380/220/110/30/10 kV-Stationen 
 25 25 35 

Hauptverteilerstationen 
 20 25 35 

Ortsnetzstationen 
 3020 40 

l<undenstationen 
 20 30 40 

Stationsgebäude 
 20 30 50 

Allgemeine Stationseinrichtungen, 
 20 25 30 

Hilfsanlagen 

ortsfeste Hebezeuge und Lasten­ 20 25 30 
aufzüge einschließlich Laufschie­
nen, Aussenbeleuchtung in Um-

spann- und Schaltanlagen 

Schalteinrichtungen 
 20 30 35 

Rundsteuer-, Fernsteuer-, Fernmel­ 20 25 30 

de-, Fernmess-, Automatikanlagen, 

Strom- und Spannungswandler, 

Netzschutzeinrichtungen 

Ortsnetz-Transformatoren, l<abel­ 20 30 35 

verteilerschränke 

Zähler, Messeinrichtungen, Uhren, 
 15 20 25 

TFR-Empfänger 

Fernsprechleitungen 
 10 30 40 

Fahrbare Stromaggregate 
 15 15 25 

Grundstücksanlagen, Bauten für 
 12 25 35 

Transportwesen 

Betriebsgebäude 
 50 50 60 

Verwaltungsgebäude 
 50 60 70 

Geschäftsausstattung (ohne EDV, 
 10 8 10 

Werkzeuge/Geräte) 

Werkzeuge/ Geräte 
 10 14 

. 

18 
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l\nlagcm1~n1ppo 
StetHHlic;lrn 
Nutwn{JSdauer 

Untergrnn:w 
Strnn1NEV 

Obergrm12H 
stromNE:.V 

Lagereinrichtung '10 14 25 
Hardware 3 4. 8 
Software 
Leichtfahrzeuge 

3 
5 

3 
5 

/.',) 

,­
,) 

Schwerfahrzeuge 7 8 8 

­

Berücksichtigunqsfähige kalkulatorische Abschreibungen und kalkulatorische Rest­

werte des Sachanlagevermögens 


Die l'alkulatorischen Abschreibungen des Sachanlagevermögens zu Anschaffungs­


und Herstellungsl,osten (für Alt- und Neuanlagen) - gegliedert nach Anlagengruppen 


- und zu Tagesneuwerten für Altanlagen - ebenfalls gegliedert nach Anlagengrup­


pen - wurden nach den vorstehend dargestellten Grundsätzen ermittelt und ergeben 


sich - jeweils gesondert für den Anteil der auf die FK- und EK-Quote entfällt - aus 


Anlage 3a Die Summe der kalkulatorischen Abschreibungen des Sachanlagevermö­


gens ergibt sich ebenfalls aus Anlage 3a. 


Die Anfangs- und Endbestände der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagever­


mögens zu Anschaffungs- und Herstellungskosten (für Neuanlagen) wurden nach 


den vorstehend dargestellten Grundsätzen ermittelt und ergeben sich - gegliedert 


nach Anlagengruppen - aus Anlage 3a. Bezogen auf die kalkulatorischen Restwerte 


Sachanlagevermögens zu Tagesneuwerten (für Altanlagen) - gegliedert nach Anla­


gengruppen - finden sich die Werte ebenfalls in Anlage 3a. 


Die den Berechnungen zu Grunde liegenden Werte (originäre Anschaffungs- und 


Herstellungskosten nach Jahresscheiben und Nutzungsdauern) ergeben sich aus 


Anlage 3a. 


Position „3. Kalkulatorische Eigenkapitalzinsen" 


Die Verzinsung des vom Netzbetreiber eingesetzten Eigenkapitals erfolgt gern. § 7 


Abs. 1 StromNEV im Wege einer kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung auf Grund­


lage des betriebsnotwendigen Eigenkapitals. Das betriebsnotwendige Eigenkapital 


ergibt sich gern. § 7 Abs. 1 StromNEV unter Berücksichtigung der Eigenkapitalquote 


nach § 6 Abs. 2 StromNEV aus der Summe der 


1. kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendi­

gen Altanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskos­

. ten und multipliziert mit der Fremdkapitalquote nach§ 6 Abs. 2 StromNEV 



2. 	 kalkulatorischen f<estwerle des Sachanle1geverrnö~J<~ns d<~r betriebsnotwencli­

gen Altanlagen bewerlet zu Tagesneuwc~rlen und rnultipliziert mit der Eigen­

kapitalquote nach § 6 Abs. 2 StromNEV 

3. 	 kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevennö[Jens der betriebsnotwendi­

gen NeuanlarJerl bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellun[Jskos­

ten und 

4. 	 Bilanzwerte der betriebsnolwendi[Jen Finanzanlagen und Bilanzwerte des be­

triebsnotwendigen Umlaufvermögens unter Abzug des Steueranteils der Son­

derposten mit Rücklagenanteil 

und unter Abzug des Abzugskapitals und des verzinslichen Fremdkapitals. 

Zur Berechnung der Eigenkapitalverzinsung hat somit eine ErmittlunrJ der kalkulatori­

schen Restwerte des Sachanlagevermögens gemäß § 7 StromNEV zu erfolgen. Bei 

Altanlagen sind die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens gemäß § 

7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 und 2 StromNEV sowohl auf Tagesneuwertbasis, als auch auf 

Basis der Anschaffungs- und Herstellungskosten zu bestimmen. Für Neuanlagen 

erfolgt die Restwertbestimmung gemäß § 7 Abs.1 S. 2 Nr. 3 StromNEV ausschließ­

lich auf Basis der Anschaffungs- und Herstellungskosten. Grundstücke sind hierbei 

gemäß § 7 Abs.1 S. 3 StromNEV immer zu historischen Anschaffungs- und Herstel­

lungskosten anzusetzen. 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 StromNEV ist sowohl bei den kalkulatorischen Restwerten 

des Sachanlagevermögens als auch bei den Bilanzwerten des betriebsnotwendigen 

Finanzanlage- und Umlaufvermögens jeweils der Mittelwert aus Jahresanfangs- und 

Jahresendbestand anzusetzen. Der Jahresanfangsbestand der kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevermögens bei Altanlagen wird hierbei durch Addition der 

Restwerte des Sachanlagevermögens zum Jahresende 2011 und der Jahresab­

schreibung 2011 errechnet. 

Bei Neuanlagen die im Basisjahr i. S. d. § 6 Abs. 1 ARegV aktiviert wurden, erfolgt 

keine Berechnung des Jahresanfangsbestands der kalkulatorischen Restwerte des 

Sachanlagevermögens, da dieser grundsätzlich Null beträgt. Gemäß § 7 Abs. 

1 S. 3 StromNEV ist bei der Mittelwertbildung der jeweilige Jahresanfangsbestand 

und der Jahresendbestand zugrunde zulegen. Nach dem Grundsatz der Bilanzidenti­

tät gemäß § 252 Abs. 1 Nr. 1 HGB müssen die Wertansätze der Eröffnungsbilanz 

- 72 ­



des Geschäftsjahres im Basisjahr i. 8. d. § 6 Abs. ·1 AHegV rnil d'~nen der Schlussbi­

lanz des vorhergehenckm Ceschäflsjahres (lb(CJfHinstin11mrn. Da in der Schlussbilanz 

des vorlmrg<'Jh<'Jnden Ceschäftsjahres die erst irn Basisjahr i. S. d. § () i\b~>. 1 AHegV 

aktiviertc~n Neuanlagen clenklogisch noch nicht vorhanden sein können, beträgt der 

anzusetzende ,Jahresanfangsbestand für im Basisjahr aktivierte Neuanlagen Null. 

Zur Festlegung der Basis für die Eigenkapitalverzinsung ist das betriebsnotwendige 

Eigenkapital auf Neu- und Altanlagen aufzuteilen (§ 7 Abs. 3 S. 1 StromNEV). Die 

Berechnung der Eigenkapitalverzinsung hat entsprechend der Systematik der 

StromNEV in fünf Schritten zu erfolgen: 

(1.) Ermittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalquote 

(§ 6 Abs. 2 S. 3 StromNEV), 

(2.) Ermittlung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals (§ 7 Abs. 1 S. 2 

StromNEV), 

(3.) Ermittlung des die zugelassene Eigenkapitalquote Obersteigenden Ei­

genkapitalanteils (§ 7 Abs. 1 S. 5 StromNEV), 

(4.) Ermittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am Ei­

genkapital (§ 7 Abs. 3 StromNEV) und 

(5.) Ermittlung der Zinsen die auf die beiden Eigenkapitalanteile entfallen 

(§ 7 Abs. 6 und Abs. 1 S. 3 StromNEV). 

Bei der Ermittlung der Eigenkapitalverzinsung wurden die in Anlage 2a aufgeführten 

Vermögenswerte und Kapitalpositionen zu Grunde gelegt. Eine Übersicht Ober die 

Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung findet sich ebenfalls in An­

lage 2a. 

Kalkulatorischen Eigenkapitalquote gemäß§ 6 Abs. 2 S. 3 StromNEV 

Gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 StromNEV ergibt sich die kalkulatorische Eigenkapitalquote 

rechnerisch als Quotient aus dem betriebsnotwendigen Eigenkapital (BNEK /) und 

den kalkulatorisch ermittelten Restwerten des betriebsnotwendigen Vermögens zu 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten (BEV /). Dabei wird auch das 

betriebsnotwendige Eigenkapital auf der Grundlage des betriebsnotwendigen Ver­

mögens zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten errechnet. 

Der Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2 S. 3 Strom­

NEV sind folgende Positionen zu Grunde zu legen: 
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l<alk. Restwerte des betriebsneiwendigen Saclianlagevermögens 

zu historischen Al<l/-11< 


·:· Betriebsnotwenclige Finanzanlagen 

+ 	 Betriebsnotwencliges Umlaufvermögen 
+ 	 Grunclstiicke zu historischen Al</1-11< 

"' 	 Betriebsnotwendiges Vermögen / (BNV 1) 


Steueranteil der Sonderposten mit Rücl<lageanteil 

Abzugskapital 

Verzü1sliches Fremclkapital 


~ 	 Betriebsnotwencliges Eiqenlcapital / (BNEK /} 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 StromNEV ist für jede einzelne Position, die in die Berech­


nung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals einfließt, der Mittelwert aus dem Jah·· 


resanfangs- und Jahresendbestand zu Grunde zu legen. 


Kalkulatorische Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffun~ 


und Herstellungskosten 


Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens zu his­


torischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind die Anlagegüter des Sachanla­


gevermögens mit denjenigen Restwerten zu berücksichtigen, die bei der Bestim­


mung der kalkulatorischen Abschreibungen anerkannt wurden. Darüber hinaus fin­


den bei der Berechnung der Eigenkapitalquote ggf. weitere Anlagegüter des Sachan­


lagevermögens, soweit deren Betriebsnotwendigkeit nachgewiesen wurde, Berück­


sichtigung, z. B. immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens sowie 


Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau. 


Die berücksichtigungsfähigen Mittelwerte der kalkulatorischen Restwerte des Sach­


anlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten für Altanla­


gen und die Mittelwerte der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens 


zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten für Neuanlagen ergeben sich 


aus Anlage 2a. 


Betriebsnotwendige Finanzanlagen und betriebsnotwendiges Umlaufvermögen 


Voraussetzung für die Anerkennung von Finanzanlagen und Umlaufvermögen ist 


gern. § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 StromNEV, dass diese betriebsnotwendig, d. h. für die 


Durchführung des Netzbetriebes erforderlich, sind. Dass heißt, bei der i. S. d. §§ 4 ff. 


StromNEV zu erstellenden kalkulatorischen Rechnung ist das Kriterium der Betriebs­


notwendigkeit maßgeblich. Die Betriebsnotwendigkeit des Umlaufvermögens kann 


nicht mit dessen bilanzieller Berücksichtigung i. R. d. nach§ 10 EnWG aufzustellen­
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den Jahrnsabschlusses begründet werden. Kürzungen bei Finam:anla9en und beim 

Umlrn.rfvc~rmö9en haben keine~ Kürzun9 des abschließc,nd in § l Abs. 2 StrornNEV 

deflnimtc~n /\bzugskapitals zur h)lge. Allerdings kann ein höheres Abzu9skapitals ~lin 

höheres UrnlaufverrnöfJen rechtfertigen. Dies ist vom Netzbetreiber darzule9en (vgl. 

BGH, 13eschl. v. 07.04.2009, EnVR 6/08, Rn. 44, 32f.). Bilanzrechtliche /\us9leichs­

buchungen wie beispielsweise der Kapitalverrechnungsposten sind für die vorlie9en­

de Betrachtung ebenfalls nicht maß9ebend (v9I. BGH, 13eschl. v. 07.04.2009, EnVR 

6/08, Rn. 45). 

Darüber hinaus ist das Heranziehen von Bilanzwerten im Bereich des Umlaufvermö­

gens schon aus dem Grund nicht sachgerecht, da es sich bei den Bilanzwerten um 

Bestandsgrößen zum jeweiligen Bilanzstichtag handelt. Die Bilanzwerte stellen eine 

zeitpunktbezogene Momentaufnahme zum jeweiligen Bilanzstichtag dar. Die unver­

änderte Berücksichtigung dieser Stichtagswerte führt im Rahmen der kalkulatori­

schen Eigenkapitalverzinsung zu kalkulatorischen Kosten - in Form der Eigenkapital­

verzinsung -, die bezogen auf ein vollständiges Jahr ermittelt werden. Für den Ge­

schäftsbetrieb des Netzbetreibers ist jedoch in der Regel davon auszugehen, dass 

der Bestand des Umlaufvermögens Schwankungen ausgesetzt ist und dass sich der 

Bestand zum Bilanzstichtag - in der Regel zum 31.12. des Kalenderjahres - auf ei­

nem hohen Niveau befindet. Soweit ein Gestaltungsmissbrauch vorliegt und die 

Sachzielorientierung der kalkulatorischen Kostenposition Eigenkapitalverzinsung 

nachhaltig gefährdet wird, ist die Erhöhung der kostenmindernden Erlöse durch eine 

Modifikation der Eigenkapilalverzinsungsbasis zu ersetzen. Wird die Verzinsungsba­

sis um nicht sachzielorientierte Umlaufvermögenswerte bereinigt, so wird der Vorwurf 

einer ineffizienten Verzinsung zunächst lediglich formell bei einer anderen Kostenpo­

sition berücksichtigt. Gleichzeitig wird aber verhindert, dass die begrenzende Verzin­

sungsfunklion des § 7 StromNEV unterlaufen wird. Durch Bilanzverlängerung kann 

das Gesamtkapital erhöht werden, die Eigen- und Fremdkapitalrelationen verändern 

sich. Im Ergebnis würde die Quotierung der Verzinsung des Eigenkapitals ins leere 

laufen. Dies liefe Sinn und Zweck der Begrenzungsvorschrift des § 7 StromNEV zu­

wider. 

Darüber hinaus sind nach § 4 Abs. 1 StromNEV i. V. m. § 21 Abs. 2 S. 1 EnWG bi­

lanzielle und kalkulatorische Kosten des Netzbetriebs nur insoweit anzusetzen, als 

sie den Kosten eines effizienten und strukturell vergleichbaren Netzbetreibers ent­

sprechen. Der Netzbetreiber muss sich daher bei seiner unternehmerischen Ent­

scheidung, welches Finanzanlage- und Umlaufvermögen er als effizient für seinen 

Betrieb ansieht, an einem effizienten und strukturell vergleichbaren Netzbetreiber 
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orientieren. Des Weiteren sind gern. § :?1 Abs. ;.) S. 2 EnWG nur solche l<ostenbe· 

standteilc~ betriebsno\wendig, die sich ihrem Umfang nach im Wettbewerb c~ingestellt 

hättc~n. 

Hieraus folgt die Prüfung, ob die Netz-CuV richtig abgeleitet wurde, oder etwa kos­

tc-mmindernde Erlöse in der Netz-CuV fehlen (bzw. durch Verträge, die einem 

Fremdvergleich nicht standhalten, in der Netz-GuV zu niedrig angesetzt wurden). Ist 

z.B. Kapital im Wege der Kreditvergabe an den Gewährträger zinslos überlassen 

worden, ist dem Netznutzer der entgangene Zins mangels effizienter Kreditvergabe 

durch die Erhöhung der kostenmindernden Erlöse gutzuschreiben. 

Investitionen im Wesentlichen aus dem Eigenkapital zu finanzieren, entspricht nicht 

dem wirtschaftlichen Verhalten eines im Wettbewerb stehenden Unternehmens. Da­

mit würde, wie der Bundesgerichtshof in seiner Entscheidung vom 03.03.2009 aus­

führt, „das mit der Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2 Satz 4 StromNEV festgelegte 

Ziel verfehlt, das eingesetzte Eigenkapital auf höchstens 40% zu begrenzen, weil 

sich eine höhere Eigenkapitalquote unter Wettbewerbsbedingungen nicht einstellen 

würde. Die vom Netzbetreiber beabsichtigte Finanzierung seiner Investitionen würde 

vielmehr dazu führen, dass die Eigenkapitalquote noch weiter anstiege, mithin also 

ein Ergebnis entstünde, das sich noch weiter von dem Leitbild des 

§ 21 Abs. 2 EnWG entfernen würde. Hinzu kommt, dass langfristige und erhebliche 

Investitionen bei einem im Wettbewerb stehenden Unternehmen nicht aus dem Um­

laufvermögen finanziert werden. Eigenkapital im Blick auf zukünftige Investitionen 

bildet [ ... ] ein im Wettbewerb stehendes Unternehmen über das Anlagevermögen" 

(vgl. BGH, Beschl. v. 03.03.2009, EnVR 79/07, Rn. 26f.). 

Sollte die Zahlungsfähigkeit des Netzbetreibers durch den Finanzmittelzufluss aus 

verdienten Abschreibungen nicht hinreichend gewährleistet sein, kann dieser sich 

auch kostengünstig Kreditlinien einräumen lassen, mit denen kurzfristigen Zahlungs­

verpflichtungen begegnet werden kann. Einer kostenintensiven und damit ineffizien­

ten „Hortung" kurz- und mittelfristig liquidierbarer, geldnaher Vermögensgegenstände 

bedarf es hierfür nicht. Schließlich ist auch ein langfristiges und damit kostenintensi­

ves Ansparen geldnaher Vermögensgegenstände für Re-Investitionen unter Effi­

zienzgesichtspunkten nicht akzeptabel. 

Das Vorhalten der verdienten Abschreibungen im Umlaufvermögen würde dazu füh­

ren, dass der ursprüngliche Investitionsbetrag 40 Jahre und länger in voller Höhe zu 

verzinsen wäre, während die tatsächliche effiziente Kapitalbindung nur rund halb so 

hoch ist. Die bei einem solchen Vorgehen resultierenden Mehrkosten sind gemäß § 4 

Abs. 1 StromNEV nicht zu berücksichtigen; diese Mehrfachinanspruchnahme der 
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Netznutzer widerspräche dc"ln Grundsätzc~n einer effizk„nten ßetriebs1T1hrun~J. Nach 


diesem Grundsatz <~rstaltet der l\Jetznutzer dem Netzbetreiber den Wertever.<:ehr dc~s 


Sachanla9evermögens (Abschreibun~Jen) zuzü91ich einer an9emessc„nen Verzinsun9 


des ein9esetzten Kapitals. Stellt der Netzbetreiber diese Mittelzuflüsse da9e9en an-· 


teili9 oder sogar vollständig in die Verzinsungsbasis ein, so kommt es zu einer Dop­


pelverzinsung und somit zu einer Mehrbelastun9 des Netznutzers. 


Aus dem Umstand, dass Ersatzinvestitionen für die verdienten Abschreibungen in 


Einzelfällen nicht immer fristenkongruent verfügbar sind, kann nicht ab9eleltet wer­


den, dass der Netzbetreiber die l<apitalrückflüsse im Umlaufvermögen vorhalten 


muss. In solchen Fällen sind die l<apitalrückflüsse - weil sie nicht mehr betriebsnot­


wendig sind - an die Eigen- bzw. Fremdkapitalgeber zurückzuführen, damit diese die 


Mittel für rentableres Dritt9eschäft als die Anlage im nahezu ertra9losen Umlaufver­


mögen verwenden können. 


Finanzanlagen 


Finanzanlagen sind im Rahmen der Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapital­


verzinsung nicht mit dem in der Bilanz ausgewiesenen Wert in Ansatz zu bringen. 


Finanzanlagen sind vielmehr nur berücksichtigungsfähig, wenn diese für den Betrieb 


des Netzes notwendig sind, § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 StromNEV. Der Netzbetreiber hat 


nachvollziehbar darzulegen, weshalb die von ihm in Ansatz gebrachten Finanzanla­


gen für den Betrieb des Netzes notwendig sind (vgl. BGH, Beschl. v. 03.03.2009, 


EnVR 79/07, Rn. 8 ff.). 


Betriebsnotwendiges Vermögen eines Netzbetreibers ist zunächst das Sachanlage­


vermögen, da der Netzbetreiber ohne dieses seinen Geschäftsbetrieb nicht ausüben 


kann. Das Vermögen eines Netzbetreibers ist somit grundsätzlich in Form des Sach­


anlagevermögens anzulegen, auf welches die StromNEV eine adäquate Verzinsung 


vorsieht. 


Sofern aus einer Finanzanlage keine Zinseinnahmen entstehen, kann diese nicht als 


Finanzanlage einer Eigenkapitalverzinsung nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 Alt. 1 Strom­


NEV unterworfen werden (vgl. auch BGH, Beschl. v. 03.03.2009, EnVR 79/07, Rn. 


28). Werden durch den Netzbetreiber keine Zinsen für die ausgewiesenen Forderun­


gen geltend gemacht, zeigt das vielmehr, dass diese für den Betrieb des Netzes 


nicht notwendig sind. 


Der Netzbetreiber hat keine überzeugenden Gründe genannt, die eine Berücksichti­


gung von Finanzanlagen rechtfertigen könnten. 


- 77 ­



---~"--~-·
l Jmlaufverrnögen

-

Wie~ bereits dargelcoJgt, ist im Hinblick auf das für Liquiditätszwecke vorzuhaltende 

Umlaufvc~rn1ögen wundsätzlich davon auszugehen, dass ein eHizienter Netzbetreibc~r 

als betriebsnotwendiges Umlaufvermögen nicht mehr als 1/12 eines Jahresumsatzes 

vorhalten muss. Mindestens ein weiterer Monatsumsatz aus der laufenden Verein­

nahmung von Netzentgelten steht für Liquiditätszwecke ergänzend zur Verfügung. 

Die ferner monatlich aufwm;hsenden nicht zahlungswirksamen Anteile der monatli­

chen Netzentgelteinnahmen erhöhen ferner die Liquidität während des Jahres. 

Der aus dieser Rechtsauffassung für den Netzbetreiber resultierende Wertansatz 

findet in Bezug auf das vorhandene Umlaufvermögen mit Ausnahme evtl. Vorrats­

vermögen eines Verpächters keinen Ansatz. Verpächter erhalten eine Vergütung, die 

den korrespondierenden eigenen Aufwendungen entsprechen sollte. Werden die 

Vergütungen vorgangsbezogen weiterbelastet, ist diesen Weiterbelastungen lediglich 

der Charakter eines durchlaufenden Postens beizumessen. Nicht der Selbstorgani­

sation geschuldete Zahlungsschwankungen sind darüber hinaus für einen Verpäch­

ter generell nicht erkennbar. Notwendige liquide Mittel sind somit nicht betriebsnot­

wendig. Da der Netzbetreiber aufgrund seiner Betriebsverantwortung die im Übrigen 

benötigte Liquiditätsreserve im originären Netzbetrieb vorhält, kann im Gesamtkon­

text beim Verpächter daher außerhalb eines Vorratsvermögens kein betriebsnotwen­

diges Umlaufvermögen anerkannt werden. 

Grundstücke zu historischen AK/HK 

Grundstücke können nicht abgeschrieben werden. Aus § 7 Abs. 1 S. 3 StromNEV 

folgt zudem, dass Grundstücke im Rahmen der kalkulatorischen Eigenkapitalverzin­

sung zu historischen Anschaffungskosten anzusetzen sind. Planmäßige Abschrei­

bungen sind nach § 253 Abs. 3 S. 1 HGB nur für solche Vermögensgegenstände 

· zulässig, deren Nutzung zeitlich begrenzt ist, wobei sich die zeitliche Begrenzung der 

Nutzung aus der Eigenart des Vermögensgegenstandes ergeben muss, was bei 

Grundstücken gerade nicht der Fall ist. In der Konsequenz sieht auch Anlage 1 zu § 

6 Abs. 5 S. 1 StromNEV für Grundstücke keine begrenzte Nutzungsdauer vor. So­

weit daher in abschreibungsfähigen Positionen, wie z. B. Bauten, Grundstücksanteile 

enthalten sind, müssen diese Positionen um die Grundstücksanteile gekürzt werden. 
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Steueranteil der Sondeq29sten mi( Rücldageanteil, Abzu9skaQital und das verzinsli: 
chfl Frerncll«;!Qitaj 

Das kalkulatorisch ;,.:u ermittrilndo Einenkapital wird durch die abzunfähigen Positio­

nen des Steueranteils der Sonderposten rnit Rücklageanlt~il, des Abzugskapitals und 

des verzinslichen Fremdkapitals gerninclert. 

Steueranteil der SonderQosten mit Rücklageanteil 


Rechtsgrundlage war § 247 Abs.3 HGB a. F.: Passivposten, die für Zwecke der 


Steuern vom Einkommen und vom E1trag zulässig sind, dürfen in der Bilanz gebildet 


werden. Sie sind als Sonderposten mit Rücklageanteil auszuweisen und nach Maß­


gabe des Steuerrechts aufzulösen. Einer Rückstellung beda1i es insoweit nicht. Nach 


Art. 66 Abs. 5 EGHGB dur'rten letztmals für das vor dem 1. Januar 201 O beginnende 


Geschäftsjahr Sonderposten mit Rücklageanteil im handelsrechtlichen Jahresab­


schluss gebildet und Wertansätze, die auf nur steuerlich zulässigen Abschreibungen 


beruhten, in die Handelsbilanz übernommen werden. Der darin enthaltene Steueran­


teil mindert die nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 bei der Ermittlung der kalkulatorischen Ei­


genkapitalverzinsung in Ansatz gebrachten betriebsnotwendigen Bilanzwerte der 


Finanzanlagen und des betriebsnotwendigen Umlaufvermögens. 


Abzugskapital 


Unter Abzugskapital versteht man das einem Unternehmen zinslos zur Verfügung 


stehende Fremdkapital. Zum Abzugskapital zählen z.B. Kundenanzahlungen, Rück­


stellungen, sonstige Verbindlichkeiten (Passivposition in der Bilanz), zinslose Gesell­


schafterdarlehen oder auch Lieferantenverbindlichkeiten. Es ist nach § 7 Abs. 2. S. 2 


StromNEV im Rahmen der Ermittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung 


jeweils der Mittelwert aus Jahresanfangs- und Jahresendwert der folgenden Positio­


nen zu bilden: 


Rückstellungen 


Rückstellungen sind Bestandteil des Fremdkapitals und bilden Verpflichtungen einer 


Unternehmung ab, bei denen weitergehende Kriterien noch nicht abschließend erfüllt 


sind. Hierzu zählen, dass Art, Höhe und Zeitpunkt des Eintretens der Verpflichtung 


mit genauer Wahrscheinlichkeit noch nicht bestimmt werden können (Beispiel: Ge­


währleistungsansprüche). Rückstellungen dienen nicht der Korrektur von Bilanzan­


sätzen, sondern sollen einen periodengerechten Erfolg einer Unternehmung auswei­
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sen. Dabei ist jedoch diEl rnö~Jliche Nutn1ng bilanzpolitischer 0pielräurne zu hinlflrfra­

gen. 


];_rhaltene Baukostenzuschüsse einschlier51ich gassivierter Leistungen der An: 

~chlussnehmer zur Erstattun_g von Netzanschlusskosten 


Die Position beinhaltet den Restwert der erhaltenen Baukostenzuschüsse und Netz­


anschlussl{Qstenbeiträge. Kalkulatorisch ist im Regime der StromNEV die aktivische 


Absetzung von Anschaffungs- und Herstellungskosten nicht zulässig. Es sind zwin­


gend Passivposten zu bilden, die gemäß § 9 Abs. 1 S. 2 und § 9 Abs. 2 StromNEV 


über eine Dauer von 20 Jahren linear aufzulösen sind. 


Betriebsnotwendiges Vermögen gemäß § 6 StromNEV (13NV 1) und betriebsnotwen­

diges Eigenkapital gemäß§ 6 StromNEV (BNEI< 1) 


Unter Berücksichtigung der zuvor aufgeführten berücksichtigungsfähigen kalkulatori­


schen Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und 


Herstellungskosten, der berücksichtigungsfähigen Finanzanlagen und des berück­


sichtigungsfähigen Umlaufvermögens ergibt sich das betriebsnotwendige Vermögen 


nach§ 6 StromNEV (BNV /) aus A.nlage 2a. 


Abzüglich des Steueranteils der Sonderposten mit Rücklageanteil, des Abzugskapi­


tals und des verzinslichen Fremdkapitals ergibt sich das betriebsnotwendige Eigen­


kapital nach § 6 StromNEV (BNEK /)aus Anlage 2a. 


Die hieraus resultierende Eigenkapitalquote gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 StromNEV ergibt 


sich aus Anlage 2a. 


Betriebsnotwendiges Vermögen gemäß§ 7 StromNEV (BNV II) und betriebsnotwen­


diges Eigenkapital gemäß§ 7 StromNEV (BNEI< II) 


Verzinsungsbasis der Eigenkapitalzinsen ist das betriebsnotwendige Eigenkapital, 


wie es in § 7 Abs. 1 S. 2 StromNEV vorgegeben ist. 


Im Überblick: 


- 80­



l<alk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnoiwendigen Altanlagen

w Tagesneuwerten * Eigenkapitalquote (max. 40 %) 

+ 	 l<alk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betrie/Jsnolwendigen Altanlagen

zu historischen Al<INI< *Fremdkapitalquote (min. 60 %) 

+ 	 l<alk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnolwendigen Neuanlagen

zu historischen Al<lf-11\ 

+ 	 Grundstocke zu historischen Al<lf-11< 

+ 	 betriebsnotwendige Finanzanlagen 

+ 	 betriebsnotwendiges Umlaufvermögen 

= 	 Betriebsnotwendiqes Vermögen II (BNV II) 

Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil 

Abzugskapital 

Verzinsliches Fremdkapital 

" 	 Betriebsnotwendiqes Eiqenkapital II (BNEI< II) 

 

 

 

Zur Ermittlung des betriebsnotwendigen Vermögens nach § 7 StromNEV (BNV II) 

sind somit die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebs­

notwendigen Alt- und Neuanlagen zu ermitteln. Hierbei sind die Anlagegüter des 

Sachanlagevermögens mit denjenigen kalkulatorischen Restwerten zu berücksichti­

gen, die bei der Bestimmung der kalkulatorischen Abschreibungen gern. § 6 Strom­

NEV anerkannt wurden. Darüber hinaus finden bei der Berechnung des betriebsnot­

wendigen Vermögens ggf. weitere Anlagegüter des Sachanlagevermögens, soweit 

deren Betriebsnotwendigkeit nachgewiesen wurde, Berücksichtigung, z. B. immateri­

elle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens sowie Geleistete Anzahlungen 

und Anlagen im Bau. 

Grundstücke sind gern. § 7 Abs. 1 S. 3 StromNEV bei der Ermittlung der kalkulatori­

schen Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten anzusetzen. 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 2 Nr.1, 2 i. V. m. § 6 Abs. 2 S. 4 StromNEV wird auch im Rah­

men der Berechnung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals die Eigenkapitalquote 

der Altanlagen auf höchstens 40 % begrenzt. In der Konsequenz dürfen die kalkula­

torischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen 

zu Tagesneuwerten maximal mit einem Anteil von 40 % in die Bestimmung der Basis 

der Eigenkapitalzinsen einfließen. Da die Fremdkapitalquote die Differenz zwischen 

100 % und der Eigenkapitalquote ist(§ 6 Abs. 2 S. 5 StromNEV), müssen die kalku­

latorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanla­
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gen zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten entsrrechend rnit min­

destm1s HO % gewichtet werden. 

Übersteigt die ermittelte Eigenkaritalquote, die sich aus /c\nla~Je 2a ergibt, einen An­

teil von 40% so ist diese gemäf~ § ß Abs. 2 S. 4 StrornNEV auf 40 % zu begrenzen. 

Unter Zugrundelegung dieser Eigenkapitalquote ergibt sich das betriebsnotwendige 

Vermögen gemäf~ § 7 StromNEV (BNV II) aus Anlage 2a. Das betriebsnotwendige 

Eigenkapital gemäß.§ 7 StromNEV (BNEK II) ergibt sich aus Anlage 2a. 

Ermittlung des die zugelassene Eigenkapitalquote von maximal 40 % übersteigenden 
Eigenkapitalanteils 

Nach § 7 Abs. 1 S. 5 StromNEV ist der die zugelassene Eigenkapitalquote von ma­

ximal 40 % übersteigende Anteil des Eigenkapitals nominal wie Fremdkapital zu ver­

zinsen. Soweit das nach § 7 Abs. 1 StromNEV berechnete betriebsnotwendige Ei­


genkapital (BNEK II) mehr als 40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebs­


notwendigen Vermögens (BNV II) beträgt, ist folglich das betriebsnotwendige Eigen­


kapital (BNEK II) in zwei Anteile zu zerlegen. Zu bestimmen ist zunächst der Anteil 


des Eigenkapitals, der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht überschreitet (BNEK 


II:> 40 %), sodann der Eigenkapitalanteil, der die zugelassene Eigenkapitalquote 


übersteigt (BNEK II > 40 %). 


Bei einer Eigenkapitalquote von mehr als 40 % ist der die zugelassene Eigenkapital­


quote nicht übersteigende Eigenkapitalanteil (BNEK II:> 40%) wie folgt zu ermitteln: 


BNEK II:> 40% =BNV II* 0,4 

Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Eigenkapitalanteil im Sinne 

von § 7 Abs. 1 S. 3 StromNEV (BNEK II> 40%) errechnet sich dann nach folgender 

Formel: 

BNEK II> 40% =BNEK 11-BNEK II:> 40% =BNEK II - (BNV II* 0,4) 

Soweit das nach § 7 Abs. 1 S. 2 StromNEV berechnete betriebsnotwendige Eigen­

kapital (BNEK II) nicht mehr als 40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebs­

notwendigen Vermögens (BNV II) beträgt, hat demgegenüber keine Aufteilung des 

BNEK II zu erfolgen. Denn ein die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigender 

Anteil des Eigenkapitals ist in diesem Fall nicht gegeben. 
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Errni\iluq9 des auf dieJ\jeu· und Altanlagc,m e11ifallendlö)n Anteilsam l:Oi9enkaQital 


Zur Festle9ung der Elasis für die EigGnkapitalverzinsung ist das betriebsnolwenclige 


l:'.igenkapital (1:3Nl:öl< II) '"uf Neu und Altanlagen aufzukiilen (§ 7 Abs. 3 S. ·1 Strorn­


NEV). Die Aufmilung erfolgt nach den Maßgaben, wie es in § l Abs. 3 S. 2 und 3 


StromNEV vorgegeben ist Der Anteil der l<alkulatorischen Hestwerte der Neuanla­


gen zu Anschaffungs- und Herstellungskosten (Anteil SAVneu) ergibt sich aus dem 


Quotienten aus den kalkulatorischen Restwe1ien der Neuanlagen zu Anschaffungs­


und Herstellungskosten und den kalkulatorischen Restwerten des gesamten Sachan­


lagevermögens und somit der Summe aus den kalkulatorischen Restwerten (HW) 


der Alt- und Neuanlagen (SAValt und SAVneu). 


l<alk. RW des Sachanlagevermögens der Neuanlagen zu Al<IHI< 

/ 	 [ l<alk. RW des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu 

Tagesneuwerten *Eigenkapitalquote nach§ 6 Abs. 2 StromNEV (max. 40 %) 
+ 	 l<alk. RW des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu 

historischen Al<IHI< *Fremdkapitalquote nach § 6 Abs. 2 StromNEV (min. 60 %) 

+ l<alk. RW des Sachanlagevermögens der Neuanlagen zu historischen Al<IHI<] 

= Anteil SA Vneu 

Der Anteil der Altanlagen am Sachanlagevermögen (Anteil SAValt) ergibt sich aus 


der Differenz zwischen 100 % und dem Anteil des Sachanlagevermögens der Neu­


anlagen (Anteil SAVneu). 


Der Anteil der Neuanlagen am Eigenkapital ergibt sich aus Anlage 2a. 


Der Anteil der Altanlagen am Eigenkapital ergibt sich aus Anlage 2a. 


Ermittlung der Zinsen für die beiden Eigenkapitalanteile 


Die Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur hat mit Beschluss vom 31.10.2011, 


unter dem Aktenzeichen BK4-11/304, den Eigenkapitalzinssatz für den Anteil des 


Eigenkapitals, der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht übersteigt, für Neuanla­


gen auf 9,05 % und für Altanlagen auf 7, 14 % nach Gewerbesteuer und vor Körper­


schaftsteuer festgelegt. 


Die Verzinsung des Eigenkapitalanteils, der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht 


übersteigt, errechnet sich demnach wie folgt: 


BNEK II~ 40% * Anteil SAVneu * 9,05 % + BNEK II~ 40% * Anteil SAValt * 

7, 14 % 
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Verfügt der Nc~i7'.bc~trniber hingegen nicht über Sciclmnlagc~verrnögcm sind die Bilanz­

werte mit dem für Neuanlagen yelienclen Eoigenl<apitalzins zu verzinsc~n. 

Der die zugelassene Ei[Jenlcapitalquoi<~ übersteiyencle Anteil cfos Ei[Jenkapitals wird 

gern. § "7 Abs. 7 StrornNEV verzinst(§ 7 Abs. 1 S. 5 StromNEV). Der Zinssatz ergibt 

sich gern. § 7 Abs. 7 S. 1 StrornNEV aus dem arithmetischen Mittel des auf die letz­

ten zehn ab[Jeschlossenen Keileneierjahre bezo[Jenen Durchschnitts von drei durch 

die Deutsche Bundesbank verä"ffentlichten Reihen. Im Einzelnen ergeben. sich die 

Werte aus der „Urnlaufsrenclite festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emitlenten 

- Anleihen der öffentlichen Hand", aus „Urnlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere 

inländischer Emittenten - Anleihen von Unternehmen (Nicht-MFls)" sowie aus der 

„Umlaufsrenclite inländischer Inhaberschuldverschreibungen - Hypothel<enpfandbrie­

fe".2 Weitere Zuschläge sind gern. § 7 Abs. 7 S. 2 StromNEV unzulässig. 

2004 

2005 

2006 

2007 

2008 

2009 

2010 

2011 

~[1~~~i~i
·-re 

3,78 

3,73 

3,17 

3,74 

4,26 

4,04 

3,08 

2,43 

3,73 

3,55 

3,06 

3,78 

4,42 

4,46 

3,28 

4,98 

4,00 

3,70 

4, 15 

5,04 

6,27 

5,54 

Da die Zinsreihen beim Statistischen Bundesamt für alle Papiere als Monatswerte 

geführt werden, wurde zunächst ein Jahresmittelwert jeweils für die Jahre 2002 bis 

Diese Reihen können auf der Internetseite des Statistischen Bundesamtes 
http://www.bundesbank.de, unter dem Pfad: „Geld- und Kapitalmärkte > Zinssätze und 
Rend.iten > Zeitreihen: Zinssätze und Renditen > Umlaufsrenditen festverzinslicher Wertpa­
piere inländischer Emittenten" abgerufen werden. Link: 
http://www.bundesbank.de/Navigation/DE/Statistiken/Zeitreihen_Datenbanken/Makrooekon 
omische_Zeitreihenlits_list_node.html?listld=www_s140_it01 
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?01 '1 aus den eim:elnen Monatswc~rlen gebildet. Aus den Mittc~lwertc~n der einzelnen 


,Jahrnsscheibc~n wurde sodann ein 10-Juhres-Durchschnitt gebildet. Es leitet sich für 


dic'l genunnten Papiere irn Zeitraum 2002 bis 201 ·1 eine durchschnittliche F{endi\El von 


3,98 % ab. Hierbei wurden die un~Jerundeten Werte verwendet. 


Berücksichtigungsfähige EigenkaQitalverzinsung 


Die kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung ergibt sich in Surnrne uus Anlage 2a. 


Position ,.4. Kalkulatorische Gewerbesteuer" 


Gemäß § 8 StrornNEV kann irn Rahmen der Ermittlung der Netzl<0sten die eiern 


Netzbereich sachgerecht zuzuordnende Gewerbesteuer als kalkulatorische Kosten­


position in Ansatz gebracht werden. Bei der Genehmigung der Netzentgelte wird da­


her ein kalkulatorischer Gewerbesteueransatz auf der Grundlage der anerkannten 


kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung berücksichtigt. Bei eiern von der Bundes­


netzagentur festgelegten Eigenkapitalzinssatz handelt es sich um einen Zinssatz 


nach Gewerbesteuer und vor Körperschaftsteuer (BR-Drs. 247/05 S.30). 


Die nach § 8 StromNEV anerkennungsfähige Gewerbesteuer ist allein nach den kal­


kulatorischen Maßstäben der StromNEV zu ermitteln. Die in der netzspezifischen 


Gewinn- und Verlustrechnung als zusätzlicher Gewinn erscheinende Differenz zwi­


schen den kalkulatorischen Abschreibungen und den bilanziellen Abschreibungen 


(sog. Scheingewinn bzw. -verlust) ist somit nicht Teil der Bernessungsgrundlage für 


den kalkulatorischen Gewerbesteueransatz. Dies ist von der höchstrichterlichen 


Rechtsprechung bestätigt worden (siehe etwa BGH v. 14.08.2008, KVR 34/07 - SW 


Speyer, Rn. 86 ff.). 


Entsprechend einem rein kalkulatorischen Ansatz wird auf die zusätzliche Berück­


sichtigung von weiteren Zurechnungen und Kürzungen bei der Bemessungsgrundla­


ge verzichtet (BGH, KVR 81/07, S. 10). 


Die kalkulatorische Gewerbesteuer wurde nach der Formel 


[BNEK lls40% * Anteil SA Val! * 7, 14 % + BNEK II s 40% * Anteil SAVneu * 

9,05 % * + BNEK II> 40% * 3,98 %] * Hebesatz * Messzahl 

berechnet. Die zu berücksichtigende kalkulatorische Gewerbesteuer wird in Anla­

ge 2a ausgewiesen. 
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6.2 Aufwcmchmgen für dul'ch Drif.te el'brachte Botriebsfil111·ung 

Wie oben aus(Jeflihrt sind särntliGl1e in dieser Lwischendokurnontation aufgeführten 

Standpunkte und Rechtsauffassunnen auf den Dienstleister eines Net.dJetreibers 

llbertranbar. Nur so kann sichornestellt werden, dass ein Dienstleistunnsentnelt nicht 

die l<osten dc~r Selbsterbrinoung der Dienstleistunn übersteigt. 

Position „1.1.1.3. Betriebsverbraucll'.: 


Die Position urnfasst den Betran, den der Netzbetreiber zur einenbetrieblichen Nut­


zung verwendet. Dieser auf tatstichlich nernessenen Werten beruhende Letztver­


brauch (Strom, Gas, Wasser etc.) rnuss durch Rechnungsstellung nachweisbar sein. 


Der Strornverbrauch muss dabei den Effizienzanforderungen insoweit genüfJen, als 


dass l<eine überhöhten Strombeschaffungspreise in die l<alkulation Eingann finden. 


Als Vergleichsmaßstab ist das Beschaffungspreisniveau der Verlustenergie gemäß 


FSV Verlustenernie heranzuziehen. 


Bei der vorn Netzbetreiber für den Betriebsverbrauch angegebenen Menge von 


flllllll-~ kWh und dern zulässigen Verlustenergiepreis von ~ct/kWh ergeben 


sich anzuerl<ennende Aufwendungen für Betriebsverbrauch Strom in Höhe von 


.....€. 

Die l<ürzung erfolgt lediglich für den Betriebsverbrauch im Strombereich, da dort 

€ angesetzt wurden; es erfolgt eine Kürzung in Höhe von €.Die 

übrigen Eigenverbräuche werden anerkannt. 

Position „1.2.1. Löhne und Gehälter sowie 1.2.2.2. Altersversorgung" 


Der Netzbetreiber hat jeweils anteilig eine Personalrücl<stellung in Höhe von 


€ (Tabellenblatt A3 „Rückstellungsspiegel 2011" Zelle R 131) angesetzt. 

Bei diesem Ansatz handelt es sich jedoch um eine Rückstellungsauflösung. 


Es werden daher von der Bundesnetzagentur die l<osten in der Position 1.2.1. Löhne 


Uhd Gehälter um •jf) 1 · €erhöht, die zuvor vorn Netzbetreiber in der Überleitungs­


rechnung gekürzt-worden waren. 


l(orrespondlerend hierzu werden in der Position 5.3.3. Sonstige Erträge die Erträge 


aus der Auflösung von Sonstigen Rückstellungen in Höhe von· [J 

rechnet. 


Diese Umbuchung verhält sich ergebnisneutral. 




Position „2. Abschroibunoeri" 

l'lanmäßige odor außerplanmfü~ige Wertmindc-m111r1en von Vc-nmöyensgegenstlinden 

werden in der Abschroibung erfusst. Die fnr dio Notzentgeltkulkulution maßgebliche 

Abschreibuny ist jedoch anders als bei aufwandsgk"lichen l<osten im Sinne der §§ 4 

und 5 StromNEV nicht wertmäßiu aus der GuV Cibertraubar. Diese wird stattdessen 

auf Grundlaue des § 6 StromNEV rein kalkulatorisch ermittelt und ersetzt somit den 

handelsbilanziellen Wert. Damit wird die Gewährleistunu eines lanufristig angeleuten, 

leistunusfähiuen und zuverlässigen Netzbetriebs gesichert: Die Wertrniriderunu der 

betriebsnotwendiuen Anlageunter ist als l<ostenpositlon bei der Errnittlunu der Netz­

kosten in Ansatz zu brinuen (§ 6 Abs. 1 S. 1 StrornNEV). 

Für die Ermittlung der l<alkulatorischen Abschreibungen und der kalkulatorischen Ei­

genkapitalverzinsunrJ ist die Bestimmung der kalkulatorischen Hestwerte des Sach­

anlageverrnögens erforderlich. Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibun­

gen ist gemäß § 6 Abs. 1 S. 3 StromNEV zu unterscheiden nach Anlagegütern, die 

vor eiern 01.01.2006 aktiviert wurden (Altanlage), und Anlageuntern, die ab dem 

01.01.2006 aktiviert wurden (Neuanlage). 

Bei Altanlagen werden für den eigenfinanzierten Anteil des Anlagevermögens (ma­

ximal 40 %) Tagesneuwerte als Basis für die weiteren Berechnungen herangezouen 

(§ 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 StromNEV). Die Tagesneuwerte werden mittels Indexierung 

der historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten ermittelt. Für den frerndfi­

nanzierten Anteil des Anlagevermögens bilden die jeweiligen historischen Anschaf­

fungs- und Herstellungskosten den Ausgangspunkt für die weitere Wertermittlung 

(§ 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 StromNEV). 

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen sind gem. § 6 Abs. 4 Strom­

NEV ausgehend von den jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskos­

ten nach der linearen Abschreibungsmethode jahresbezogen (§ 6 Abs. 5 S. 3 und 4 

StromNEV) zu ermitteln. 

Dementsprechend sind zunächst die originären historischen Anschaffungs- und Her­

stellungskosten zu identifizieren. Netzkäufe und vergleichbare Fallgestaltungen dür­

fen nicht dazu führen, dass diese Berechnungsgrundlagen verfälscht werden. Daher 

Ist sicherzustellen, dass derartige Wertansätze nicht an die Stelle der originären An­

schaffungs- und Herstellungskosten treten und die Meldungen der Anschaffungs­
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und l lcirstellunnskoston von eventuellen l<aufpreisen etc. mir. bereiniot werden. An„ 

schlioßHnd sind mm den orioinl1ren historischen /\nschaffunos·· und 1lorstellungskos·· 

!<m mithilfe von ~'reisindizm; Tanesneuwo1te zu bmitilrnnon, um dio einonlinanzie11en 

Abschreibun9santeile der Altanlanen berechnen zu können. Aus der ~Jewichteton 

13ostilrnnunn der Anscliaffunnsrestwerte der Altanlanen zu Tanesneuwerten und zu 

Anschaffunns- und Herstellunnskosten sowie den Hestwer!en der Neuanlagen wird 

schließlich die kalkulatorische ,Jahresabschreibunn bestimmt. 

Historische Anschaffunqs„ ur_1d Herstellungskosten, 


Die historischen Anschaffungs- und Herstellunnskosten sind in § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 


StromNEV legal definiert als die im Zeitpunkt ihrer Errichtung erstmalig aktivierten 


Anschaffungs- und Herstellunnskosten. 


Entscheidend bei der für die kalkulatorische ßerechnunn des Sachanlagevermögens 

relevanten Anschaffungs- und Herstellungskosten eines Anlagengutes ist, dass sie 

den historischen Anschaffungs„ und Herstellungskosten entsprechen (vgl. § 6· Abs. 3 

und 4 StromNEV). Maßgeblich ist also der Zeitpunkt der Errichtung und Begründung 

der erstmalig al1tivierten Anschaffungs- und Herstellungskosten. Diese Vorgabe ver„ 

bietet es grundsätzlich, Anschaffungs- und Herstellungsl<osten z.B. durch eine Rllck„ 

rechnung anhand zeitnaher üblicher Anschaffungs- und Herstellungskosten unter 

Einbeziehung qualitativer Veränderungen des zu betrachtenden Gutes zu ermitteln. 

Nach § 6 Abs. 3 und 4 StromNEV bilden die jeweiligen historischen Anschaffungs„ 

und Herstellungskosten den Ausgangspunkt mr die Wertbestimmung des Sachanla­

gevermögens, insofern die in Rede stehenden Vermögensteile betriebsnotwendig 

sind. Zum betrlebsnotwendigen Vermögen gehören alle Vermögenswerte, die dem 

Ablauf des Geschäftsbetriebs zu dienen bestimmt sind. Nicht betriebsnotwendige 

Vermögensteile sind nicht anzusetzen. Das Mengengerüst darf somit nur in Betrieb 

befindliche Vermögensgegenstände umfassen. 

Nicht aktivierten sondern z.B. llber lnstandhaltungsaufwand finanzierten Vermö­

gensgegenständen fehlt die Ansatzfähigkeit schon dem Grunde nach. Da unterstellt 

werden muss, dass diese Beträge in der Vergangenheit schon wieder verdient wur„ 

den, ist der Netznutzer nicht durch erneuten Ansatz als Anschaffungs- und Herstel­

lungskosten zu belasten. Dementsprechend sind Ansätze der Anschaffungs„ und 

Herstellungskosten seit 2006 dahingehend zu beleuchten, ob das Prinzip der Bilanz­
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sletigkeit bzw. der Bewertungsstetigkeit 13erücl<sichtigung fand. Die aufgrund des 

Enlfallcms einer jährliclwn Prüfung eröffnete Möglichkeit, Al<livierungswahlrechte 

stärker als bishc~r zu nutzen und lnstandhaltunnsaufwand zu aktivioren darf nicht zu 

gestalteten Mehrkosten führen. Der ersparte Aufwand wlirde sonst zweimal zurück 

vernOtet, zunächst in der nicht durch Eflizienzsteinerungen unterschrittenen Erlös· 

obergrenze und dann in Form erhöhter l<apitalkosten (sog. OPEX-CAPEX-Switch). 

Veränderum1 der historischen Anschaffungs-Jmd Herstellung!lliosten 

Nach § 6 Abs. 3. und 4 StromNEV bilden die jeweiligen historischen Anschaffw1ns­

und Herstellungskosten den Ausgangspunkt für die WertbestimmunrJ des Sachanla­

gevennögens, insofern die in Rede stehenden Vermögensteile betriebsnotwendig 

sind. Zum betriebsnotwendinen Vermögen gehören alle Vermögenswerte, die dem 

Ablauf des Geschäftsbetriebs zu dienen bestimmt sind. Nicht betriebsnotwendige 

Vermögensteile sind nicht anzusetzen. 

Entscheidend bei den für die kalkulatorische Berechnung des Sachanlagevermögens 

relevanten Anschaffungs- und Herstellungskosten eines Anlagengutes ist es, dass 

sie den historischen Anschaffungs" und Herstellungskosten entsprechen (vgl. § 6 

Abs. 3 und 4 StromNEV). Maßgebli.ch ist also der Zeitpunkt der Errichtung und Be­

gründung der erstmalig aktivierten originären Anschaffungs- und Herstellungskosten. 

Neubewertungen und Umbuchungen sind für die l<alkulatorische Bewertung in der 

StromNEV unzulässig, um das Abschreibungsverbot unter Null nach § 6 Abs. 5 und 

§ 6 Abs. 7 StromNEV sicherzustellen. Dementsprechend werden in der StromNEV­

l<alkulation - dem Gedanken des Ersatzes der HGB-Regeln durch die l<alkulations­

vorgaben folgend - sämtliche Veränderungen, z.B. aufgrund erlaubter degressiver 

oder anderer Sonderabschreibungen, grundsätzlich unzulässig. Lediglich wenn ein 

Wirtschaftsgut die Sphäre der Regulierungsbasis durch Ausscheiden aus de(Tl Anla­

gevermögen verlässt, ist die Berechnungsgrundlage originärer Anschaffungs- und 

Herstellungskosten außer Ansatz zu bringen. Analog sind auch sämtliche nachträgli" 

ehe Veränderungen von Anschaffungs- und Herstellungskosten nicht berücksichti­

gungsfählg. Diese gelten als neue originäre Anschaffungs- und Herstellungskosten 

der jeweiligen Anlagengruppe Im Jahr der erstmaligen Aktivierung. Die einmal ge­

wählte Nutzungsdauer und das ursprüngliche Zugangsjahr sind unverändert fortzu­

führen, um das in § 6 Abs. 5 und § 6 Abs. 7 StromNEV vorgegebene Verbot von Ab­

schreibungen unter Null umzusetzen. 
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Nobon den originären Anschaffungs- und Herstellungskosten sind nach Maßgabe 

des § U Abs. G S. 2 stromNl::V die jeweils flir t~ine Anlage in Anwendung nebrachte 

belriebsgewöhnliche Nutzungsdauer flir die Hestdnuor Ihrer knlkulntorlschen Ab· 

schreibun!J unverändert zu lassen. 

Die historischen Anschaffungs- und Horstellungskosten des Basisjahres 2006 mit 

den zum damalioen Zeitpunl<t [Jewählten Zuganusjahren und Zuordmmoen zu den 

jeweilioen Anlagen[Jruppen wurden im Rnh1rnm des Beschlusses Bl<8-07/182 be­

reits geprüft und festoestellt und sind grundsätzlich unverändert fortzuführen, es sei 

denn Anlagenabgänoe mindern den Anlagenbestand. Umbuchungen zwischen den 

Anlagen[Jruppen oder Veränderun[Jen in den Zunangsjahren sind laut StromNEV­

Vorgaben insofern nicht nachzuvollziehen und um:ulässlg, da durch die entspre­

chenden Veränderunnen bereits verdiente Abschreibungen und Restwerte erneut in 

Ansatz gebracht werden könnten. Die Beschlusskammer ergänzt Zugänge im Anla„ 

nevermögen der Jahre 2007 - 2011 um die betriebsnolwendigen Anschaffungs- und 

1-1 erstell u ngskos ten. 

Abgänge im Anlagevermöqen Altanlagen 


Anschaffungs- und Herstellungskosten vorzeitig außer Betrieb genommener Vermö­


gensgegenstände sind nicht zeitgleich mit dem Ersatzvermögensgegenstand be­


rlicksichtigungsfähig. Anlagengliter, die vorzeitig außer Betrieb genommen werden, 

führen insofern zu einer Verringerung der jeweiligen Anschaffungs- und Herstel­

lungskosten im Zeitpunkt der Errichtung und Begründung der erstmalig aktivierten 

Anschaffungs- und Herstellungskosten ..Diese verlassen den Netzbetrieb. Die kalku­

latorische Nutzungsdauer endet mit dem bilanzlellen Anlagenabgang und führt zu 

einer Sonderabschreibung in Höhe des kalkulatorischen Restwerts des Anlagengu­

tes, etwaige Erlöse aus der Veräußerung des Anlagengutes sind dabei l<osten min­

dernd anzusetzen. Die Beschlusskammer berücl<sichtigt insofern die Anlagenabgän­

ge in den Anschaffungs- und Herstellungskosten und die korrespondierende Sonder­

abschreibung In Höhe des kalkulatorischen Restwerts, insoweit diese im Basisjahr 

auftritt. Schließlich sind auch Minderungen des Anteils des Stromnetzes an Anlagen­

gütern des gemeinschaftlich genutzten Bereichs eines Versorgungsunternehmens 

als Anlagenabgang zu klassifizieren. 



Zugänge 
-~·~-............... 

im Anlagevermöqen . . Altanla[llill 
. . 

Als nachtrüglichf~ Anschaffungskosten ist i'.ll verstehen, dass die Anschaffungskosten 


einer Anlage z.Ll. durch C:1weitorung oder Erneuerunn nachtrüglich orhöht werden. 


Hierbei werden hundelsrechtlich im Re[Jelfall die nachtrü[Jlichen Anschaffungs- und 


Herstellunriskosten im Zugangszeitpunkt der Errichtung und Begründung der ur·· 


sprOnglichen Anlage erfasst. l<alkulatorisch sollten diese jedoch aufgrund der oben 


geschilderten Vorgabe der StromNEV als neue Anschaffungs- und Herstellungskos­


ten im ,Jahr der erstmaligen Aktivierung erfasst werden. 


Tagesneuwerte 


Die Anwendung von Indexreihen dient dazu, l<osten der anlagenspezifischen Inflati­


on bei der Netzentgeltkalkulation zu berllcksichtigen. Indexreihen geben wieder, in­


wiefern sich l<osten der Wiederbeschaffung bestimmter Anlageguter im Zeitablauf 


entwickeln. Damit soll dem Netzbetreiber ermöglicht werden, das Anlagevermögen 


zu erhalten. Nicht zuletzt im politischen l<ompromisswege sind unterschiedliche Be­


wertungsmaßstabe für Altanlagen (vor dem 01. 01. 2006 aktiviert, Nettosubstanzer­


haltung) und Neuanlagen (Realkapitalerhaltung) vorgegeben worden. 


Fllr den eigenfinanzierten Anteil der Altanlagen ist der Tagesneuwert und damit eine 


Indizierung maßgeblich (§ 6 Abs. 1, Abs. 2 S. 2 und Abs. 3 StromNEV). Der Tages­


neuwert wird von der Verordnung selbst definiert als der "unter Berllcksichtigung der 


technischen Entwicklung maßgebliche Anschaffungswert zum jeweiligen Bewer" 


tungszeitpunkt" (§ 6 Abs. 3 S. 1 StromNEV). Dieser al<tuelle Anschaffungswert ist, so 


die weitere Vorgabe der Verordnung, durch Umrechnung der historischen Anschaf­


fungs- und Herstellungskosten zu ermitteln. 


Nachdem die Verordnung zur Änderung von Verordnungen auf dem Gebiet des 


Energiewirtschaftsrechts vom 14.08.2013 in l<raft getreten ist (BGBI. 1 2013 Nr. 50, 


21.08.2013, S. 3250 ff.) sind gemäß § 6 Abs. 3 S. 2 i.V.m. § 6a Abs. 1 StromNEV 


folgende Indexreihen des Statistischen Bundesamtes heranzuziehen 


1. für die Anlagengruppe der Grundstücksanlagen und Gebäude der Anlage 1 

die Indexreihe Gewerbliche Betriebsgebäude , Bauleistungen am Bauwerk, ohne 

Umsatzsteuer (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Preisindizes für die Bauwirt­

schaft); 

2. für die Anlagengruppe der l<abel der Anlage 1 
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a) die lndexrnihe 01isl<anäle, l:lauleistungen rnn l:lauwerk (liefbau), ohne Um· 

satzsteul~r (Statistisches Bundmmmt, Fachserie '17, rreisindi;rns fllr die ßauwil t­

schafl) mit einem Anteil von '70 Prozent und 

b) der Index Andere elektrische Leiter flir eine Spannung von mehr als 1 000 Volt 

(Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Index der E1zeugerpmise gewerblicher Pro­

dukte) mit einem Anteil von 30 Prozent; 

3. für die Anlagengruppe der Freileitungen der Anlage 1 

a) die Indexreihe Ortskanäle, Bauleistungen am Bauwerk (Tiefbau), ohne Um­

satzsteuer (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Preisindizes für die Bauwirt­

schaft) mit einem Anteil von 50 Prozent, 

b) der Index Andere elektrische Leiter für eine _Spannung von mehr als 1 000 Volt 

(Statistisches B\mdesamt, Fachserie 17, Index der Erzeugerpreise gewerblicher Pro·· 

dulde) mit einem Anteil von 15 Prozent und 

c) der Index Türme und Gittermaste, aus Eisen oder Stahl (Statistisches Bun­

desamt, Fachserie 17, Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte) mit einem 

Anteil von 35 Prozent; 

4. für die Anlagengruppe der Stationen der Anlage 1 

a) die Indexreihe 01tsl<anäle, Bauleistungen am Bauwerk (Tiefbau), ohne Um­

satzsteuer (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Preisindizes für die Bauwirt­

schaft) mit einem Anteil von 35 Prozent und 

b) der Index für Erzeugerpreise gewerblicher Produkte gesamt (ohne Mineral­

ölerzeugnisse) (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Index der Erzeugerpreise 

gewerblicher Produkte) mit einem Anteil von 65 Prozent; 

5. für alle übrigen Anlagengruppen, mit Ausnahme der Anlagengruppe 1.1. 

Grundstocke der Anlage 1, ist die Indexreihe für Erzeugerpreise gewerblicher Pro­

dukte gesamt (ohne Mineralölerzeugnisse) (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, 

Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte). 

Ermittlung der kall<ulatorischen Jahresabschreibung und Restwerte 

Die jährlichen kalkulatorischen Abschreibungen ergeben sich aus der Summe der 

Einzelabschreibungen aller Sachanlagen. Hierbei ist zwischen Altanlagen (vor dem 

01.01.2006 aktiviert) und Neuanlagen (ab dem 01 .01.2006 aktiviert) zu unterschei­



den. /\lt- und Neuanlagen untersclmiden sich dadurch, dass für Altanlagen -~ im Ge­

gensatz zu den Neuanlagen·· eirw llewe1tung uuf llasis der Tagesneuwc-Hte }Jernfü~ 

§ G /\bs. ?., :) und /) StromNEV vorzurHihmen ist. Die l<nlkulatorischen Abschreibun­

[Jen sind gem. § G Abs. !i S. 3 StromNEV jahresbezogen zu ermitteln. Dafür ist nach 

§ GAbs. 5 S. /) StromNEV jc-iwHils ein Zugang des Anlagegutes zum 1. Tag des Ge­

schfütsjahres zu Grunde zu k-i9Hn, in dem die /\nschafflm9 erfolgte. 

Grundstocke können nicht nbgeschrieben werden. /\us § 7 Abs. 1 S. 3 StromNEV 

fol9t zudem (s. auch zur Ei9enkapi!c1lverzinsung), dass Grundstücl<H im Rahmen der 

kall<ulntorischen Ei9enl<apitalverzinsun9 zu historischHn /\nschaffun9skosten anzu­

setzen sind. Planmäßige Abschreibungen sind nach § 253 Abs. 3 S. 1 HGB nur für 

solchH Vermögensge9enstände zulässig, deren Nutzung zeitlich begrenzt ist, wobei 

sich die zeitliche Begrenzung der Nutzung aus der Eigenart des Vermögensgegen­

standes er9eben muss, was bei Grundstlicl<en gerade nicht der Fall ist. In der Kon­

sequenz sieht auch Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S ..1 StromNEV flir Grundstücke keine 

begrenzte Nutzungsdauer vor. Soweit daher in abschreibungsfähi9en Positionen, wie 

z. B. Bauten, Grundstllcl<santeile enthalten sind, mllssen diese Positionen um die 

Grundstücksanteile geklirzt werden. 

!<alkulatorische Jahresabschreibung flir Altanlagen 

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Altanlagen sind unter Berlicl<sichtung der 

Eigenkapitalquote nach der linearen Abschreibungsmethode zu ermitteln (§ 6 Abs. 2 

S. 1 StromNEV). Der eigenfinanzierte Abschreibungsanteil der Altanlagen ist der zu 

Grunde zu legende Restwert zu Tagesneuwerten multipliziert mit der Eigenkapital­

qUote und geteilt durch die anwendbare Restnutzungsdauer; der fremdfinanzierte 

Abschreibungsanteil der Altanlagen ergibt sich aus den relevanten Restwerten zu 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten multipliziert mit der Fremdkapi­

talquote und geteilt durch die anwendbare Restnutzungsdauer (§ 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 

i. V. m. § 6 Abs. 3 S. 1 und 2 StromNEV; § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 StromNEV). 

Die rechnerische Ermittlun9 der Jahresabschreibungen ist flir die Kalkulation nach 

StromNEV durch § 6 Abs. 2, 5 1. V. m. § 32 Abs. 3 und § 6 Abs. 6 S. 5 StromNEV 

geregelt. Der kalkulatorische Abschreibungsbetrag einer Altanla9e ist nach folgender 

Formel zu ermitteln:· 

Rest,ve11rNWi Ilest,vet1AKlllKJ
Knlk.Jahresnbscluelbung; ~ ' · x EKQuote+ x FKQuote

Restnutzungsdnue1; Restnutzu 11gsdnue1; 



Hierb<~i ist die" l~ostnut;wnrJsdauer cles Anlagegutes i (Hnstnutzungnclaueri) gleicli dor 

Differenz aus clor Nutzungsdauer nach Anlage 1 zu § 6 Abs. li S. 1 StrornNEV und 

cler Anzahl der vergu11ge11en Jalire seit Errichtung cles /\nlageuutc~s. ·111 der Formel 

beschreiben der Restwert TNW,i den kalkulatorischen Restwert der Anlage i zu Ta· 

gesneuwerlen und der Restwert Al\/Hl<,i den kalkulutorischen Hestwert der Anlage i 

zu Anschaffungs„ und Herstellungskosten. 

J<alkulatorische Jahresabschreibunq fllr Neuanlaillill 

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen sind ausgehend von den je­

weiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten nach der linearen Ab­

schreibungsmethode zu ermitteln. Die kalln1latorische Jahresabschreibung ergibt 

sich demnach aus dem Quotienten der historischen Anschaffungs- und Herstellungs„ 

kosten und der nach Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 StrornNEV gewählten Nutzungs„ 

dauer. Eine Bewertung auf Basis cler Tagesneuwerte entfällt für Neuanlagen gemäß 

§ 6 Abs. 4 StromNEV. 

Die rechnerische Ermittlung der Jahresabschreibungen ist für die l<alkulation nach 

StromNEV durch § 6 Abs. 4, 5 und 6 S. 5 StromNEV geregelt. Der kall<ulatorische 

Abschreibungsbetrag einer Neuanlage ist demnach entsprechend folgender Formel 

zu ermitteln: 

AK/HK
Kalk.Jnhresnbschreibung 1= --~ 1 ND; 

Ermittlung der kall<ulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens 


Die kalkulatorischen Restwerte zum 31.12.2011 ermitteln 'sich auf Basis der histori„ 


sehen Anschaffungs- und Herstellungskosten unter Abzug der vom Anschaffungsjahr 


bis zum Jahr 2011 entstandenen kalkulatorischen Abschreibungen. 


Für die Bestimmung der Netzentgelte nach StromNEV sind nach § 32 Abs. 3 Satz 1 


StromNEV die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens für den eigen-

finanzierten Anteil auf Tagesneuwertbasis nach § 6 Abs. 3 StromNEV, für den frernd­


finanzierten Anteil anschaffungsorientlert zu bestimmen und anlagenscharf zu doku­


mentieren. 
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Dabei sind nach § 32 Abs. 3 Salz 2 StrornNEV die seit Inbetriebnahme der Sachan­

lafJ("fJOter der kalkulatorischen Abschreibung tatsächlich zu Grunde gelc~o1<~11 Nut­

zur1osdm1ern heranzu;dehen. 

For die Fälle, in denen eine anlaoenscharfe Dokumentation der Nutzunusdm1ern 

über Jahrzehnte hinwen rnügliche1weise nicht vorhanden ist, hat der Verordnun~JS·· 

geber eine Vennutungsreoelung geschaffenen, die eintritt, falls die 1leranzi<"hung der 

tatsf.ichlich zu Grunde gele}Jten Nutzungsdauern objektiv nicht (mehr) möglich ist. 

Soweit vor eiern lnl<rafttreten der StromNEV bei der Stromtarifbildun~J nach der BLm­

destarifordnung Elektrizität (vom 1B.10.1989, BGBI. 1 S. 2255; BTOElt) l<osten des 

Elektrizitätsversornungsnetzes zu berücksichtigen waren und von Dritten nefordert 

wurden, wird nach § 32 Abs. 3 Satz 3 StromNEV vermutet, dass die nach den Ver­

waltunnsvorschriften der Länder zur Darstellung der l<osten- und Erlöslage im Tarif­

genehmi[JLmgsverfahren jeweils zulässigen Nutzungsdauern der Ermittlung der l<os­

ten zu Grunde gelegt worden sind. 

Insoweit sind Netzbetreiber verpflichtet, bei der Restwertermittlung zu berücksichti­

gen, in welchem Umfang Abschreibungen auf Sachanlagen bereits in die Strom­

preiskalkulation nach der Bundestarifordnung Elektrizität eingeflossen sind. Denn die 

Netzkosten sind bei den früher üblichen integrierten Versorgungsunternehmen not­

wendiger Bestandteil der Strompreiskalkulation gewesen. Dabei wurden im Rahmen 

der den Ländern obliegenden Anwendung der BTOElt in der Vergangenheit durch­

aus unterschiedliche Abschreibungszeiträume anerkannt. So waren in einzelnen 

Ländern vergleichsweise kurze steuerliche Abschreibungszeiten zulässig. Die Rege­

lungen des § 3~ Abs. 3 StromNEV schreiben vor, dass diese Abschreibungszeiten 

bei der Netzentgeltkalkulation berücksichtigt werden müssen. Soweit also während 

der gesamten bisherigen Nutzungszeit der Anlagen kürzere Abschreibungszeiträume 

in Ansatz gebracht worden sind, als jene Abschreibungsdauern, die fortan nach der 

Stromnetzentgeltverordnung zugelassen sind, so sind diese Insoweit getätigten Ab­

schreibungen über die Strompreise regelmäßig bereits erhoben worden. Diesen Um­

stand bei der aktuellen l<alkulation nicht zu berücksichtigen, würde zu unberechtigten 

erhöhten Abschreibungen führen. Es käme zu einer Mehrfachverrechnung von Ab­

schreibungen bzw. zu sog. "Abschreibungen unter Null", die nach § 6 Abs. 6 und 7 

StromNEV verboten sind. überdies würde die unvollständige Berücksichtigung be­

reits erfolgter Abschreibungen zu einer Überhöhung des betriebsnotwendigen l<api­

tals und mithin der zulässigen kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung nach § 7 Abs. 

1 Satz 2 Nr. 1 und 2 StromNEV führen. 
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Sind über Anla9cgüter hinsichtlich ihmr Nutzu119sctm1ern keinerloi Informationen ver· 

fl'l(Jlmr und auch die Voraussc„tzungen des § 32 Abs. 3 S. 3 StromNEV nicht erflillt, 

ist § 32 Abs.:j S.4 anzuwenden. Nach Satz t\ wird vermutet, dass der l<alkulatori­

scllen /\bschreibunri des Sachanlagevennögens die unternn Werte der in Anlage 1 

zu§ 6 Abs. 5 Satz 1 StromNEV.genannten Spannen von Nut2ungsdm1em zu Grunde 

gelegt worden sind. 

Für die rechnerische Ermittlung der kalkulatorischen Rcslwerte bedeutet dies im Ein· 

zeinen: 

Wird Im Rahmen der erstmaligen l<alkulation nach der SlromNEV eine Änderung der 

angesetzten Nutzungsdauer gegenüber der zuvor angesetzten Nutzungsdauer vor­

genommen, so ist lediglich der auf Grundlage der bislang in Ansatz gebrachten Nut­

zungsdauer ermittelte kalkulatorische Restwert auf die neue Restnutzungsdauer zu 

verteilen. 

In der Vergangenheit vorgenommene Änderungen der angesetzten kall<Ulatorischen 

Nutzungsdauern (z. B. Wechsel von steuerlich zulässiger Nutzungsdauer auf be­

triebsgewöhnliche Nutzungsdauer) sind zu berücksichtigen. Dabei ist ausschließlich 

der kalkulatorische Restwert im Zeitpunkt des Nutzungsdauerwechsels auf die ver­

änderte Restnutzungsdauer zu verteilen. 

Ist eine Änderung der Nutzungsdauer zu einem bestimmten Zeitpunkt in der Vergan­

genheit vorgenommen worden oder nach § 32 Abs. 3 Satz 3 StromNEV zu vermuten, 

ist die Ermittlung des Restwertes eines Anlagengutes zweistufig vorzunehmen (bei 

mehr als einem Wechsel der Nutzungsdauer entsprechend mehrstufig). 

Zu ermitteln ist daher, ob der dem Antrag zugrunde liegende kalkulatorische Rest" 

wert des Sachanlagevermögens den Vorschriften des § 32 Abs. 3 StromNEV ent" 

spricht. 

Für eine Plausibllisierung der von der Antragstellerin ihrem Netzentgeltantrag zu­

grunde gelegten kalkulatorischen Restwerte hat die Beschlusskammer eine eigene 

Ermittlung (Prüfrechnung) der kalkulatorischen Restwerte in Anwendung des § 32 

Abs. 3 StromNEV durchgeführt. 

Ausgangspunkt dieser Prüfrechnung sind die seitens der Antragstellerin in dem Blatt 

„B2" des Erhebungsbogens mitgeteilten Anschaffungs- und Herstellungskosten. 
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Netzbetreiber Anwendbarn Nut~unnsd<1uen1

WSW Netz GmbH steuerliche Nutzunnsdauern bis 31. 12.1980 

1.1.1981 - 31.12.1993 NHW spezifischer Einzel­

nachweis laut Antragstellerin 

seit 1. ·1. 1994 betriebsgewöhnliche Nutztm[Jsdauern 

(entsprechend den jeweiligen Untergrenzen der Nut­

zungsdauern nach Anlage 1 StromNEV) 

seit 2005 werden die beantragten Nutzungsdauern 

verwendet, sofern sie der angegebenen Spanne der 

Anlage 1 StromNEV entsprechen. Unterschreiten o­

der Überschreiten die beantrariten Nutzungsdauern 

die Untergrenze bzw. die Obergrenze, so wurden die 

l<Orzeren bzw. längeren Nutzungsdauern der Spanne 

der Anlage 1 StromNEV der Prüfrechnung zu Grunde

gelegt. 

 

Auf Grundlage dieser Informationen hat die Beschlusskammer folgende Nutzungs­

dauern zu Grunde gelegt: 

Anlagengruppe 
steuerliche 
Nutzungsdauer 

Untergrenze 
StromNEV 

Obergrenze 
StromNEV 

l<abel 220 l<V 35 40 50 
l<abel 11 O kV 35 40 50 
l<abel Mittel~pannungsnetz 35 40 45 
l<abel 1 kV 25 40 45 
l<abel Abnehmeranschlüsse 25 35 45 
Freileitungen 110-380kV 35 40 50 
Freileitungen Mittelsoannungsnetz 30 30 40 
Freileitungen 1 kV 30 30 40 
Freileitungen Abnehmeranschlüsse 30 30 35 
Stationseinrichtungen und Hilfsanla­ 20 35 45 
gen inklusive Trafo und Schalter 
Schutz-, Mess­ und Überspan­ 20 25 30 
nungsschutzeinrichtungen, Fern­
steuer-, Fernmelde-, Fernmess- und 
Automatikanlagen sowie Rundsteu­
erungsaniagen einschließlich l<opp­
lungs-, Trafo- und Schaltanlagen 
Sonstiges 20 20 30 

380/220/110/30/1 O !<V-Stationen 25 25 35 
Hauptverteilerstationen 20 25 35 -­
Ortsnetzstationen 20 30 40 



·-
Steuorlicho Untorurer1zo Ohorgren;w

Anlagenuruppo 
Nut:wngsdauer StromNEV StromNEV 

l<undenstationen 20 30 40
·· ­

Stationsgebäud~J 20 :rn 50 
Allgemeine Stationseinrichtun9en, 20 25 30 

JHlfsanla9en 
ortsfeste Hebezeuge und Lasten­ 20 25 30 
aufzlige einschließlich Laufschie 

nen, Aussenbeleuchtun9 in Um-

spann- und Schaltanlagen 

Schalt ein richtu ngen 
 20 30 35

· ­
Rundsteuer-, Fernsteuer-, Fernmel­ 20 25 30 
de-, Fernmess·„ Automatikanlagen, 

Strom·· und Spannungswandler, 

Netzschutzeinrichtungen 

Ortsnetz-Transformatoren, l<abel­ 20 30 35 
verteilerschränke 

Zähler, Messeinrichtungen, Uhren, 
 15 20 25 
TFR-Empfänr:ier 

Fernsprechleitungen 
 10 30 40 
Fahrbare Stromag9regate 15 15 25 
Grundstücksanlagen, Bauten für 12 25 35 
Transoortwesen 

Betriebsgebäude 
 50 50 60 
Verwaltungsr:iebäude 50 60 70 

.

Geschäftsausstattung (ohne EDV, 10 8 10
Werkzeuge/Geräte) 

Werkzeuge/ Geräte 
 10 14 18 
Lagereinrichtung 10 14 25 
Hardware 3 4 8 
Software 3 3 5 
Leichtfahrzeuge 5 5 5 
Schwerfahrzeuge 7 8 8 

Berücksichtigungsfähige kalkulatorische Abschreibungen und l<alkulatorische Rest­

werte des Sachanlagevermögens 


Die kalkulatorischen Abschreibungen des Sachanlagevermögens zu Anschaffungs­


und Herstellungskosten (für Alt- und Neuanlagen) - gegliedert nach Anlagengruppen 


-: und zu Tagesneuwerten für Altanlagen - ebenfalls gegliedert nach Anlagengrup­


pen - wurden nach den vorstehend dargestellten Grundsätzen ermittelt und ergeben 


sich - jeweils gesondert für den Anteil der auf die FI<- und Ef<-Quote entfällt - aus 


Anlage 3b. Die Summe der kalkulatorischen Abschreibungen des Sachanlagever­


mögens ergibt sich ebenfalls aus Anlage 3b. 


Die Anfangs- und Endbestände der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagever­


mögens zu Anschaffungs- und Herstellungskosten (für Neuanlagen) wurden nach 


den vorstehend dargestellten Grundsätzen ermittelt und ergeben sich - gegliedert 
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nach Anlaor1non1pprrn ··aus Anlage :lb. llezogon auf die kalkulatorischen Rc~stwerte 

Sachanlagcwennögens zu Tagesneuwerten (flir Altanlagon) - nenliedort nach Anla· 

uenwuppon ··finden sich dio Werte ebenfalls in An laue 3b. 

Die den Berechnungen zu Grunde lieuenden Weile (oriuinilrn Anschafrunus- und 

1-lerstellungskosten nach ,Jahresscheiben und Nutzun~Jsdauern) ergeben sich aus 

Anlage 3b. 

Position „3. Kalkulatorische Eiqenl<apitalzinsen" 

Die Verzinsung des vorn Netzbetreiber eingesetzten Eigenkapitals eriolgt gern. § 7 

Abs. 1 StrornNEV im Wege einer kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung auf Grund­

lage des betriebsnotwendigen Eigenkapitals. Das betriebsnotwendige Eigenkapital 

ergibt sich gern. § 7 Abs. 1 StromNEV unter Berlicksichtigunu der Eigenkapitalquote 

nach § 6 Abs. 2 StromNEV aus der Summe der 

1. 	 kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnolwendi­

gen Altanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskos„ 

ten und multipliziert mit der Fremdkapitalquote nach § 6 Abs. 2 StrornNEV 

2. 	 kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendi­

gen Altanlagen bewertet zu Tagesneuwerten und multipliziert mit der Eigen­

kapitalquote nach § 6 Abs. 2 StromNEV 

3. 	 kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendi­

gen Neuanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskos­

ten und 

4. 	 Bilanzwerte der betriebsnotwendigen Finanzanlagen und Bilanzwerte des be­

triebsnotwendigen UmlaufVerrnögens unter Abzug des Steueranteils der Son­

derposten mit Rlicklagenanteil 

und unter Abzug des Abzugsl<apitals und des verzinslichen Fremdkapitals. 

Zur Berechnung der Eigenkapitalverzinsung hat somit eine Ermittlung der kalkulatori­

schen Restwerte des Sachanlagevermögens gemäß § 7 StrornNEV zu erfolgen. Bei 

Altanlagen sind die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens gemäß § 

7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 und 2 StromNEV sowohl auf Tagesneuwertbasis, als auch auf 

Basis der Anschaffungs- und Herstellungskosten zu bestimmen. Flir Neuanlagen 

erfolgt die Restwertbestimmung gemäß § 7 Abs.1 S. 2 Nr. 3 StromNEV ausschließ­

lich auf Basis der Anschaffungs- und Herstellungskosten. Grnndstllcke sind hierbei 
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{J(llnäß § 7 Abs.1 S. :l StromNEV immer zu historischen /\nsclmffunris- und l lerstel­

lungskosten anzusetzen. 

Gernäß § 7 Abs. 1 S. /\ StromNEV ist sowohl bei den kalkulatorischc·m Hestwerten 

des Sachanlaoevermögens als auch bei den Bilanrwerten des betriebsno\wendigen 

Finanzanla[Je- und Umlaufvern1önens jeweils der Mittelwert aus Jahresanfangs- und 

Jahresendbestand anzusetzen. Der Jahresanfannsbestand der kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevermögens bei Altanla[Jen wird hierbei durch Addition der 

Restwerte des Sachanlagevermögens zum Jahresende 2011 und der Jahresab­

schreibun~J 2011 errechnet. 

Bei Neuanlanen die im Basisjahr i. S. d. § 6 Abs. 1 AHegV aktiviert wurden, erfolgt 

l<eine Berechnung des Jahresanfangsbestands der kalkulatorischen Hestwerte des 

Sachanlagevermögens, da dieser grundsätzlich Null beträgt. Gemäß § 7 Abs. 

1 s. :l StromNEV ist bei der Mittelwe1ibildung der jeweilige Jahresanfangsbestand 

und der Jahresendbestand zugrunde zulegen. Nach dem Grundsatz der Bilanzldenli­

tät gemäß § 252 Abs. 1 Nr. 1 HGB müssen die Wertansätze der Eröffnungsbilanz 

des Geschäftsjahres im Basisjahr i. S. d. § 6 Abs. 1 ARegV mit denen der Schlussbi­

lanz des vorhergehenden Geschäftsjahres übereinstimmen. Da in der Schlussbilanz 

des vorhergehenden Geschäftsjahres die erst Im Basisjahr i. S. d. § 6 Abs. 1 ARegV 

al<tivierten Neuanlagen denklogisch noch nicht vorhanden sein können, beträgt der 

anzusetzende Jahresanfangsbestand für im Basisjahr aktivierte Neuanlagen Null. 

Zur Festlegung der Basis flir die Eigenkapitalverzinsung ist das betriebsnotwendige 

Eigenkapital auf Neu- und Altanlagen aufzuteilen (§ 7 Abs. 3 S. 1 StromNEV). Die 

Berechnung der Eigenl<apilalverzinsung hat entsprechend der Systematik der 

StromNEV in fünf Schritten zu erfolgen: 

(1.) Ermittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalquote 

(§ 6 Abs. 2 S. 3 StromNEV), 

(2.) Ermittlung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals (§ 7 Abs. 1 S. 2 

StromNEV), 

(3.) Ermittlung des die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigenden Ei­

genkapitalanteils (§ 7 Abs. 1 S. 5 StromNEV), 

(4.) Ermittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am Ei­

genkapital (§ 7 Abs. 3 StromNEV) und 

(5.) Ermittlung der Zinsen die auf die beiden Eigenkapitalanteile entfallen 

(§ 7 Abs. 6 und Abs. 1 S. 3 StromNEV). 
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Bd der Ermittlung der f:igenkapitalwnzinsunu wurdc~11 die in Anlag{) ?.b aufgeführten 

Vennü(Jetiswerte und l<apltalpositionen zu Grunde gelegt. Eine Obersicht Ober die 

F1erechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalvorzinsung findet sich ebenfalls in An­

lag{) ?.b. 

!~alkulatorischen Eigenl<fü2lli:!lguote C@lllfü~ § 6 Abs. 2 S. _;} $!romNEV 

GemHß § 6 Abs. 2 S. 3 StromNEV ergibt sich die kalkulatorische Eigenkapitalquote 

rechnerisch als Quotient aus dem betriebsnotwendigen Eigenkapital (BNEI< /) und 

den kalkulatorisch ermittelten Restwerten des betriebsnotwendigen Vermögens zu 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten (BEV /). Dabei wird auch das 

betriebsnotwendige Eigenkapital auf der Grundlage des betriebsnotwendigen Ver­

mögens zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten errechnet. 

Der Berechnung der l<all<ulatorischen Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2 S. 3 Strom­

NEV sind folgende Positionen zu Grunde zu legen: 

!<all<. Restwerte des beltiebsnotwendigen Sachanlagevermögens 
zu historischen Al<J/-11< 

+ 	 Betriebsnotwendige Finanzanlagen 
+ 	 Betrlel>snotwenc/iges Umlaufvermögen 
+ 	 Grundsfilo/<e zu historischen Al</HJ< 
„ 	 Betrlebsnotwendlges Vermögef! l (BNV 1) 


Steueranteil der Sonc/etposten mit Rilcl<lageantel/ 

Abzugsl<apital 

Verzinsliches Fremc/l<apilal 


= 	 Betrlebsnotwendiqes Elgenlrapital I (BNEK II 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 StromNEV ist für jede einzelne Position, die in die Berech­


nung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals einfließt, der Mittelwert aus dem Jah­


resanfangs- und Jahresendbestand zu Grunde zu legen. 


l<alkulatorische Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs­

und Herstellungskosten 


Bei der Ermittlung d~r kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens zu his: 


torischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind die Anlagegüter des Sachanla­


gevermögens mit denjenigen Restwerien zu berücksichtigen, die bei der Bestim­


mung der kalkulatorischen Abschreibungen anerkannt wurden. Darüber hinaus fin­


den bei der Berechnung der Eigenkapitalquote ggf. weitere Anlagegüter des Sachan­


lagevermögens, soweit deren Betriebsnotwendigl<eit nachgewiesen wurde, Berück­
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sichtigung, z. 11. immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevennögens sowie 


C:Jeleistete Anzahlungen und Anlanen im f3au. 


Die berllcl<siGhtinu119sfähigen Miltelwer te der kall<Ulatorischen Restwerte des Sach­


anlarieverrnögens zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten für Altanla­


gen und die Mittelwerte der kalkulatorischen Hestwerte des SaGhanlagevermögens 


zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten fllr Neuanlafien er9eben siGl1 


aus Anlaoe 2b. 


§etriebsnotwendiqe Finanzanlagen und.. betriebsnotwendiges Urnlaufvennögen 


Voraussetzung für die Anerkennung von Finanzanlagen und Umlaufvermögen ist 


gern, § ·7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 StromNEV, dass diese betriebsnotwendlg, d. h. für die 


Durchführung des Netzbetriebes erforderlich, sind. Dass heißt, bei der i. S. d. §§ 4 ff. 


StromNEV zu erstellenden kalkulatorischen Rechnung ist das l<riterium der Betriebs­


notwendigkeit maßgeblich. Die Betriebsnotwendigkeit des Umlaufvermögens kann 


nicht mit dessen bilanzieller Berücksichtigung i. R. d. nach § 10 EnWG aufzustellen­


den Jahresabschlusses begrlindet werden. l<Cirzungen bei Finanzanlagen und beim 


Umlaufvermögen haben keine l<ürzung des abschließend in § 7 Abs. 2 StromNEV 


definierten Abzugskapitals zur Folge. Allerdings kann ein höheres Abzugsl<apitals ein 


höheres Umlaufvermögen rechtfertigen. Dies ist vom Netzbetreiber darzulegen (vgl. 


. BGH, Beschl. v. 07.04.2009, EnVR 6/08, Rn. 44, 32f.). Bilanzrechtliche Ausgleichs­

buchungen wie beispielsweise der l<apitalverrechnungsposten sind für die vorliegen­

de Betrachtung ebenfalls nicht maßgebend (vgl. BGH, ßeschl. v. 07.04.2009, EnVR 

6/08, Rn. 45). 

Darüber hinaus ist das Heranziehen von Bilanzwerten im Bereich des Umlaufvermö­

gens schon aus dem Grund nicht sachgerecht, da es sich bei den Bilanzwerten um 

Bestandsgrößen zum jeweiligen Bilanzstichtag handelt. Die Bilanzwerte stellen eine 

zeltpunktbezogene Momentaufnahme zum jeweiligen Bilanzstichtag dar. Die unver­

änderte Berücksichtigung dieser Stichtagswerte führt im Rahmen der kalkulatori­

schen Eigenkapitalverzinsung zu kalkulatorischen !<asten - in Form der Eigenkapital­

verzinsung -, die bezogen auf ein vollständiges Jahr ermittelt werden. Für den Ge­

schäftsbetrieb des Netzbetreibers ist jedoch in der Regel davon auszugehen, dass 

der Bestand des Umlaufvennögens Schwankungen ausgesetzt ist und dass sich der 

Bestand zum Bilanzstichtag - In der Regel zum 31.12. des l<alenderjahres - auf ei­

nem hohen Niveau befindet. Soweit ein Gestaltungsmissbrauch vorliegt und die 

Sachzielorientierung der kalkulatorischen l<ostenposition Eigenkapitalverzinsung 

nachhaltig gefährdet wird, Ist die Erhöhung der kostenmindernden Erlöse durch eine 
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Modifikation dor Ei(Jenkapitalv<orzinsunnsbasis zu ersetzen. Wird die Verzinsungsba· 

sis um nicht sachzielorientkHle Urnlaufverrnönenswe1te bereini(Jt, so wird der Vorwurf 

ei110ir ineffizienten Verzi11sun9 zuni.iGhst lediglich formell bei einer anderen f<ost<~npo­

sition berl'lcksichtint. Gleichzeitig wird Rber verhincfort, dass dio be(Jrenzende Verzin·· 

sungsfunklion des § ·1 stromNEV unterlaufen wird. Durch Rilanzverlängnrung kann 

dRs Gesarntkapital erhöht werden, die Ei(Jen- und Frerndlwpitalrelationen verändern 

sich. Im Er(Jebnis wnrde die Quotierung der Verzinsung des Eigenl<apitals ins Leere 

laufon. Dies liefe Sinn und Zweck der Begrenzungsvorschrift des § 7 StromNEV zu­

wider. 

Darüber hinaus sind nach § 4 Abs. 1 StromNEV i. V. m. § 21 Abs. 2 S. 1 EnWG bi­

lanzlelle und l<alkulatorische l<osten des Netzbetriebs nur insoweit anzusetzen, als 

sie den l<osten eines effizienten und strukturell vergleichbaren Netzbetreibers ent­

sprechen. Der Netzbetreiber muss sich daher bei seiner unternehmerischen Ent­

scheidung, welches Finanzanlage- und Umlaufvermögen er als effizient fllr seinen 

Betrieb ansieht, an einem effizienten und strukturell vergleichbaren Netzbetreiber 

orientieren. Des Weiteren sind gem. § 21 Abs. 2 S. 2 EnWG nur solche l<ostenbe­

standteile betriebsnotwendig, die sich ihrem Umfang nach im Wettbewerb eingestellt 

hätten. 

Hieraus folgt die Prüfung, ob die Netz-GuV richtig abgeleitet wurde, oder etwa kos­

tenmindernde Erlöse in der Netz-GuV fehlen (bzw. durch Verträge, die einem 

Fremdvergleich nicht standhalten, in der Netz-GuV zu niedrig angesetzt wurden). Ist 

z. 8. l<apital im Wege der l<reditvergabe an den Gewährträger zinslos überlassen 

worden, ist dem Netznutzer der entgangene Zins mangels effizienter l<reditvergabe 

durch die Erhöhung der l<ostenmindernden Erlöse gutzuschreiben. 

Investitionen im Wesentlichen aus dem Eigenkapital zu finanzieren, entspricht nicht 

dem wirtschaftlichen Verhalten eines im Wettbewerb stehenden Unternehmens. Da­

mit würde, wie der Bundesgerichtshof in seiner Entscheidung vom 03.03.2009 aus­

führt, „das mit der Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2 Satz 4 StromNEV festgelegte 

Ziel verfehlt, das eingesetzte Eigenkapital auf höchstens 40% zu begrenzen, weil 

sich eine höhere Eigenkapitalquote unter Wettbewerbsbedingungen nicht einstellen 

würde. Die vom Netzbetreiber b.eabsichtigte Finanzierung seiner Investitionen würde 

vielmehr dazu führen, dass die Eigenkapitalquote noch weiter anstiege, mithin also 

ein Ergebnis entstonde, das sich noch weiter von dem Leitbild des 

§ 21 Abs. 2 EnWG entfernen wllrde. Hinzu l<ommt, dass langfristige und erhebliche 

Investitionen bei einem im Wettbewerb stehenden Unternehmen nicht aus dem Um­

laufvermögen finanziert werden. Eigenkapital im Blick auf zukünftige Investitionen 
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bildet [„.] ein im Wettbewerb stehendes Unternehmen llber das Anlagevennögen" 

(vgl. 1:3GH, Boschl. v. 03.03.2009, l:'.11Vn 79/07, Rn. 261.). 

Sollte die Zahlungsfähi(Jkeit des Netzbetrnibers durch dtrn Fimmzrniltelzufluss aus 

verdienten AbschreibunrJen nicht hinreichend gewährleistet sein, kann dieser sich 

auch kostenglins\i(J i<redillinien einräumen lassen, mit denen kurzfristigen Zahlun~JS·· 

verpflichtungen begegnet werden l<ann. Einer l<ostenintensiven und damit ineflizien· 

ten „Hortung" kurz„ und mittelfristig liquidierbarer, geldnaher Vermögensgegenstände 

beda1i es hierflir nicht. Schließlich Ist auch ein langfristiges und damit kostenintensi­

ves Ansparen geldnaher VermörJensgegenstände für Re-Investitionen unter Effi­

zienzgesichtspunl<len nicht akzeptabel. 

Das Vorhalten der verdienten Abschreibungen im Umlaufvermögen würde dazu füh„ 

ren, dass der ursprlingliche Investitionsbetrag 40 Jahre und länger in voller Höhe zu 

verzinsen wäre, während die tatsächliche effiziente l<apitalbindung nur rund halb so 

hoch ist. Die bei einem solchen Vorgehen resultierenden Mehrkosten sind gemäß§ 4 

Abs. 1 StromNEV nicht zu berlicl<sichtigen; diese Mehrfachinanspruchnahme der 

Netznutzer widerspräche den Grundsätzen einer effizienten Betriebsführung. Nach 

diesem Grundsatz erstattet der Netznutzer dem Netzbetreiber den Werteverzehr des 

Sachanlagevermögens (Abschreibungen) zuzliglich einer angemessenen Verzinsung 

des eingesetzten l<apitals. stellt der Netzbetreiber diese Mittelzufllisse dagegen an„ 

\eilig oder sogar vollständig in die Verzinsungsbasis ein, so kommt es zu einer Dop­

pelverzinsung und somit zu einer Mehrbelastung des Netznutzers. 

Aus dem Umstand, dass Ersatzinvestitionen für die verdienten Abschreibungen in 

Einzelfällen nicht immer fristenkongruent vertügbar sind, kann nicht abgeleitet wer­

den, dass der Netzbetreiber die l<apitalrückfllisse im Umlaufvermögen vorhalten 

muss. In solchen Fällen sind die l<apltalrlickflCisse - weil sie nicht mehr betriebsnot„ 

wendig sind - an die Eigen„ bzw. Fremdkapitalgeber zurückzuführen, damit diese die 

Mittel flir rentableres Drittgeschäft als die Anlage im nahezu ertraglosen Umlaufver­

mögen verwenden können. 

Finanzanlagen 


Finanzanlagen sind im Rahmen der Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapital­


verzinsung nicht mit dem in der Bilanz ausgewiesenen Wert in Ansatz zu bringen. 


Finanzanlagen sind vielmehr nur berlicksichtigungsfähig, wenn diese für den Betrieb 


des Netzes notwendig sind, § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 StromNEV. Der Netzbetreiber hat 


nachvollziehbar darzulegen, weshalb die von ihm in Ansatz gebrachten Finanzanla„ 
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gen fnr den Betrieb des Netws notwendig sind (vgl. BCll, IJcischl. v. O'.l.03.200fl, 


EnVR "/9/07, Rn. ß ff.). 


L3etriebsnolwendigos Vermögen eir1es Netzbetrc~ibers ist zunüchst dm; Saclrnnlage­


vorrnögen, da der Netzbetreiber ohne~ dieses selnc~n Geschäftsbetricib nicht awitlben 


lwnn. Das Vermögen eines Netzbetroibers ist somit grundsätzlich in Form des Sach­


anlageverrnönens anzukinen, auf welches die StromNEV eine adäquate Verzinsung 


vorsieht. 


Sofern aus einer Finanzanlage keine Zinseinnahmon entstehen, kann diese nicht als 


Finanzanlage einer Eigenkapitalverzinsung nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 Alt. 1 Slrom­


NEV unterworfen werden (vgl. auch BGH, Beschl. v. 03.03.2009, EnVR 79/0?, Rn. 


28). Werden durch den Netzbetreiber keine Zinsen fllr die ausgewiesenen Forderun­


uen geltend gemacht, zeigt das vielmehr, dass diese für den Betrieb des Netzes 


nicht notwendig sind. 


Der Netzbetreiber hat keine überzeugenden Gründe uenannt, die eine Berücksichti­


gung von Finanzanlagen rechtfertigen könnten. 


Umlaufvermögen 


Wie bereits dargelegt ist im Hinblick auf das für Liquiditätszwecke vorzuhaltende Um­


laufvermögen grundsätzlich davon auszugehen, dass ein effizienter Netzbetreiber als 


betriebsnolwendiges Umlaufvermögen nicht mehr als 1/12 eines Jahresumsatzes 


vorhalten muss. Mindestens ein weiterer Monatsumsatz aus der laufenden Verein­


nahmung von Netzentgelten steht für Liquiditätszwecke eruänzend zur Verfügung. 


Die ferner monatlich aufwachsenden nicht zahlungswirksamen Anteile der monatli­


chen Netzentgelteinnahmen erhöhen ferner die Liquidität während des Jahres. 


Der aus dieser Rechtsauffassung für den Netzbetreiber resultierende Wertansatz 


findet in Bezug auf das vorhandene Umlaufvermögen mit Ausnahme evtl. Vorrats" 


vermögen eines Dienstleisters keinen Ansatz. Dien.stleister erhalten eine Dienstleis­


tungsvergütung, die den korrespondierenden eigenen Aufwendungen entsprechen 


sollte. Werden die Dienstleistungsvergütungen vorgangsbezogen weiterbelastet, ist 


diesen Weiterbelastungen lediglich der Charakter eines durchlaufenden Postens bei­


zumessen. Nicht der Selbstorganisation geschuldete Zahlungsschwankungen sind 


darüber hinaus für einen Dienstleister generell nicht erkennbar. Notwendige liquide 


Mittel sind somit nicht betriebsnotwendlg. Da der Netzbetreiber aufgrund seiner Be­


triebsverantwortung die im Übrigen benötigte Liquiditätsreserve im originären Netz­


betrieb vorhäll, kann im Gesamti<ontext beim Dienstleister daher außerhalb eines 


Vorratsvermögens kein betriebsnotwendiges Umlaufvermögen anerkannt werden. 
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GnllJlhliQQke zu historischen Al<il 11< 


Grundstllcko können nicht abgeschrieben werden. Aus § '/ Abs. 1 S. 3 StromNEV 


folgt zudem, dass (:lrundstncl<o im r{ahmon der l<alkulatorischen [igenkapilalverzin 


sung zu historischen Anschaffungskosten am:usetzen sind. r'ianmärSige Abschrei­


bunnen sind nach § 253 Abs. 3 S. 1 HGB nur f!ir solche Ve1mögensgenenstände 


zulässig, dernn Nutzung zeitlich benrenzt ist, wobei sich die zeitliche Benrenzung der 


Nutzling aus der Eigenart des Vermönensgegenstandes ergeben muss, was bei 


Grundstl'lcken gerade nicht der Fall ist. In der l<onsequenz sieht auch Anlage 1 zu§ 


6 Abs. 5 S. 1 StromNEV für Grundstücke keine begrenzte Nutzunnsclauer vor. So­


weit daher in abschreibungsfähigen Positionen, wie z. B. Baliten, Grundstücksanteile 


enthalten sind, müssen diese Positionen um die Grundstncksanteile gekürzt werden. 


Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil, Abzuqsl<apital und das verzinsli­

che Fremdkapital 


Das kalkulatorisch zu ermittelnde Eigenkapital wird durch die abzugfähigen Positio­


nen des Steueranteils der Sonderposten mit Rücklageanteil, des Abzugskapitals und 


des verzinslichen Fremdl<apltals gemindert. 


Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil 


Rechtsgrundlage war § 247 Abs.3 HGB a. F.: Passivposten, die für Zwecke der 


Steuern vom Einkommen und vom Ertrag zulässig sind, dürfen in der Bilanz gebildet 


werden. Sie sind als Sonderposten mit Rücklageanteil auszuweisen und nach Maß­


gabe des Steuerrechts aufzulösen. Einer Rücl<stellung bedarf es Insoweit nicht. Nach. 


Art. 66 Abs. 5 EGHGB durften letztmals für das vor dem 1. Januar 2010 beginnende 


Geschäftsjahr Sonderposten mit Rllcklageantell im handelsrechtllchen Jahresab­


schluss gebildet und Wertansätze, die auf nur steuerlich zulässigen Abschreibungen 


beruhten, in die Handelsbilanz übernommen werden. Der darin enthaltene Steueran­


teil mindert die nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 bei der Ermittlung der kalkulatorischen Ei­


. genkapltalverzlnsung in Ansatz gebrachten betrlebsnotwendigen Bilanzwerte der 


Finanzanlagen und des betriebsnotwendigen Umlaufvermögens. 

Abzugskapital 

Unter Abzugskapital versteht man das einem Unternehmen zinslos zur Verfügung 

stehende Fremdkapital. Zum Abzugskapital zählen z.B. Kundenanzahlungen, Rück­

stellungen, sonstige Verblndlichl<eiten (Passivpositlon in der Bilanz), zinslose Gesell­

schaf!erdarlehen oder auch Lieferanlenverbindlichkeiten. Es ist nach § 7 Abs. 2. S. 2 
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StromNEV iln r{ahmen der Ermittlung dor kall<ulatorischen l:Cigenkapitalverzinsunn 


jeweils der Miltelwetl aus ,Jahrosnnf11t1gn·· und ,Jahresendwo1t dcir folgernden rositio­


nen zu bilden: 


Hückstellunqen 


Rückstellungen sind Bestandteil des Fremdl<apltals und bilden Verpfllchtunnen einer 


Unternehmung ab, bei denen weitergehende l<riterien noch nicht abschließend erfüllt 


sind. Hierzu zählen, dass Art, Höhe und Zeitpunkt des Eintretens der Verpflichtunn 


mit nenauer Wahrscheinlichkeit noch nicht bestimmt werden können (Beispiel: Ge­


währleistungsansprüche). Rückstellungen dienen nicht der Korrektur von Bilanzan­


sätzen, sondern sollen einen periodengerechten Erfolg einer Unternehmung auswei­


sen. Dabei Ist jedoch die mönliche Nutzung bilanzpolltischer Spielräume zu hinterfra­


gen. 


Erhaltene Baukostenzuschüsse einschließlich passivierter Leistungen der An­

schlussnehmer zur Erstattung von Netzanschlusskosten 


Die Position beinhaltet den Restwert der erhaltenen Baukostenzuschüsse und Netz­


anschlusskostenbeiträge. Kalkulatorisch ist im Regime der StromNEV die aktivische 


Absetzung von Anschaffungs- und Herstellungskosten nicht zulässig. Es sind zwin­


gend Passivposten zu bilden, die gemäß § 9 Abs. 1 S. 2 und § 9 Abs. 2 StromNEV 


über eine Dauer von 20 Jahren linear aufzulösen sind. 


Betriebsnotwendiges Vermögen gemäß § 6 StromNEV (BNV 1) und betriebsnotwen­

diges Eigenkapital gemäß§ 6 StromNEV IBNEK 1) 


Unter Berücksichtigung der zuvor aufgeführten berücksichtigungsfähigen kalkulatori­


schen Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und 


Herstellungskosten, der berücksichtigungsfähigen Finanzanlagen und des berück­


sichtigungsfähigen Umlaufvermögens ergibt sich das betriebsnotwendige Vermögen 


nach § 6 StrornNEV (BNV 1) aus Anlage 2b. 


Abzüglich des Steueranteils der Sonderposten mit Rlicklageanteil, des Abzugskapi­


tals und des verzinslichen Fremdkapitals ergibt sich das betriebsnotwendige Eigen­


kapital nach § 6 StromNEV (BNEJ< 1) aus Anlage 2b. 


Die hieraus resultierende Eigenkapitalquote gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 StromNEV ergibt 


sich aus Anlage 2b. 
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.Betriebsno1\fVendl9Sl_sYennöqen nemäf1 § 7 SlromNlcV (BNV II) und l2elriet.isnotwrn1­
Qlges t:j~Jenl<apital fJemfü~_§ '/ §tr:omNEV {Bf'.!EI< II) 

Verzinsungsbasis der Eigenkapitalzinsen ist das betriebsnotwendi9e Eigenl<apital, 


wie es in § ? Abs. 1 S. 2 StromNEV vor9e9eben ist. 


Im Überblick: 


l<alk. Restwerte des Sacha11/agevermöge11s der /Jetrie/Js11otwendigen Alta11lage11 
zu Tagesneuwerten ' Eige11/wp/la/quote (max. 10 %) 

+ 	 /(a/k. Restwerte des Sachanlagevermögens der betrie/Jsnotwemligen Altanlagen 
ZJI l1lstolischen A/<JJ-11< *Fremdkapitalquote (min. 60 %) 

+ 	 J<allc Restweite des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Neuanlagen 
zu historischen Al<Jl-11< 

+ · Grundslilcl<e zu l1istorische11 A/(Jf-11< 
+ 	 IJetriebs11otwe11dige Fi11a11zanlage11 
+ 	 betriebsnotwe11diges Um/aufve1mögen 


Betriebs11otwencliqes Vermögen II /BNV //) 

Steueranteil der Sonderposten mit Rilcl<lagea11teil 

Abzugskapital 

Verzinsliches Fremdkap/tel 

Betriebsnotwendiqes Eigenkapila/ 11 (BNEI< //) 


Zur Ermittlung des betriebsnotwendi9en Vermögens nach § 7 StromNEV (BNV /~ 

sind somit die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebs­

notwendigen Alt- und Neuanlagen zu ermitteln. Hierbei sind die Anlagegüter des 

Sachanlagevermögens mit denjenigen kall<L1latorischen Restwerten zu berücksichti­

gen, die bei der Bestimmung der l<alkuiatorischen Abschreibungen gern. § 6 Strom­

NEV anerkannt wurden. Darüber hinaus finden bei der Berechnung des betriebsnot­

wendigen Vermögens ggf. weitere Anlagegüter des Sachanlagevermögens, soweit 

deren Betriebsnotwendigkeit nachgewiesen wurde, Berücksichtigung, z. B. immateri­

elle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens sowie Geleistete Anzahlungen 

und Anlagen im Bau. 

Grundstücke sind gern. § 7 Abs. 1 S. 3 StromNEV bei der Ermittlung der kalkulatori­

schen Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten anzusetzen. 

Gemäß§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr.1, 2 1. V. m. § 6 Abs. 2 S. 4 StromNEV wird auch im Rah· 

men der Berechnung des betrlebsnotwendigen Eigenkapitals die Eigenkapitalquote 
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der /\ltanlurJen auf höchstens '10 % begren:d. In dm l<onsequenz dürfom die lwlkula­

torischen Heslwer te des Sachanlugovem1öoon1> der betri<ibsnotwendioen Altanlagen 

zu Tagesneuwerten maximal mit elnetn Anteil von '10 % in die BesthrnnunrJ der Basis 

tfor Eigenkapitalzinsen einfließen. Da die Fremdkapitalquote die Differenz zwischen 

100 % und der Eigenkapitalquote ist (§ 6 Abs. 2 S. 5 StromNEV), ml'lssen die kalku­

latorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlu­

gen zu historischen Anschaffungs- und Herstellungsl<osten entsprechend mit min­

destens 60 % gewichtet werden. 

Übersteigt die ermittelte Eigenkapitalquote, die sich aus Anlage 21> ergibt, einen An­

teil von 40% so ist diese gemäß§ 6 Abs. 2 S. '1 StromNEV auf '10 % zu begrenzen. 

Unter Zugrundelegung dieser Eigenkapitalquote ergibt sich das betriebsnotwendige 

Vermögen gemäß § 7 StromNEV (BNV /~ aus Anlage 2b. Das betriebsnotwendige 

Eigenkapital gemäß§ 7 StromNEV (BNEI<. /~ergibt sich aus Anlage 2b. 

Ermittlung des die zugelassene Eigenkapitalquote von maximal 40 % übersteigenden 

Eigenkapitalanteils 


Nach § 7 Abs. 1 S. 5 StromNEV Ist der die zugelassene Eigenkapitalquote von ma­


ximal 40 % übersteigende Anteil des Eigenkapitals nominal wie Fremdkapital zu ver­


zinsen. Soweit das nach § 7 Abs. 1 StromNEV berechnete betriebsnotwendige Ei­


genkapital (BNEK II) mehr als 40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betrlebs­


notwendigen Vermögens (BNV , II) beträgt, ist folglich das betriebsnotwendige Eigen­

kapital (BNEI< /~ in zwei Anteile zu zerlegen. Zu bestimmen ist zunächst der Anteil 


des Eigenkapitals, der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht überschreitet (BNEK 


II s 40 %), sodann der Eigenkapitalanteil, der die zugelassene Eigenkapitalquote 


übersteigt (BNEK II > 40 %). 


Bei einer Eigenkapitalquote von mehr als 40 % ist der die zugelassene Eigenkapital­


quote nicht übersteigende Eigenkapitalanteil (BNEK II s 40%) wie folgt zu ermitteln: 


BNEJ< II s 40% = BNV II* 0,4 

Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Eigenkapitalanteil im Sinne 

von § 7 Abs. 1 S. 3 StrornNEV (BNEJ<. II> 40%) errechnet sich dann nach folgender 

Formel: 

BNEK II> 40% = BNEJ<. II - BNEK II s 40% =f3NEK II - (BNV II* 0,4) 

Soweit das nach § 7 Abs. 1 S. 2 StromNEV berechnete betriebsnotwendige Eigen­

kapital (BNEI<. 10 nicht mehr als 40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betrlebs­
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nolwendigon Vonnögens (tlNV II) beträgt, hal dorngegonliber keine Aufteilung des 

BNEI< // i'U e1fol9en. Denn ein die zugelassene Cigonkapitalquoto Crbr~rsteigender 

Anteil des Ei9enkapitals ist in diesem Fall nicht gngoben. 

Ermittlung des auf die Neu: und Altanlagen entfallendem Anteils am EkIB11kapital 

Zur Festlegung der Basis fllr die Eigenkapitalver;dnsun(J ist das betriebsnolwendi[Je 

EifJenkapital (BNEI< II) auf Neu- und Altanlagen aufzuteilen (§ 7 Abs. 3 S. 1 Strorn­

NEV). Die Aufteilung erfolgt nach den Maf~gaben, wie es in § 7 Abs. 3 S. 2 und 3 

StromNEV vor9egeben ist. Der Anteil der kalkulatorischen Restwerte der Neuanla­

gen zu Anscl1affungs- und Herstellungskosten (Anteil SAVneu) ergibt sich aus dem 

Quotienten aus den l<alkulatorischen Restwerten der Neuanlagen zu Anschaffungs­

und Herstellungskosten uhd den kalkulatorischen Restwerten des (Jesarnten Sachan­

lagevennögens und somit der Summe aus den kalkulatorischen Restwerten (RW) 

der Alt- und Neuanlagen (SAValt und SAVneu). 

l<al/(. RW des Sachanlagevermögens der Neuanlagen w Al<JHI< 
/ { l<alk. RW des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen w 

Tagesneuweiten 'Eigenkapitalquote nach§ 6 Abs. 2 StromNEV (max. 40 %) 

+ 	 l<alk. RW des Sacl1anlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen w 
historischen Al<JHI< 'Fremcll<apitalquote nach§ 6 Abs. 2 StromNEV (min. 60 %) 

+ l<alk. RW des Sachanlagevermögens der Neuanlagen zu historischen Al<ll-11<] 
= Anteil SA Vneu 

Der Anteil der Altanlagen am Sachanlagevermögen (Anteil SAValt) ergibt sich aus 


der Differenz zwischen 100 % und dem Anteil des Sachanlagevermögens der Neu­


anlagen (Anteil SAVneu). 


Der Anteil der Neuanlagen am Eigenkapital ergibt sich aus Anlage 2b. 


Der Anteil der Altanlagen am Eigenkapital ergibt sich aus Anlage 2b. 


Ermittlung der Zinsen für die beiden Eigenkapitalanteile 


Die Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur hat mit Beschluss vorn 31.10.2011, 


unter dem Aktenzeichen BK4-11/304, den Eigenkapltalzlnssatz flir den Anteil des 


Eigenkapitals, der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht übersteigt, für Neuanla­


gen auf 9,05 % und flir Altanlagen auf 7, 14 % nach Gewerbesteuer und vor Körper­


schaltsteuer festgelegt. 


Die Verzinsung des Eigenkapitalanteils, der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht 


übersteigt, errechnet sich demnach wie folgt: 
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BNEI< II 510% * Antoil SA V11ou * 9, O!i % + BNEI< II 510% * Antoi/ SA Val/ * 

7,11 % 

Verfngt der Netzbetreiber hingegen nicht ntmr Sachanlagevennö(Jen sind die ßilanz­

werte mit dem für Neuanlagen geltenden Eigenkapitalzins zu verzinsen. 

Der die zugelassene Eigeni<apitalquote übersteigende Anteil des Eigenkapitals wird 

gern. § 7 Abs. ·7 StromNEV verzinst (§ 7 Abs. 1 S. fi StromNEV). Der Zinssatz ergibt 

sich ~Jem. § 7 Abs. 7 S. 1 StromNEV aus dem arithmetischen Mittel des auf die letz„ 

ten zehn abgeschlossenen l<alenderjahre bezogenen Durchschnitts von drei durch 

die Deutsche Bundesbank veröffentlichten Reihen. Im Einzelnen ergeben sich die 

Werte aus der „Umlaufsrendile festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emltlenten 

- Anleihen der öffentlichen Hand", aus „Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere 

inländischer Emittenten - Anleihen von Unternehmen (Nicht-MFls)" sowie aus der 

„Umlaufsrendlte inländischer Inhaberschuldverschreibungen - Hypothel<enpfandbrie­

fe".3 Weitere Zuschläge sind gern.§ 7 Abs. 7 S. 2 StromNEV unzulässig. 

2006 
=:'2007'< 

2008 
••... '.;2JJ.Ö9~··· • 

2010 

Diese Reihen können auf der Internetseite des Statistischen Bundesamtes 
http://www.bundesbank.de, unter dem Pfad: „Geld- und Kapitalmärkte > Zinssätze und 
Renditen > Zeltreihen: Zinssätze und Renditen > Umlaufsrendilen festverzinslicher Wertpa­
piere inländischer Emittenten" abgerufen werden. Link: 
http://www.bundesbank.de/Navlgatlon/DE/Stalisliken/Zeitreihen_Datenbanken/Makrooekon 
omlsche_Zeitrei hen/lls_list_node. html?l lstld=www_s140_il01 
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lJa die Zinsreihc~n beim Statistischen Bundesamt für alle Papiere als Monatswc?rte 


geführt werden, wurde zunfü;trnt ein Jahresmittelwort jewc3ils für die~ .lahm 2002 bis 


2011 aus den ei11;:elnen Monati>worten gebllcl<~t. Alm den Miltc?lwerten der einzelnen 


Jahresscheib<Jn wurde sodann ein 1o.. Jahrns-Durchschnitt gebildet. Es loitet sich für 


die genannten Papiere im Zeitraum 2002 bis 2011 eine durchschnittliche Rendite von 


:~.98 % ab. Hierbei wurden die ungerundeten Werte verwendet. 


Berlicksichtjgunqsfähige Eigenkapitalverzinsung 


Die kall<ulatorische Eigenlmpitalverzinsung ergibt sich in Summe aus Anlage 2b. 


Die Eigenkapitalverzinsung für die überlassene Netzinfrastrul<tur liberkompensiert 


die negative Eigenkapitalverzinsung des Dienstleisters. Die negative Eigenkapital­


verzinsung stellt somit lediglich einen „rechnerischen Zwischenschritt" dar. 


Dabei ist zu beachten, dass auch dieser Rechenschritt dem Algorithmus für die Er­


mittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung unterfälll. Da die negative Ei­


genkapitalverzinsung insoweit eine Verzinsung des eingesetzten Kapitals unterhalb 


der nach § 7 Abs. 1 s. 5 StromNEV zulässigen Eigenl<apitalquote in Höhe von 40 


Prozent darstellt, sind die Eigenkapitalzinssätze nach § 7 Abs. 4 StromNEV anzu­


wenden. 


Innerhalb der Vermögenswerte dotniniert das. Umlaufvermögen. Dazu gehören aus­


schließlich Vermögenswerte, deren Bestand sich durch Zu- und Abgänge häufig än­


dert. Es ist daher gerade kein <;lauernd dem Betrieb dienender Vennögensgegen­


stand, sondern ein Wirtschaftsgut, das dem sofortigen Verbrauch dient (vgl. die stän­


dige Rechtsprechung des BFH: Urteil v. 31.05.2001, IV R 73/00, Rn. 1O; Urteil v. 


28.05.1998, XR 80/94, Rn. 30). Insoweit handelt es sich maßgeblich um Vermö­


genswerte die mit Neuanlagen vergleichbar sind, und daher mit dem für Neuanlagen 


maßgeblichen Zinssatz in Höhe von 9,05 % verzinst werden. 


In der Gesamtschau der dem Netzbetreiber zugute gebrachten Eigenkapitalverzin­


sung aus Pächter und Verpächter wird dem Netzbetreiber über den in Ansatz ge­


brachten (geklirzten) Pachtzins das Eigenkapital des Netzeigentlimers zugute ge­


bracht (BGH, EnVR 79/07 - „swu Netze GmbH", s. 18). 


Position „4. Kalkulatorische Gewerbesteuer" 


Gemäß § 8 StromNEV kann im Rahmen der Ermittlung der Netzkosten die dem 


Netzbereich sachgerecht zuzuordnende Gewerbesteuer als kalkulatorische Kosten­


position in Ansatz gebracht werden. Bei der Genehmigung der Netzentgelte wird da­
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her c~in kalkulatorischer Geworbosteueransatz auf der Grundlage dor ancHkminten 

kalkulatorischen Ei9enkapitalverzinsung berlicksichti(Jt. Boi dem von der ßundc~s„ 

nc~tza9entur festgole9ten t:i9enkapitalzinssatz handelt os sich um einen i'.inmmtz 

nnch Gewerbesteuer und vor l<örperschuftsteuer (BR·Drs. 247/05 s.:lO). 

Die nach § ll stromNEV amirkennungsfähige Gewerbesteuer ist allein nach den kal­

l<ulatorischen Maf.\stäben der StromNEV zu ermitteln. Die in der netzspezifischen 

Gewinn- und Verlustrechnun~J als zusätzlicher Gewinn erscheinende Differenz zwi­

schen den kalkulatorischen Abschreibungen und den bilanziellen Abschreibun~Jen 

(sog. Scheingewinn bzw. -verlust) ist somit nicht Teil der Bemessungsgrundlage für 

den kalkulatorischen Gewerbesteueransatz. Dies ist von der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung bestätigt worden (siehe etwa BGH v. 14.08.2008, l<VR 34/07 - SW 

Speyer, Rn. 86 ff.). 

Entsprechend einem rein kalkulatorischen Ansatz wird auf die zusätzliche Berück­

sichtigung von weiteren Zurechnungen und Kürzungen bei der Bemessungsgrundla­

ge verzichtet (BGH, l<VR 81/07, S. 10).. 

Die kalkulatorische Gewerbesteuer wurde nach der Formel 

[BNEK l/s40% * Anteil SAVa// * 7, 14 % + BNEK l/ .s40% * Anteil SAVneu * 

9,05 % * + BNEI< II> 40% * 3,98 %} * 1-/ebesatz • Messzahl 

berechnet. Die zu berllcksichtigende kalkulatorische Gewerbesteuer wird in Anla­

ge 2b ausgewiesen. 

Position „5.3.3. Eriräge aus Auflösungen von Rllckstellungen" 


Der Netzbetreiber hat jeweils anteilig eine Personalrückstellung in Höhe von 


iJf'BWiIZ (Tabellenblatt A.3 „Rückstellungsspiegel 2011" Zelle R 131) in der Positi­


on 1.2.1. Löhne und Gehälter angesetzt. Bei diesem Ansatz handelt es sich jedoch 


um eine Rtickstellungsauflösung. 


Es werden daher von der Bundesnetzagentur unter der Position 5.3.3. diese Erträge 


aus der Auflösung von Sonstigen Rückstellungen in Höhe von 11'5Ul' € hinzuge­


rechnet. Parallel hierzu wurden die l<osten In der Position 1.2.1. Löhne und Gehälter 


erhöht, die zuvor vom Netzbetreiber in der Überleitungsrechnung gekürzt worden 


waren. 


Diese Umbuchung verhält sich ergebnisneutral. 
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7. 	 Fonnitllutt~J de1· dauel'haft nicht beoinflwmlrnrnn Kostonantciilo i.S.d. § 11 
Abs. 2 AFfogV 

/\uf Grundlage der Daten, die die Beschlusskarnrrn"r 8 mit 13eschluss v. 14.05.2012 

zur Durchführung der Dat<"nerheblll1(l für die l<ostenprl'lfung zur Bestimmung des 

Ausgangsniveaus der Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen i S. d. § Nr. 2 

EnWG für die zweite r~egulierun(Jsperiode nach § 6 Abs. 1 ARegV erhoben hat, wer­

den die dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile nach § 11 Abs. 2 ARegV Im 

Basisjahr bestimmt. Es wurden dabei die nachfolgend aufgeführten l<ostenanteile 

berücksichtigt: 

1. Gesetzliche Abnahme- und Vergütungmflichten (S. 1 Nr. 1) 


Unter gesetzlichen Abnahme- und Vergütungspflichten sind finanzielle Verpflichtun­


gen aus dem EEG und KWKG zu verstehen. Die hieraus entstehenden Kosten und 


Erlöse sind gemäß § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 ARegV dauerhaf1 nicht beeinflussbare 


Kostenanteile. 


Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) sieht vor, dass die finanzielle Belastung 


aus dem nach dem aufgenommenen und vergüteten Strom aus Anlagen, die dem 


EEG unterfallen, bundesweit gleichmäßig ve11eilt wird. Dies wird durch deli EEG­


Wälzungsmechanismus sichergestellt. Der Verteilernetzbetreiber nimmt den von der 


EEG-Anlage produzierten Strom ab und verglitet ihn nach den im Erneuerbare­


Energien-Gesetz (EEG) festgeschriebenen Sätzen. In der zweiten Stufe leitet .der 


Verteilernetzbetreiber den EEG-Strom weiter an den regelzonenverantwortlichen 


Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) und erhält von diesem einen finanziellen Aus­


gleich. 


Das KWK-G fördert die Stromerzeugung bei gleichzeitiger Umwandlung von einge­


setzter Energie in elektrische Energie und Nutzwärme. Zur bundesweiten Vergleich­


mäßigung der l<Wl<-G-Förderung ist innerhalb des Gesetzes ein entsprechendes 


Ausgleichsverfahren implementiert (§ 9 KWKG). Netzbetreiber sind verpflichtet, 


KWK-Anlagen an ihr Netz anzuschließen und den in diesen Anlagen erzeugten 


l<WK-Strom abzunehmen. Die Vergütung an den KWK-Anlagenbetreiber setzt sich 


aus dem Preis für den KWl<-Strom und dem gesetzlichen l<WK-Zuschlag - der ei­


gentlichen KWK-Förderung - zusammen. Der dem aufnehmenden Netzbetreiber vor­


gelagerte Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) ist seinerseits zur Zahlung des KWK­


Zuschlags verpflichtet. Aufwendungen und Erträge des Verteilernetzbetreibers aus 


dem KWK-Zuschlag gleichen sich also aus. Der aufgenommene l<WK-Strom wird 
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vom Netzbetmiber vermarktet. Die Beschh.mskammor geht davon aus, dass der 

l<Wl<-Strom 7.ll den nleichen l<onditionen vc~rkaufl werden kann wie or aufnekauft 

wurde. Oeringfnnige Ober-- oder Unterdeckunyen nleichon sich dabei im Zeitverlauf 

aus. Der l<Wl<-Anlagenbetreibor l\W111 den erzeugten l<Wl<-Strom aber auch an ei­

nen Dritten (z. 8. Stromhändler) verkaufen. In diesem Fall erhält er vom N<olzbelrei· 

ber lediglich den l<Wl<-Zuschlag vergl'ltet. Der dem aufnehmenden Netzbetreiber 

vornelagerte Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) ist seinerseits zur Zahlung des l<Wl<­

Zuschlags verpflichtet. 

2. l<911zessionsabgaben (S. 1 l'ir. 2) 


l<onzessionsabgaben sind Entgelte, die Energieversorgungsunternehmen flir die Ein­


räumung des Rechts zur Benutzung öffentlicher Verkehrswege für die Verlegung und 


den Betrieb von Leitungen, die der unmittelbaren Versorgung von Letztverbrauchern 


im Gemeindegebiet mit Energie dienen, entrichten (§ 48 Abs. 1 EnWG). Die Position 


ist ertrags- und aufwandsseitig relevant (Ansatz in jeweils gleicher Höhe). Bei l<on­


zessionsabgaben handelt es sich dem Grunde nach um dauerhaft nicht beeinfluss~ 


bare l<ostenanteile gemäß§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 ARegV. 


3. Betriebssteuern (8. 1 Nr. 3) 


Betriebssteuern im Sinne des § 11 Abs.2 S.1 Nr.3 ARegV sind alle Steuern, die in 


der Steuerbilanz abzugsfähige Betriebsausgaben sind (BR-Drs. 417/07, S.51) .. Dem­

. entsprechend unterfallen 	etwa Grundsteuern, die l<fz-Steuer oder Energiesteuern 

dem Grunde nach der Regelung des§ 11 Abs.2 S.1 Nr.3 ARegV. Die kalkulatorische 

Gewerbesteuer gemäß § 8 StromNEV stellt keine Betriebssteuer nach § 11 Abs.2 · 

S: 1 Nr.3 ARegV dar. 

4. Erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen (S. 1 Nr. 4) 

Bei Aufwendungen an vorgelagerte Netzbetreiber handelt es sich dem Grunde nach 

um dauerhaft nicht beeinflussbare l<ostenanteiie gemäß§ 11 Abs. 2 S.1 Nr.4. Zu den 

vorgelagerten Netzkosten zählen neben den Kosten für Leistung, Arbeit, Messung, 

Abrechnung und Messstellenbetrieb auch folgende Aufwendungen: 
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o Aufwcmdunnen flir Netzreservekapazität 

Aufwendunnen gernfü~ § 14 Abs. 2 StrornNEV 

Aufwendungen für unterspannunnsseitige Messung 

Aufwendungen flir l:llindstrorn 

Aufwendungen aus singulär nenutzten l:letriebsrnitteln 

5. NachrCmtunq von Wechselrichtern nach §_ 1 O Abs. 1 der Systemstabilitätsverord­


nunq (S. 1 Nr. 5} 


l<osten für' die Nachrüstung von Wechselrichtern gemäß § 1 O Abs. 1 SysStabV. Die­


se l<osten sind für das Basisjahr nicht relevant. 


§,_ Genehmig!fl lnvestitionsmaßnaht)1en (S. 1 Nr. 6_.L!nd 6al 

· Kosten aus genehmigten Investitionsmaßnahmen sind gemäß § 11 Abs. 2 S.1 Nr. 6 

und 6a ARegV dauerhaft nicht beeinflussbare l<ostenanteile. 

7. Mehrkosten für die Errichtung, den Betrieb und die Änderung von Erdkabeln nach 


§ 43 s. 1 Nr. 3 und Satz 3 EnWG soweit diese nicht nach Nr. 6 b~irlickslchtigt werden 


und soweit die l<osten bei effizientem Netzbetrieb entstehen (S. 1 Nr. 7) 


In dieser Position sind die Mehrl<osten für die Errichtung, den Betrieb und die Ände­


rung von Erdkabeln nach § 43 S. 1 Nr. 3 und Satz 3 EnWG soweit diese nicht nach 


Nr. 6 berlicksichllgt werden und soweit die Kosten bei effizientem Netzbetrieb ent­


stehen zu verbuchen. Soweit diese Kosten vorliegen, handelt es sich um dauerhaft 


nicht beeinflussbare Kostenanteile nach S. 1 Nr. 7 ARegV. 


8. Vermiederie Netzentgelte l.S.v. § 18 StromNEV, § 35 Abs. 2 E;EG und § 4 .Abs. 3 


KWKG (S. 1 Nr. 8) 


Betreiber von dezentralen Erzeugungsanlagen erhalten nach § 18 StromNEV vom 


Netzbetreiber ein Entgelt, das den gegenüber den vorgelagerten Netz- oder Um­


spannebenen durch die jeweilige Einspeisung vermiedenen Netzentgelten entspricht. 


· 








Entsprechend § 5 Abs. 3 StromNEV sind hierbei die Zahlungen des letzten abge-

schlossenen Geschäftsjahres als Kostenposition bei der Bestimmung der Netzkosten 

zu berlickslchtigen. Bei Aufwendungen für Stromeinspeisung durch Betreiber dezent­


raler Erzeugungsanlagen nach§ 18 StromNEV handelt es sich dem Grunde nach um 

dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile gemäß § 11 Abs. 2 S.1 Nr.8 ARegV. 


o 

o 

o 

o 



.U9. E1weiterter BiL91}{'.ausqleich ClliflL§ 35 GasNZV 

Fnr ßetreibHr von Elel<trizitätsversornungsnetzen nicht relevant. 

8b. Zahlungen an Städte und Gemeindennach Maf~gabe von § 5 Abs. 4 StromNEV 

f§._J Nr. Bli) 

In dieser Position sind die Zahlungen an Städte oder Gemeinden nach Maßgabe von 

§ 5 Abs. 4 StromNEV zu verbuchen. Bei dieser Position handelt es sich dem Grunde 

nach um dauerhaft nicht beeinflussbare l<ostenanteile gemäß § 11 Abs. 2 S.1 Nr. 8b 

ARegV. 

9. TarifvertragJiche Vereinbarungen zu Lohnzusatz und VersorgungsleislLJ!.)gen (S. 1 

Nr. 9) 


Dauerhaft nicht beeinflussbare l\ostenanteile werden zwar nicht dem Effizienzver­


gleich zugeführt, mlissen aber dennoch ·~ wie alle l<ostenanteile - gern. § 4 Abs. ·1 


StromNEV effizient sein. Zur Prlifung des Effizienzgebots sind Frerndvergleichsmaß­


stäbe heranzuziehen, die insbesondere die Angemessenheit von betrieblichen Zu­


satzvereinbarungen im Blick haben. 


l<osten aus betrieblichen und tarifvertraglichen Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und 


Versorgungsleistungen, soweit diese .in der Zeit vor dem 31. Dezember 2008 abge­


schlossen worden sind, sind gemäß § 11 Abs.2 S.1 Nr.9 ARegV dauerhaft nicht be­


einflussbare l<ostenanteile. Diesbezüglich geht die Beschlusskarnrner davon aus, 


dass von dieser Regelung nur jene Mitarbeiter erfasst werden, die auf Grundlage 


eines Arbeitsvertrages direkt bei dem Netzbetreiber tätig sind. 


Da die Überleitung von Arbeitnehmern auf den rechtlich selbständigen Netzbetreiber 


zum 31. Dezember 2008 aus den verschiedensten Grlinden noch nicht vollständig 


abgeschlossen war, wurde flir die erste Regulierungsperiode eine Übergangsrege­


lung akzeplie1i. Es war danach zulässig, die l<osten flir betrieblich und tarifvertraglich 


geregelte Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen von Mitarbeitern als dauerhaft 


nicht beeinflussbare l<ostenanteile auszuweisen, die noch nicht unmittelbar beim 


Netzbetreiber beschäftigt waren, deren Tätigkeit aber ausschließlich flir den jeweili­


gen Netzbetreiber erfolgte und deren endgültige Überleitung in ein arbeitsvertragli­


ches Beschäftigungsverhältnis beim Netzbetreiber angestrebt war. 


Wollte der Netzbetreiber von der Übergangsregelung für die erste Regulierungsperi­


ode Gebrauch machen, so hatte er entsprechend eiern Leitfaden „Große Netzgesell­
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schart'' bis zum 31.03.2013 rmchvollziehbar dmzule}Jen und zu quantifizieren, W<~lche 

Mitarbeiter uusschlief~lich rnr das Netz tätin wure11 und bis zum Abschluss der <~rston 

Henulierungsperiocle auf den Nelzlrntreiber irn oben nenannten Sinne übernoleitet 

werden sollten. Die Umstrukturierunn ist der Beschlusskammer in l"orm eines recht­

lich verbindlichen personenscharfen Nachweises vorzulegen, der bek~nt, dass der 

einzelne Arbeitnehmcir in der zweiten negulierungsperiode aufgrund eines Arbeits­

vertrages direkt bei der Netzgesellschaft tätig ist. Dieser personenscharfe Nachweis 

ist spätestens mit Ablauf der Stellungnahmefrist, soweit nicht bereits erfolgt, zu 

übermitteln. Ergänzend zu dem personenscharfen Nachweis müssen auch die PZI< 

mitgeteilt werden, die zu den übergeleiteten Mitarbeitern gehören. Eine weitere 

Übergangsregelung für die zweite Regulierungsperiode ist nicht vorgesehen. 

Mit Beginn der zweiten Regulierungsperiode werden daher nur noch die Versor„ 

gungsleistungen derjenigen Mitarbeiter als dauerhaft nicht beeinflussbare l<ostenan­

teile nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 9 ARegV berücksichtigt, die auf Grundlage eines un­

mittelbar mit dem Netzbetreiber geschlossenen Arbeitsvertrages ausschließlich dort 

tätig sind. Lohnzusatzleistungen derjenigen Arbeitnehmer, die aufgrund von Dienst­

leistungsverträgen oder Mitarbeiterüberlassungen fllr die Netzgesellschaft tätig sind, 

gelten ebenso nicht als dauerhaft nicht beeinflussbar. 

10. Betriebs- und Personalratstätigl<eit (S. 1 Nr. 10) 


l<osten der im gesetzlichen. Rahmen ausgeübten Betriebs- und Personalratstätigkeit 


sind gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 10 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbare f<ostenan­


teile. 


11. Berufsausbildung und Weiterbildung im Unternehmen und Betriebsl<inder­


tagesstätten IS. 1 Nr. 11) 


f<osten der Berufsausbildung und Weiterbildung im Unternehmen und von Betriebs­


kindertagesstätten für l<inder der im Netzbereich beschäftigten Betriebsangehörigen 


sind nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 11 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbare l<ostenantel­


le. 


12. Pauschalierter Investitionszuschlag nach§ 25 ARegV (S. 1 Nr. 12} 


Gern. § 34 Abs. 4 ARegV ist der pauschalierte Investitionszuschlag gem„ § 25 


ARegV nur bis zum 31.12.2013 anzuwenden und ist insofern nicht mehr relevant für 


die zweite Regulierungsperiode (Strom). 
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.13~ ,11,uflösunq von Nett:unuchlusskostenbeiträ~Jen und Bm1kostonzus<;liüsson (S. 1 

Jii:._1:tl 
Auflösunwrn von Notzanschlusskostenbeiträgen und llaukostenzuschnssen nach § 9 

Abs. 1 Satz 1. Nr. 3 und 4 i.V.m. Satz 2 StromN1°V sind als dauerhaft nicht b~min·· 

flussbarn l<ostenantc~ile gern. § 11 Abs. 2 Nr. 13 ARegV zu berücksichtigen. 

14. Ausqleichsrnechanisl)1us nach§ 2 Abs. 4 Energieleitunqsausbaugesetz (S. 1 Nr.. 

11} 


Die l<osten aus dem bundesweiten Ausgleichsmechanismus nach § 2 Abs. 4 EnLAG 


sind als dauerhaft nicht beeinflussbare l<osten nach § 11 Abs. 2 Nr. 14 ARegV zu 


berücksichtigen. 
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U. Verglelchburlrnitsrnch1111t1{l 

Die l<apitall(Os\en sollfln gemäß§ 111 Abs. 1 Nr. 3 S. 1 Ar~e\JV 7Ur Durchführung des 

Effizienzvergkiichs so bestimmt werden, dass ihre Vergleichbarl<eit möglichst ge­

währleistet ist und Verzerrungen berl'lcksichtigt werden, wie sie insbesondere durch 

unterschiedliche Altersstrukturen der Anlagen, Abschreibungs- und Aktivierungsprak­

tiken entstehen können. 

Die l<apitalkosten umfassen gemäß § 14 Abs. 1 Nr. 3 S. 3 ARegV die Fremdkapital­

zinsen gemäß§ 5 Abs. 2 StromNEV, die kalkulatorische Abschreibungen gemäß § 6 

StromNEV und die kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung gemäß§ 7 StromNEV. 

Zur Gewährleistung der Vergleichbarkeit der Kapitalkosten ist gemäß § 14 Abs. 1 Nr. 

3 i.V.m Abs. 2 ARegV eine Vergleichbarkeitsrechnung zur Ermittlung von l<apitall<os­

tenannuitäten durchzuführen. Die Standardisierung der l<apitalkosten stellt sicher, 

dass die Durchführung effizienter Ersatzinvestitionen nicht zu einer verschlechterten 

Effizienzbewertung des Netzbetreibers führt. 

Die Kapitalkostenannuität wird für jede Anlagengruppe der Anlage 1 der StromNEV 

mit Hilfe des Annuitätenfaktors wie folgt gebildet: 

An"" TNW.* q11i * (q-l) 
1 1 ( qll1. -1 ) 

An1 = Annuität der Anlagengruppe 
i 

TNW1 = Tagesneuwert der 
Anlagengruppe i 

Q = 1 +Zinssatz 
n; = Nutzungsdauer der Anla­

gengruppe i 

Die Summe der Annuitäten aller Anlagengruppen und die standardisierte Verzinsung 

der von diesen Annuitäten nicht erfassten, aber zu verzinsenden Bilanzwerte bilden 

die standardisierten Kapitalkosten gemäß§ 14 Abs. 1 Nr. 3 1. V. m. Abs. 2 ARegV. 



Durch die l<estenannuitäten werden die Abschrnibungen und die Verzinsung des 

Sachanlagevermögens standardisi(0tl. Neben der Verzinsung des Sachanlagover·­

rnögens sieht § l Abs. 1 8, 2 StrornNF:V auch die VmzinBLm(J weiterer Bilanzwerte 

vor. Diese Verzinsung wird von den Annuitäten nicht erfasst. IJie l<apitalkosten hier" 

für werden ber!lcksichtigt, Indern die Bilanzwerte mit dem gewichteten Zinssatz mul­

tipliziert werden. Hinsichtlich des Zinssatzes findet insoweit auch § 14 Abs. 2 ARegV 

Anwendung. Einer besonderen Berücksichtigung des Abzugskapitals bedarf es nicht, 

da im Rahmen der Standardisierungsrechnung hierfür ein Pauschalansatz in der 

Form des gewichteten Zinssatzes herangezogen wird. 

Die Vergleichbarkeitsrechnung hat gemäß § 14 Abs. 2 S. 1 ARegV auf Grundlage 

der Tagesneuwerte (TNW) des Anlagevermögens des Netzbetreibers zu erfolgen. 

Zur Berechnung der TNW wurden die im Rahme_n der Bestimmung des Ausgangsni­

veaus nach § 6 Abs. 1 ARegV für die zweite Regulierungsperiode zu Grunde geleg­

ten historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten (AK/HI<) und die Indexreihen 

gemäß § 6 Abs. 3 S. 2 i.V.m. § Ga StromNEV verwendet. Für die Ermittlung von ein­

heitlichen Nutzungsdauern flir jede Anlagengruppe sind gemäß § 14 Abs. 2 S. 2 

ARegV die unteren Werte der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauern in Anlage 1 der 

StromNEV zu verwenden. Der zu verwendende Zinssatz bestimmt sich gemäß § 14 

Abs. 2 S. 3 ARegV als gewichteter Mittelwert aus Eigenkapitalzinssatz und Fremd­

l<apilalzinssatz, wobei der Eigenkapitalzinssatz mit 40 Prozent und der Fremdkapital­

zinssatz mit 60 Prozent zu gewichten ist. Von den 60 Prozent des Fremdkapitaizins­

satzes entfallen gemäß § 14 Abs. 2 S. 4 ARegV 25 Prozentpunkte auf unverzinsli­

ches Fremdkapital. 

Für das Eigenkapital sind gemäß § 14 Abs. 2 S. 5 ARegV die nach § 7 Abs. 6 

StromNEV für Neuanlagen geltenden Eigenkapitalzinssätze anzusetzen. Es wurde 

der Eigenkapitalzinssatz für Neuanlagen in Höhe von 9,05 Prozent gemäß§ 7 Abs. 6 

StromNEV für alle Anlagen zu Grunde gelegt, da es Sinn und Zweck der Vergleich­

barkeitsrechnung ist von der spezifischen Investitionshistorie des einzelnen Netzbe­

treibers zu abstrahieren. 

Für das verzinsliche Fremdkapital richtet sich die Verzinsung gemäß§ 14 Abs. 2 S. 6 

ARegV nach dem auf die letzen zehn abgeschlossenen l<alenderjahre bezogenen 

Durchschnitt der von der Deutschen Bundesbank veröffentlichten Umlaufrendite fest­

verzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten. Die nachstehende Tabelle stellt 

die entsprechenden Jahresdurchschnittswerte seit 1999 dar. 
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Tabelle 1: Umlaufrondite feBtverzinslit;hot• Wortpapiorn inländiBchor Emittenten 
- ___„ __... ___,__„„___ -'"'--"' -·· 

-10..]ah1:zfä:-Mi1te1 1°/J­
1999 
,Jahr Umlaufrondito [%] 

4,3 

2000 
 5,4------· 
2001 4,8 

2002 
 4,'7 
2003 3,7 

2004 
 3,7 

2005 
 3,1 

2006 
 3,8 

2007 
 4,3 

2008 
 4,2 

2009 
 3,2 4,08 

2010 
 2,5 3,80 

2011 
 2,6 3,58 

Quelle: l<apltalmarktstatlstlk der Doutschen Bundesbanll" 

Für den hier relevanten Zeitraum 2002 bis 2011 leitet sich hieraus für die genannten 

festverzinslichen Papiere eine durchschnittliche Rendite von 3,58 % ab. 

Der Eigenl<apital- und der Fremdkapitalzinssatz sind gemäß § 14 Abs. 2 S. 7 ARegV 

um den auf die letzten zehn abgeschlossenen l<alenderjahre bezogenen Durch­

schnitt der Preisänderungsrate nach dem vom Statistischen Bundesamt veröffentlich­

ten Verbraucherpreisgesamtindex zu ermäßigen. 

Tabelle 2: Verbraucherpreisgesamtindex für Deutschland (Jahreswerte) 

Jahr Index. Veränderungsrate 10-Jahres-Mittel [%] 
1999 84,5 
2000 85,7 0,014 
2001 87,4 0,020 
2002 88,6 0,014 
2003 89,6 0,011 
2004 91,0 0,016 
2005 92,5 0,016 
2006 
2007 

93,9 
96,1 

0,015 
0,023 

-

2008 98,6 0,026 
2009 98,9 0,003 
2010 100,0 0,011 
2011 102, 1 0,021 
Quelle: Statistisches Bundesamt• 

1,57 

4 

hltp:l/v11.w1.bundesbank.de/Navlgatlon/DE/Slal!sllken/Zel\celhen_Datenbanken/Makrooekonomlsche_Zeitcelhen/ils_llst_node.ht 
ml?llslid"l'IWW_s140_ito1 (Sland:20.11. 2012) 
6 

- 122 ­



In Tabelle 2 sind die cntsprechenckm W<-)rte seit dem ,Jahr 19fl9 dargestellt. Hieraus

leitet sich Hir <km Verbraucherpreisgesmntindex für den rHlevanten Zeltraurn 2002 

bis 2011 ein durchschnittlicher Wort von 1,b'/ % ab. llie Errniißigung der Linssiitzo

erfol(Jt anhand der nachstel1e11de11 Formol: 

Zi11s = 
JWI

Zi11s . - VPl 
1 //Oll/ 

Daraus fol(Jt ein Wert für den realen Ei~Jenkapitalzinssatz (El<-Zins rear) in Höhe von 

7,40 % und für den realen Fremdkapitalzinssatz (Fl<-Zins rear) ein Wert von 2,01 %. 

Der zu verwendende Zinssatz (Zins Mi/101) bestimmt sich oemäß § 1'I Abs. 2 S. 3 

AReoV als gewichteter Mittelwert aus Eioenkapitalzinssatz und Fremdkapitalzins­

satz, wobei der Eioenkapltalzlnssatz mit 40 Prozent und der Fremdl1apitalzinssatz mit

60 Prozent zu oewichten ist. Von den 60 Prozent des Frerndkapitalzinssatzes entfal­

len (Jemäß § 14 Abs. 2 S. 4 Al~egV 25 Prozentpunkte auf unverzinsliches Fremdka­

pital. 

Der gewichtete Zinssatz wird nach folgender Formel ermittelt: 

Zins Mittel "'40 % * Ef<·Zlns roal + 35 % * FK·Zlns real+ 25 % * 0 

Hieraus er(Jibt sich ein gewichteter Zinssatz in Höhe von 3,70 %. 

9. Vergleichsparametet' 


Die Vergleichsparameter gern.§ 13 Abs. 1, Abs. 3 und Abs. 4 ARegV, die dem Effi­


zienzvergleich zu Grunde gelegt werden, sind in Anlage 7 aufgeführt. 


II. 

Aus den beigefügten Anlagen 1 bis 7 sind die Ergebnisse im Einzelnen ersichtlich. 

 

 

 

hl!ps://wiW1.destaUs,de/DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelVPrelseNerbraucherprelslndlzes1Tabellen_Nerbraucherprels 

eKategorlen.html?cms_glp=14511O_slot%253D2&https=1 (Stand:26.04.2013) 

- 123 ­



Anlage SR: Saldo l'{egulierungslwnto ?.009 bis 2012 

Berochtrnng del' zu„ und Alrnchlägo auf dio El'lösobergrnnzen der 


zweit<rn f{ogulierungsporiodo zum Ausulei<:h düs HeuuliHrunrJskontosaldm; 


im l~ogolverfahren 
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Anlawi SI{: Saldo Rcioulierunnslwnto 2009 bis 2012 

1. Vorbcrn10rl<tm~jen 

Zur Ermittlung der Erlösobergrem:en für die zweite Henulien111osperiode sind nemäf~ 

§§ () Abs. 4, 34 Abs. 2 ARerJV Zu· bzw. AbschlärJe zu ermitteln, die sich aus dem 

Saldo des RerJulierungskontos zum :J1.12.2012 ergeben und cliese1i ausgleichen. 

Die Zu· und Abschläge sind gemäß § 5 Abs. 4 S. 3 und Abs. 2 S. 3 Al~enV zu ver·· 

zinsen. 

Für die Berechnunn der Zu- und Abschläne auf die Erlösobergrenzen der zweiten 

Regulierungsperiode wird zunächst der Saldo zum 31.12.2012 ermittelt. Dieser wird 

sodann um ein Jahr aufgezinst, um zu berücksichtigen, dass die Auflösung des Re· 

gulierungskontosaldos erst am 01.01.2014 beginnt. 

Der Ausgleich des aufgezinsten Saldos zum 31.12.2012 erfolgt in 5 gleichmäßigen 

jährlichen Raten ab dem 01.01.2014. Zusätzlich erfolgt eine Verzinsung des im je­

weiligen l<alenderjahr durchschnittlich gebundenen Saldos nach § 5 Abs. 2 ARegV. 

Der Zinssatz für die Aufzinsung im Jahr 2013 und den gesamten Auflösungszeitraum 

entspricht dem 1O~jährigen Durchschnitt der von der Bundesbank veröffentlichten 

Umlaufsrenditen "festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten" der l<alen­

derjahre 2003 bis 2012 in Höhe von 3,25 %. 

2. Positionen im Regulierungslrnnto 

Die einzelnen Positionen im Regulierungsl<onto ergeben sich aus § 5 Abs. 1 ARegV. 

Für den Strombereich sind dies im Einzelnen: 

1. 	 die Differenz zwischen den nach § 4 ARegV zulässigen Erlösen und den vom 

Netzbetreiber unter Berücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklungen 

erzielbaren Erlösen (§ 5 Abs. 1 S. 1 ARegV), 

2. 	 die Differenz zwischen den tatsächlich entstandenen Kosten nach § 11 Abs. 2 

S. 1 Nr. 4 bis 6, 8 und 15 ARegV und den in der Erlösobergrenze diesbezüg­

lich enthaltenen Ansätzen (§ 5 Abs. 1 S. 2 ARegV i. m. V. § 11 Abs. 2 s. 1 

Nr. 4 bis 6, 8 und 15 ARegV) sowie 

3. 	 die Differenz zwischen den bei effizienter Leistungserbringung entstehenden 

Kosten des Messstellenbetriebs oder der Messung und den in der Erlösober­

grenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen, soweit diese Differenz durch Än­

derungen der Zahl der Anschlussnutzer, bei denen Messstellenbetrieb oder 
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Anlage §R: Saldo Renuli<ll'lHl!JSl<onto 2009 his 2012 

Mnr;sut19 durch dnn Notzbc~treiber durchgeführt wird, oclHr durch MaßnahmHn 

nach § 21b Abs. 3a und 3b EnW<3 sowie nach § 1ßb StrornNZV VHrursacht 

wird (§ 5 Abs. 1 s. :~ Ar{egV). 

GHmäf.~ § :l4 Abs. 2 Al~egV wird der f{c~gulierungskontosaldo abwoiclrnnd von § !i 

Abs. 4 ARegV flir die ersten vier Jahre der ersten Regulierungsperiode ermiltHlt. Die 

jHweils in den Jahren 2009, 2010, 20·11 und 2012 entstandenen Differenzen sind An­

lage A2 zu entnehmen. 

2.1. Differnnz zwischen zulässigen Erlösen und erzielbaren Erlösen 

Gemäß § () Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz clHr zulässigen Erlöse und der vom 

Netzbetreiber unter Berücksichtigung der tatsächlichen MHngenentwicklun~J erzielba­

ren Erlöse im Regulierungskonto zu erfassen. 

2.1.1. Zulässige Erlöse 

Die zulässigen Erlöse bestimmen sich gemäß § 4 ARegV. Dabei ist die gemäß § 4 

Abs. 1 und 2 ARegV bestimmte Erlösobergrenze nach Maßgabe von § 4 Abs. 3 bis 5 

ARegV jeweils zum 01. Januar eines Kalenderjahres vorn Netzbetreiber anzupassen. 

Dies umfasst die zulässige Anpassung der jeweiligen l<alenderjährlichen Erlösober­

grenze in Folge von: 

" 	 Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 

S. 	1 Nr. 1 ARegV), 

• 	 AnderL1ngen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 

Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis ß, Sb bis 11 und 12a bis 15 ARegV sowie § 11 Abs. 2 S. 

2 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) 

Weiterhin l<önnen Anpassungen aufgrund von Mehr- und Mindererlösen nach § 

34 Abs. 1 ARegV i. V. m. § 11 StromNEV (Periodenllbergrelfende Saldierung) 

sowie einer Mehrerlösabschöpfung nach § 34 Abs. 1 ARegV i. V. m. § 11 Strorn­

NEV in analoger Anwendung erfolgen. 

Zudem l<önnen jeweils auf Antrag des Netzbetreibers gemäß§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 

und 2 ARegV Anpassungen der Erlösobergrenze in Folge von beschiedenen An­

trägen 
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Anlago SH: Saldo Ronulienm(JBlwnto 200H bis 201?. 

" nach Maßgabe des § 10 Af~e~JV (E1weilerun~Jsfaktor) und 

" einer nicht ;:umutbaren Härte (l lä1 tefall) 

gewilhrt werden. 

Eine Anpmrnung der kalenck~rjährlichen Erlösoberwenze nach § 4 Abs. fS ARegV er­

folnt entsprechend des im Jahr 2012 bestimmten Qualitätselementes. 

Der Netzbetreiber hat am 04.12.2013 einen öffentlich-rechtlichen Vertrag mit der 

Bundesnetzagentur geschlossen. Dadurch wurden die der jährlichen Entgeitbildung 

zu Grunde zu legenden Beträge geändert. Eine Anpassung der Erlösobergrenze er­

folgte durch den öffentlich-rechtlichen Vertrag nur fllr das l<alenderjahr 2012. Zur ße­

stilrnnung der zulässigen Erlöse ist somit für die l<alenderjahre 2009 bis 2011 gene­

rell auf die vor Abschluss des öffentlich-rechtlichen Vertrages ursprünglich festgeleg­

ten bzw: nach § 4 Abs. 3 und 4 ARegV angepassten kalenderjährlichen Erlösober­

grenzen abzustellen. 

2.1.1.1. Zulässige Erlöse 2009 

Die Beschlusskammer hat mit Festlegung nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV 1. V. m. § 29 


Abs. 1 EnWG vom 26.01.2009 (81<8-08/1781-11) eine kalenderjährliche Erlösober­


grenze für das Jahr 2009 festgelegt. Eine detaillierte Aufgliederung de.r Erlösober­


grenze findet sich In Anlage A 1 der genannten Erlösobergrenzenfestlegung. In der 


Anlage A3 zu diesem Dokument wird die festgelegte Erlösobergrenze des Jahres 


. 2009 den diesbezüglichen Angaben des Netzbetreibers gegenübergestellt. Eine An­


passung der Erlösobergrenze gemäß § 4 Abs. 3 ARegV erfolgte in der ersten Regu­


lierungsperiode nach § 4 Abs. 3 S. 3 ARegV i. V. m. § 34 Abs. 4 S. 2 ARegV erstma­


lig zum 01.01.2010 (§ 4 Abs. 2 S. 2 ARegV). 

Mehr- und Mindererlöse nach § 34 Abs. 1 i. V. m. § 11 StromNEV der Jahre 2006 

und 2007 wurden bereits bei der Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergren­

zen der ersten Regulierungsperiode berücksichtigt und sind damit in den ausgewie­

senen festgelegten Erlösobergrenzen enthalten. 
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Anlano SR: Saldo Rogulicn-unuskonto 2009 bis 2012 

Sofern Anpassungen aufgrund einer Mehrerlösabschöpfung nach § 3tl Abs. 1 AHerJV 

i. V. m. § 11 StromNEV in analoger Anwendung stattnefund<ltl haben, sind diese erst 

ab dem ,Jahr 2010 relevant. 

Eine Anpassung der festgelegt~m kalenderjährlichen Erlösoberwenzen aufgrund von 

§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV (Härtefall) erfolgte nicht. 

Damit ist hinsichtlich der zulässigen Erlöse des ,Jahres 2009 auf die von der Be­

schlusskammer festgelegte l<alenderjährliche Erlösobergrenze des Jahres 2009 ab„ 

zustellen. 

2.1.1.2. Zulässige Erlöse 2010 

Die gemäß § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i. V. m. § 29 Abs. 1 EnWG festgelegte Erlös­

obergrenze fl'lr das Jahr 2010 findet sich in Anlage A3 und wird dem entsprechenden 

Wert des Netzbetreibers gegenübergestellt. 

Die aus Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Erlösobergrenze wird in An­

lage A3 der vom Netzbetreiber angepassten Erlösobergrenze gegenl'lbergestellt. Die 

ggf. ermittelten Differenzen in den Einzelbestandteilen der Erlösobergrenze gegen­

über dem Ansatz des Netzbetreibers ergeben sich ebenfalls aus Anlage A3. Etwaige 

Differenzen werden nachfolgend erläutert: 

2.1.1.2.1. 	Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § B ARegV 

(§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2010 ist die 

Änderung des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen. 

Hierfür ist der Verbrauchergesamtpreisindex in Höhe von 106,60 zu verwenden. 
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Anlug0 SR: Saldo fhiguli0nrngskonto ::!009 bis ::!012 

2.1.1.::!.2. Ändurung<rn von datHHhaft nicht b0einflussburn11 f(ostunu11foilen 


nach§ 11 Abs. 2 S, 1 Nr. 1 bin ß, ßb bis 1!l ARegV sowie§ 11 AbN. 2 


S. 2 ARenV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARenV) 

llei einer Änderung von dauerhaft nicht beeinflussbaren l<ostenanteilen nach § 11 

Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis B, Bb bis 11und12a bis 15, S. 2 ARegV ist die festgelegte ka" 

lenderjährliche Erlösobergrenze fJemäß § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV jeweils zum 

01.01. eines l<alenderjahres anzupassen. 

Im Rahmen seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 1 ARefJV hat der Netzbetreiber 

der Beschlussl(ammer für das l<alenderjahr 2010 Angaben hinsichtlich der Anpas­

sung der kalenderjährlichen Erlösobergrenmn nach § 4 Abs. 3 ARegV sowie der den 

jeweiligen Anpassungen zugrunde liegenden Änderungen von dauerhaft nicht beein­

f1L1ssbaren l<ostenanteilen nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV übermittelt. 

In Anlage A3a findet sich eine Gegenüberstellung der vom Netzbetreiber vorgenom­

menen Anpassungen und der aus Sicht der Beschlusskammer nach § 4 Abs. 3 S. 1 

Nr. 2 ARegV anerkennungsfähigen Anpassungen. 

Folgende Anpassungen des Netzbetreibers zum 01.01.2010 waren aus Sicht der 

Beschlusskammer nicht anerkennungsfähig: 

Baul<os/enzuschilsse / Nelzansch/uss/ws/enbeiträge. 

Der Netzbetreiber hat in den Erhebungsbögen der. Jahre 2010 bis 2013 unterschied­

liche Zugangswerte für Baukostenzuschüsse (Bl<Z) und Netzanschlussbeiträge 

(NAB) angegeben (siehe folgende Tabellen). 
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2007 


2008 


2007 


2008 


Anlaue SR: Saldo Reguliernngslwnto 2009 bis 2012 

Um zu gewährleisten, dass an den Netznutzer sämtliche kostenmindernden Erlöse 

ausgeschüttet werden, sind die endgültigen jährlichen Bl<Z- sowie NAB-Zugänge zu 

betrachten. 

Unter Berücksichtigung einer linearen Abschreibung tiber 20 Jahre ergeben sich 

Mehrerlöse in Höhe von (li;t\ €, die die zulässigen Erlöse vermindern. 

2.1.1.2.3. Anpassung aufgrund von Mehr- und Mindererlösen nach § 34 Abs. 1 

ARegV i. V. m. § 11 StromNEV (Perioden übergreifende Saldlerung) 

Eine Anpassung aufgrund von Mehr- und Mindererlösen nach § 34 Abs. 1 ARegV 

i. V. m. § 11 StromNEV (PeriodenObergreifende Saldierung 2008) ist der Anlage A 1 

des Ergebnisschreibens zur Periodenlibergreifenden Saldierung 2008. zu entneh­

men. 

2.1.1.2.4. Anpassungen aufgrund von Mehr- oder Mindererlösen nach § 34 

Abs. 1 ARegV i. V. m. § 11 StromNEV analog 

Sofern eine Anpassung aufgrund einer Mehrerlösabschöpfung nach § 34 Abs. 1 

ARegV i. V. m. § 11 StromNEV analog stattgefunden hat, ist diese bei der Berech­

nung der zulässigen Erlösobergrenze in Anlage A3 berC1cksichligt worden. Abwei-
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Anlage SR: Saldo Reguliernngsko11to 2009 bis 2012 

chungc"n des von der l:leschltmskammor ermittelten Wc~r tHs zu den An9abe11 des 

Netzbetreibern sind ebenfalls der A11la9e A3 zu entn<~hmen. 

Sofern verspätete Genehmi~1unqen von individuellen Netzentgelt©-n nuch § 19 Abs. 2 

StromNEV für Zeiträume bis zum 31.12.201 O von dm Bundesnetza9entur zu vertre­

ten sind, erfolgt eine Anpassung nach § 34 Abs. 1 ARegV i. V. rn. § 11 StromNEV 

analo9. Bei der Berechnung der zulässigen Erlösobergrenze in Anla9e A3 sind die 

sich ergebenden Mindererlöse berücksichtigt worden. Abweichungen des von der 

Beschlusskammer ermittelten Wertes zu den An9aben des Netzbetreibers sind eben·­

falls der Anlage A3 zu entnehmen. 

2.1.1.2.5. 	Anpassung nach Maßgabe des§ 10 ARe(JV (Erweiterungsfaktor) ge­

mäß§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 ARegV 

Sofern die Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) 

gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 ARegV angepasst wurde, ist diese bei der Berechnung 

der zulässigen Erlösobergrenze in der Anlage A3 berlicl<sichtigt worden. Abweichun­

gen des von der Beschlusskammer ermittelten Wertes zu den Angaben des Netzbe­

treibers sind ebenfalls der Anlage A3 zu entnehmen. 

Bei der Bestimmung des Anpassungsbetrages aufgrund eines Erweiterungsfaktoran­

trags für das Jahr 2010 hat die Beschlusskammer den aktuell gültigen Verbraucher­

preisgesamtlndex zu Grunde gelegt. Sofern im Beschluss die Anpassung der kalen­

derjährlichen Erlösobergrenzen auf Grund eines Erweiterungsfaktorantrags mithilfe 

eines abweichenden Verbraucherpreisindexes ermittelt wurde, l<önnen sich hieraus 

Differenzen ergeben. 

2.1.1.2.6. 	Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Härte (Härtefall) gemäß 

§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARe(JV 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von 

§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 
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Anlano SR: Saldo f{ogulierunnBlrnnt.o 2009 bis 2012 

2.1.1.2./. Anpas~;ung aufnnmcl eines pawrnhalierten lnveBtitionszuschlans 

gernifü § 2fi AHe~JV 

Eine Anpassunn der l<nlenderjährlichen Erlösobernrenzen aufnnmd § 25 ARegV er~ 

folnte nicht. 
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Anlage SR: Saldo Rouulioru11nsko11to 2009 bis 2012 

2. 1.1.3. ZulässifJH Etföse 2011 

Die gemfü.\ § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARe~JV i. V. m. § 29 Abs. 1 EnWG festnc"legte Frlös­

obergrenze für das Jahr 2011 findet sich in Anlaw~ A3 und wird dem entsprechenden 

Wert des Netzbetreibers gegenübergestellt. 

Die mm Sicht der ßeschlussl<atrnner korrekt angepasste Erlösobergrenze wird in An­

lage A:3 der vom Netzbetreiber angepassten Erlösobergrenze gegenlibergestellt. Die 

ggf. ermittelten Differenzen in den Einzelbestandteilen der Erlösobergrenze gegen­

über dern Ansatz des Netzbetreibers ergeben sich ebenfalls aus Anlage A3. Etwaige 

Abweichungen werden nachfolgend erläutert. 

2.1.1.3.1. Ä11denmue11 des Verbraucheq>t'eisgesatntindexes nach § 3 ARegV 

(§ 4 Abs. 3 S. 1 Nt·. 1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2011 ist die 

Änderung des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen. 

Hierfür ist der Verbrauchergesamtpreisindex in Höhe von 107 ,00 zu verwenden. 

2.1. 1.3.2. Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen 

nach§ 11Abs.2 S.1Nr.1bis3, 3b bis 15 AReuV sowie§ 11 Abs. 2 

S. 2 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) 

Bei einer Änderung von dauerhaft nicht beeinflussbaren l<ostenanteilen nach § 11 

Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 3, 8b bis 11 und 12a bis 15, S. 2 ARegV ist die festgelegte ka­

lenderjährliche Erlösobergrenze gemäß § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV jeweils zum 

01.01. eines Kalenderjahres anzupassen. 

Im Rahmen seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 1 ARegV hat der Netzbetreiber 

der Beschlusskammer für das Kalenderjahr 2011 Angaben hinsichtlich der Anpas­

sung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 3 ARegV sowie der den 

jeweiligen Anpassungen zugrunde liegenden Änderungen von dauerhaft nicht beein­

flussbaren l<ostenantellen nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV übermittelt. 
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Anlage SR: Saldo Ronulienmgslwnto 20ürl blr, 2012 

In Anlage A3a findet sich eine Gegenl'lberstellung d<~r vom Netzbetreiber vorgenom­

menen Anpassungen und der aus Sicht der l:leschlussl<amrner nach § 4 Abs. 3 S. 1 

Nr. 2 AnegV anerkennungsfähigen Anpassungen. 

Folgende Anpassungen des Netzbetreibers zum 01.01.2011 waren aus Sicht der 

Beschlussl<a1rnner nicht anerkennungsfähig: 

Baulwstenzusc/J(Js~e / Netzansct1/uss1<oste11/JeiträiliJ. 

Der Netzbetreiber hat in den Erhebungsbögen der Jahre 2011 bis 2014 unterschied­

liche Zugangswerte für Baukostenzuschl'lsse (Bf<Z) und Netzanschlussbeiträge 

(NAB) angegeben (siehe folgende Tabellen). 

2008 

2009 

2008 

2009 

Um zu gewährleisten, dass an den Netznutzer sämtliche kostenmindernden Erlöse 

ausgeschüttet werden, sind die endgültigen jährlichen Bf<Z- sowie NAB-Zugänge zu 

betrachten. 

Unter Berücksichtigung einer linearen Abschreibung l'lber 20 Jahre ergeben sich 

Mehrerlöse in Höhe von '>'·, : ·€,die die zulässigen Erlöse vermindern. 
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Anlaw~ SI~: Saldo Rcgulicrungslwnto 2009 hifl 2012 

2. 1.1.3.3. Anpassung aufgrund von IVlch1"' und IVlindBrnt·löson nm:h § :l4 Ahs. 'I 


ARHgV i. V. m. § 11 S!romNEV (Poriodcnilborgrolfonde Saldi<Hunn) 


Eine Anpassung aufgrund von Mehr„ und Mindererlös11n nach § 34 Abs. 1 AHegV 

i. V. m. § 11 StromNEV (Periodenlibergreifende Saldierung 2008) ist der Anlage 1 

des Eroebnisschreibens zur Periodenlibergreifenden Saldieruno 2008 zu entneh„ 

men. 

2.1.1.3.4. 	Anpassungen aufgrund von Mehr„ ode1· Minderel'lösen nach § 34 

Abs. 1 ARe{JV i. V. 111. § 11 S!romNEV analog 

Sofern eine Anp<issung aufgrund einer fylehrerlösabschöpfunq nach § 34 Abs. 1 

ARegV i. V. rn. § 11 StromNEV analog stattgefunden hat, ist diese bei der Berech­

nung der zulässigen Erlösobergrenze in Anlage A3 berücksichtigt worden. Abwei­

chungen des von der Beschlusskammer ermittelten Wertes zu den Angaben des 

Netzbetreibers sind ebenfalls der Anlage A3 zu entnehmen. 

2.1.1.3.5. 	Anpassung nach Maßgabe des§ 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) ge­

mäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 Al~egV 

Sof~rn die Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) 

gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 ARegV angepasst wurde, ist diese bei der Berechnung 

der zulässigen Erlösobergrenze In der Anlage A3 berücksichtigt worden. Abweichun­

gen des von der Beschlusskammer ermittelten Wertes zu den Angaben des Netzbe„ 

treibers sind ebenfalls der Anlage A3 zu entnehmen. 

Bei der Bestimmung des Anpassungsbetrages aufgrund eines Erweiterungsfaktoran­

trags fl'lr das Jahr 2011 hat die Beschlusskammer den aktuell gültigen Verbraucher­

preisgesamlindex zu Grunde gelegt. Sofern im Beschluss die Anpassung der kalen­

derjährllchen Erlösobergrenzen auf Grund eines Erweiterungsfaktorantrags mithilfe 

eines abweichenden Verbraucherpreisindexes ermittelt wurde, können sich hieraus 

Differenzen ergeben. 
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Anla!JO SR: Suldo Hegulio1·un!Jsl<0nto 2009 bis 2012 

2.1.1.:l.6. Anpassunu auf!Jl'Uml oi110r niGht :wmutbaron Hfü'to (llfütefall) !Jemärl 

§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARonV 

Eine AnpasBung dor fesl~Jelogten kalc~nde1jilhrlichen Erlösobergrenzen aufgrund von 

§ 4 Abs. t1 S. 1 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 

2.1.1.3.7. Anpassung aufgrund eines pauschalierten lnvestitionszuschlans 


gemärl § 25 ARegV 


Eine Anpassung der kalenderjährliGhen Erlösobergrenzen aufgrund § 25 ARegV er­

folgte nicht. 

2.1. 1.4. Zulässine El'löse 2012 

Die gemäß § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i. V. m. § 29 Abs. 1 EnWG festgelegte Erlös­

obergrenze .für das Jahr 2012 findet sich in Anlage A3 und wird dem entsprechenden 

Wert des Netzbetreibers gegenübergestellt. 

Die aus Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Erlösobergrenze wird In An­

lage A3 der vom Netzbetreiber angepassten Erlösobergrenze gegenübergestellt. Die 

ggf. ermittelten Differenzen in den Einzelbestandteilen der Erlösobergrenze gegen­

über dem Ansatz des Netzbetreibers ergeben sich ebenfalls aus Anlage A3. Etwaige 

Abweichungen werden nachfolgend erläutert: 

2.1.1.4.1. 	Änderungen des Verbraucherprelsgesamtindexes nach§ B ARegV 

(§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2012 ist die 

Änderung des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen. 

Hierfür ist der Verbrauchergesamtpreislndex In Höhe von 108,20 zu verwenden. 

2.1.1.4.2. 	 Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen 

nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis B, Bb bis 15 ARegV sowie § 11 Abs. 2 

S. 2 ARegV (§ 4 Abs, 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) 

Bei einer Änderung von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 

Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 8, 8b bis 11 und 12a bis 15, S. 2 ARegV ist die festgelegte ka-

Seite 13 von 20 



/\nlane SR: Saldo RH[Julicirungslwnto 200!! bis :1012 

lenderjiihrliche Erliisobemrenze gemiiß § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARe~JV jeweils zum 

01.01. eines l<ak'mderjahres anzupassen. 

Im Rahmcrn seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 1 /\RefJV hat der Netzbetreiber 

der Beschlussl<arrnner für das l<alenderjahr 2012 Angaben hinsichtlich der Anpas­

sung der kalende1jährlichen Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 3 ARenV sowie~ der den 

jeweiligen Anpassungen zugrunde lienendc·m Änderunnen von dauerhaft nicht beein· 

flussbaren l<oslenanteilen nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV übenniltelt. 

In Anlage A3a findet sk:h eine Gegenüberstellung der vorn Netzbetreiber vorgenom­

menen Anpassungen und der aus Sicht der Beschlussl<ammer nach § 4 Abs. 3 S. 1 

Nr. 2 /\RegV anerkennungsfähigen Anpassunfien. 

Folgende Anpassungen des Netzbetreibers zurn 01.01.2012 waren aus Sicht der 

Beschlusskammer nicht anerkennunnsfähig: 

Baukostenzuschüsse/ Nelzansch/uss/wslenbeilr/:lge 

Der Netzbetreiber hat in den Erhebungsbögen der Jahre 2012 bis 2014 unterschied­

liche Zunangswerte flir Baukostenzuschüsse (Bf<Z) und Netzanschlussbeiträge 

(NAB) angegeben (siehe folgende Tabellen). 

2007 

2008 

2009 

2010 
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Anlage SR: Saldo Rouuli11rnngsl<onto 2009 bis 2012 

2000 

2009 

2010 

Um zu gewährleisten, dass an den Netznutzer sämtliche kostenmindernden Erlöse 

ausgeschüttet werden, sind die endgültigen jährlichen Bl<Z·· sowie NAB-Zuoänge zu 

betrachten. 

Unter ßerücksichtioung einer linearen Abschreibung über 20 ,Jahre ergeben sich 

Mehrerlöse in Höhe von ' .>:'. €, die die zulässigen Erlöse vermindern. 

2.1.1.4.3. 	Anpassung aufgrund von Mehr„ und Mindernrlösen nach § 34 Abs. 1 

ARegV i. V. m. § 11 StromNEV (Periodenlibergreifende Saldiernng) 

Eine Anpassung aufgrund von Mehr- und Mindererlösen nach § 34 Abs. 1 ARegV 

i. V. m. § 11 StromNEV (Periodenübergreifende Saldierung 2000) ist der Anlage 1 

des Ergebnisschreibens zur Periodenübergreifenden Saldierung 2000 zu entneh­

men. 

2.1.1.4.4. 	Anpassungen aufgrnnd von Mehr- o.der Mindererlösen nach § 34 

Abs. 1 ARegV i. V. m. § 11 StromNEV analog 

Sofern eine Anpassung aufgrund einer Mehrerlösabschöpfung nach § 34 Abs. 1 

ARegV i. V. m. § 11 StromNEV analog stattgefunden hat, ist diese bei der Berech­

nung der zulässigen Erlösobergrenze in Anlage A3 berücksichtigt worden. Abwei­

chungen des von der Beschlusskammer ermittelten Wertes 'zu den Angaben des 

Netzbetreibers sind ebenfalls der Anlage A3 zu entnehmen. 

Seite 15 von 20 



Anlage SH: Saldo l~egulierungsl<onto 2009 bis 2012 

2.1.1.11.!i. 	 Anpasnung nach 1Vlafl1Jabo cl<rn § 10 /\HegV (E1weit.1irungsfaktor) ge„ 

111äfl § 4 Abs. 4 S. 1' Nr. ·t ARe!JV 

Sofern die Erlösobergrenze nach MaßrJabe des § 10 ARegV (Erwc~lterungsfaktor) 

gemäf~ § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 Af~egV angepasst wurde, ist diese bei der Berechnung 

der zulässigen Erlösobergrenze in der Anlage A3 berücksichtigt worden. Abweichun­

gen des von der Beschlusskammer ermittelten Wertes zu den Angaben des Netzbe„ 

treibers sind ebenfalls der Anlage A3 zu entnehmen. 

Bei der Bestimmung des Anpassungsbetrages aufgrund eines Erweiterungsfaktoran­

trags für das ,Jahr. 2012 hat die Beschlussl<ammer dc~n al<tuell gültigen Verbraucher­

preisgesamtindex zu Grunde gelegt. Sofern im Beschluss die Anpassung der l<alen­

derjährlichen Erlösobergrenzen auf Grund eines Erweilerungsfaktoranlrags mithilfe 

eines abweichenden Verbraucherpreisindexes ermittelt wurde, l<önnen sich hieraus 

Differenzen ergeben. 

2.1.1.4.6. 	Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Härte (Härtefall) gemäß 

§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von 

§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 

2.1.1.4.7. 	Anpassung aufgrund eines pauschalierten Investitionszuschlags 

gemäß § 25 ARegV 

Eine Anpassung der l<alenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund § 25 ARegV er­

folgte nicht. 

2.1.1.4.8 Anpassung aufgrund des Qualitätselementes gemäß §§ 19 und 20 

ARegV 

Die mit Beschluss vom 16.01.2012 (BK8-11/1781„81) festgelegten Zu- oder Ab­

schläge wurden bei der Bestimmung der zulässigen Erlöse 2012 berücksichtigt. 
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Anlage ::m: Saldo Regulie1·u11iislwnto 2009 bis 2012 

2. 1.2. F.rzielbare Erlörrn 

Gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Diffrnenz zwischen den nach § 4 ARerJV zu„ 

lässigHn Erlösen und den vorn Netzbetmiber unter Berücksichtigunri dc~r tatsächli· 

chen MengHnenlwicklung mzielbaren Erlösen im Regulierungsl<onto zu erfassen. Die 

erzielbaren Erlöse ermitteln sich als Produkt der tatsächlich im jeweiligem Jahr 

durchgeleiteten Absatzmengen und Leistungswerten und den 2uvor im Rahmen der 

Verprobungsrechnung gemäß § 20 StromNEV enniltelten Entgelten. Die erzielbaren 

Erlöse ergeben sich aus dem Produkt der tatsächlich physikalisch durchgeleiteten 

Mengen und den in Anspruch genommen Leistungen und den vom Netzbetreiber 

jeweils angesetzten Preis, unabhängig davon, ob Forderungen uneinbringlich waren. 

Mit Festlegung vom 14.12.2011 (Aktenzeichen: Bl<8-11/024) hat die Beschlusskam· 

mer entschieden, dass die Erlösausfälle des Netzbetreibers, die auf im Jahr 2011 

erteilten Netzentgeltbefreiungen beruhen, nicht in die Umlage nach § 19 Abs. 2 S. 6 

und 7 StromNEV einzubeziehen sind. Erlösausfälle des Netzbetreibers, die auf im 

Jahr 2011 erteilten Netzentgeltbefreiungen beruhen, konnten stattdessen im Regulie­

rungsl<onto verbucht werden. Bei der Verprobungsrechnung für das Jahr 2011 dürf­

ten Erlösausfälle, die auf im Jahr 2011 erteilten Netzentgeltbefreiungen beruhen, 

nicht berücksichtigt worden sein. Bei der Bestimmung der erzielbaren Erlöse des l<a­

lenderjahres 2011 waren etwaige Erlösausfälle nach § 19 Abs. 2 StromNEV zu be­

rücksichtigen. 

Der Netzbetreiber hat die zur Ermittlung des Regulierungskontosaldos erforderlichen 

tatsächlich erzielten Erlöse des jeweiligen abgelaufenen l<alenderjahres im Rahmen 

seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 2 ARegV der Beschlusskammer mitgeteilt. 

Nach Prüfung der mitgeteilten Daten durch die Beschlussl<ammer ergeben sich für 

die Jahre 2009 bis 2012 die in Anlage A3 dargestellten erzielbaren Erlöse. 
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/\nlago SH: Saldo Rouulierungnlwnto 2009 biu 2012 

2.2. 	 IJiffernnz awi l<onten rnrnh § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis(), nund 16 ARogV 

Nach § 4 Abs. :i S. 1 Nr. 2 /\RegV erfolot eine /\npassunri der kalBnderjährlichen Er­

lösobergrenze j(~weils t:um 01. Januar eim~s l<alenderjahres bei einer Änden1119 von 

dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis ö, 8 

und 15 ARe9V auf Basis des l<alenderjahres, auf das clie Erlösobernrenze /\nwen­

dun9 finden soll. Die diesbezü9lich in dern jeweili9en Erlösober9renzenjahr enthalte­

mm Ansätze sincl den in diesem Kalenderjahr tatsächlich entstandenen Kosten 9e­

9enüberzustellen. Die so ermittelte Differenz ist im Regulierungskontosaldo 9emäß 

§ 5 Abs. 1 S. 2 /\RegV zu berllcksichti9en. 

Gemäß seiner Mitteilunospflicht nach § 28 Nr. 2 ARe9V hat der Netzbetreiber für die 

l<alenderjahre 2009 bis 2012 die tatsächlich entstandenen Kosten (Jemäß § 11 Abs. 

2 S. 1 Nr. 4 bis 6, 8 und 1 fi ARe9V übermittelt. 

In der Anlage A2 werden diese Werte den aus Sicht der Beschlusskammer korrekten 

Werten ge9enübergestellt. 

2.3. 	 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 

Für die Jahre 2009 bis 2012 sind keine volatilen Kostenanteile nach § 11 Abs. fi 

ARegV gegeben. Eine Differenz i. S. d. § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV l<ann diesbezllglich 

somit nicht vorliegen. 

2.4. 	 Differenz ;zwischen den für das Kalenderjahr entstehenden Kosten des 

Messstellenbetriebs oder der Messung und den in der Erlösobergren;ze 

diesbezUglich enthaltenen Ansätzen 

Gemäß § fi Abs. 1 s. 3 ARegV wird zusätzlich die Differenz zwischen den flir das 

f(alenderjahr bei effizienter Leistungserbringung entstehenden Kosten des Messstel­

lenbetriebs oder der Messung und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich enthal­

tenen Ansätzen in das Regulierungskonto einbezo9en, soweit diese Differenz durch 

Änderungen der Zahl der Anschlussnutzer, bei denen Messstellenbetrieb oder Mes­

sung durch den Netzbetreiber durchgeführt wird, oder Maßnahmen nach § 21b 

Abs. 3a und 3b EnWG sowie nach§ 18b StromNZV verursacht wird. 
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Anlage SI~: Saldo l~ouulie1·ungskonto 200!! bis 2012 

Gemifü seirn~r Mittoilungspflichlon nach § 28 Nr. 2 ARorJV hat der Nelt:betreiber für 

clio l<alenderj<lhm 2009 bis 2012 die l<oslonveränclerung für die Messung bzw. den 

Messstellenbetrieb inl<lusive der Maßnahmen uemfü.~ § 21 b EnWG übermittelt. Diese 

Werte werden in der Anlage A3 den von der Fleschlussk<lmmer ueprüflen Werten 

gerJenl'lbergestellt. 

3. 	 Ausgleich des Hegulierungskontosaldos der ersten r~e[Julierungsperio­

de 

3.1. 	 Bestimmunu des Re[Julierungslwntosaldos zum 31.12.2012 

Der Gesamtsaldo des Regulierungslwntos zum 31.12.2012 wird durch die kalender­

jährlichen Einzelbeträge für die J<lhre 2009 bis 2012 hinsichtlich 

• 	 der Abweichung zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen gemäß § 5 

Abs. 1 S. 1 ARegV, 

• 	 der Abweichung zwischen den tatsächlichen l<osten nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 

4 bis 6, 8 und 15 ARegV und den in der kalenderjährlichen Erlösobergrenze 

enthaltenen Ansätzen gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV sowie 

• 	 der veränderten l<osten aus Messstellenbetrieb oder Messung im Sinne des 

§ 5 Abs. 1 S. 3 ARegV 

bestimmt. Diese Differenzbeträge werden gemäß § 5 Abs. 2 ARegV verzinst. 

Der Anlage A2 sind die unverzinsten Differenzen der ,Jahre 2009 bis 2012 zu ent­

nehmen. 

Die Verzinsung eriolgt gemäß § 5 Abs. 2 ARegV auf Grundlage des jeweils jährlich 

dmchschnittlich gebundenen Betrags. Dieser ergibt sich aus dem Mittelwert von Jah­

resanfangs- und Jahresendbestand. Der anzuwendende Zinssatz entspricht dem auf 

die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen Durchschnitt der von 

der Deutschen Bundesbank veröffentlichten Umlaufsrendite festverzinslicher Wert­

papiere inländischer Emittenten. Für das Jahr 2009 beträgt der Zinssatz 4,09 %, für 

das Jahr 201 O 3,80 %, für das Jahr 2011 3,58 % und für das Jahr 2012 3,25 %. 

Der Endbestand des Regulierungskontos zum 31.12.2012 ergibt sich aus den Diffe­

renzen der Jahre 2009, 2010, 2011 und 2012, die gemäß§ 5 Abs. 2 ARegV zu ver­

zinsen sind. Der Anlage A2 ist für die Jahre 2009 bis 2012 der Vorjahressaldo, der 
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Anlaoe 	SI~: Saldo HeouliHrungukonio 2009 biß 2012 

Gesarntsuldo vor Ver;dnsung, die Höho der Verzinsung sowie der jeweilirJH Ge­

sarntsuldo nach Verzinsung zum 31.12. flir das <-Jlllsprm;hendo ,Jahr zu c"Jnt11ehmen. 

Der Gesamtsaldo des Regullenmgsl<ontos zurn 31.12.2012 kann ebonfnlls der Anla­

ge A2 entnommen werden. 

3.2. 	 Bcmfüntnung der Setnessungsgnmdlage für die Berechmmo der Zu- und 

Abschiäoe 

Grundlage für die Bestimmung der Zu- und Abschläge auf die Erlösobergrenzen der 

zweiten Regulierungsperiode ist der Regulierungsl<ontosaldo zum 31.12.2012 (vgl. 

Anlage A2). Dieser ist für das Jahr 2013 aufzuzinsen, da die Auflösung des Regulie­

rungskontosaldos erst im Jahre 2014 beginnt. 

Bei einem Zinssatz von 3,/.5 % ergibt sich die in Anlage A5 dargestellte Verzinsung 

mr das Jahr 2013. 

Die Bemessungsgrundlage für die Berechnung der Zu- und Abschläge auf die Erlös­

obergrenzen der zweiten Regulierungsperiode ergibt sich aus dem Gesamtsaldo Re­

gulierungskonto nach Verzinsung, der in der Anlage A2 dargestellt ist. 

3.3. 	 Berechnung der Zu- und Abschläge 

Die Ermittlung der Zu- und Abschläge auf die Erlösobergrenzen der Jahre 2014 bis 

2018 erfolgt in 5 gleichmäßigen Raten zuzüglich der jährlichen Verzinsung der jewei­

ligen durchschnittlichen Kapitalbindung. 

Der dabei anzuwendende Zinssatz beträgt konstant 3,25 %, was dem 10-jährigen 

Durchschnitt der Umlaufsrenditen "festverzinsliche Wertpapiere inländischer Emitten­

ten" der Jahre 2003 bis 2012 entspricht. Eine Fixierung des Zinssatzes für zukünftige 

Jahre ist erforderlich, da In der Verordnung kein Anpassungsmechanismus während 

des Auflösungszeitraums vorgesehen ist. 

Entsprechend der oben dargestellten Ausführungen ergeben sich die in Anlage A5 

aufgeführien zu~ oder Abschläge für das Regulierungskonto für die Jahre 2014 bis 

2018. Zuschläge auf die Erlösobergrenzen der zweiten Regulierungsperiode werden 

hierbei mit einem positiven Vorzeichen dargestellt, Abschläge sind mit einem negati­

ven Vorzeichen versehen. 
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Die Anlagen 1–9 sowie die Anlagen A1–A5 sind vollständig geschwärzt. 
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